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Zur Beachtung! 


Die Bücher sind zum Termin 
zurückzugeben oder es ist eine 
Verlängerung der Leihfrist zu bean- 
tragen. 

Jedes entliehene Buch ist während 
der Leihzeit in einem Umschlage 
aufzubewahren und so auch der 
Bibliothek wieder zuzustellen. 


Die Bücher sind in jeder Weise 


zu schonen. Das Anstreichen, 
Unterstreichen, Beschreiben und 
dgl. sind streng verboten. Zu- 
widerhandelnde können zum Er- 
satze des Buches verpflichtetwerden. 
Auch werden ihnen in Zukunft 
andere Bücher nicht verabfolgt 
werden, 

Beschädigungen und Defekte sind 
spätestens am Tage nach Empfange 
der Bücher zur Anzeige zu bringen. 


Die Verwaltung. 


Die Lettiſche 
Revolution 
I 


Die 
Lettiſche Revolution 


Mit einem Geleitwort 


von Profeſſor Dr. Theodor Schiemann 
* 


Teil I 
Der Schauplatz Treibende Kräfte 


Berlin 
Druck und Verlag von Georg Reimer 


1906. 


Geleitwort. 


„Die lettiſche Revolution“, deren erſter Band hier der 
Offentlichkeit übergeben wird, iſt auf Grund von Materialien 
geſchrieben, die der anonyme Verfaſſer des Buches mit großer 
Sorgfalt geſammelt und mit kritiſchem Scharfſinn verwertet 
hat. Ich ſtehe nicht an, die volle wiſſenſchaftliche und moraliſche 
Verantwortung für dieſe Publikation zu übernehmen, und 
empfehle ſie der Beachtung aller derjenigen, denen daran liegt, 
über eines der wichtigſten Kapitel der großen ruſſiſchen 
Revolution ein unparteiiſches und wahrhaftiges Urteil zu 
gewinnen. 


Berlin, Ende Juni 1906. 


Prof. Dr. Theodor Schiemann. 


Vorwort. 


Die Abhandlung über die lettiſche Revolution verfolgt 
einen doppelten Zweck: einmal ſoll ſie das vorhandene reich⸗ 
haltige Material wiſſenſchaftlich verwerten und hiſtoriſch feit- 
legen, dann ſoll ſie die falſchen Darſtellungen einer teils 
irregeführten, teils lügneriſchen Preſſe zurechtſtellen, ſowohl 
hinſichtlich der Geſchehniſſe, als auch hinſichtlich der Urſachen 
der revolutionären Bewegung. 

Die Abhandlung kann nicht den Anſpruch erheben, er— 
ſchöpfend zu ſein, ſie ſoll aber dem Leſer die Möglichkeit 
bieten, ſich über die wichtigſten Faktoren zu informieren, welche 
zum Verſtändnis der pſychiſchen Maſſenerkrankung, als die 
ſich die revolutionäre Bewegung in den Oſtſeeprovinzen dar⸗ 
ſtellt, erforderlich ſind. 

Das benutzte Quellenmaterial ijt jorgfältig ausgewählt; 
vor allem ſind die offiziellen Publikationen und Aktenſtücke, 
die dem Verfaſſer zugänglich waren, verwertet worden. 

Durch die Anordnung des Stoffes konnten im erſten Teil, 
bei den Abriſſen über Geſchichte, Verfafjung und Agrar⸗ 
geſetzgebung Wiederholungen nicht vermieden werden; dieſer 
Nachteil dürfte aber aufgewogen werden durch die dem nicht- 
baltiſchen Leſer gebotene Möglichkeit, ſich ſchnell über ein 
Spezialgebiet unterrichten zu können. 
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Vorwort. V 


Die Abhandlung zerfällt in zwei Teile. Im erſten vor⸗ 
liegenden Teil ſoll der Schauplatz der Revolution geſchildert 
werden, auch ſoll unterſucht werden, welches die treibenden 
Kräfte waren, die der Revolution den Boden ebneten. 

Indem wir die Geſchichte des Landes und ſeine Ver⸗ 
faſſung kennen lernen, werden wir die Eigenart ihrer Bewohner 
verſtehen. Indem wir die Agrargeſetzgebung und die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe unterſuchen, werden wir die Über⸗ 
zeugung gewinnen, daß von einem ökonomiſchen Notſtand, 
der zur Revolution hätte führen können, keine Rede ſein 
kann. Indem wir endlich die Reſultate der Grenzmarken⸗ 
politik der ruſſiſchen Regierung darlegen, werden wir zum 
pſychologiſchen Verſtäͤndnis der Krankheitserſcheinungen am 
lettiſchen Volkskörper gelangen, die zur Maſſenpſychoſe führten, 
nachdem das Gift der Sozialdemokratie in dieſen kranken 
Körper eingedrungen war. 

Im zweiten Teil der Abhandlung wird die nationaliſche 
und ſozialdemokratiſche Bewegung innerhalb des lettiſchen 
Volkes behandelt und eine Darſtellung der Revolution gegeben 
werden. 
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Einleitung. 


Die Letten. 


Unter den Nationen, die während der ruſſiſchen Revolution 
von 1905 zu trauriger Berühmtheit gelangt ſind, ſtehen 
an erſter Stelle die Letten. Von ihnen war bisher in 
Deutſchland nicht viel bekannt; man wußte: es iſt ein 
den Litauern verwandter Volksſtamm, der die bäuerliche Be⸗ 
völkerung im ſüdlichen Teil der ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen 
ausmachte und von dem auch Splitter auf der Kuriſchen 
Nehrung in Oſtpreußen zu finden ſind. Der Königsberger 
Prozeß von 1904 warf nur ein vorübergehendes Streiflicht 
auf die ſozialdemokratiſchen Velleitäten der lettiſchen „In⸗ 
telligenz“. Dann verſank dieſes Volk wieder in Vergeſſen⸗ 
heit, um ſich erſt während des Schreckensjahres 1905 durch 
Meuchelmord und Brandſtiftung in blutige Erinnerung zu 
bringen. 

Heute iſt es für den Deutſchen gut, genau zu wiſſen, wer 
ſeine Nachbarn ſind. 

Die genaueſten Nachrichten über Herkunft, Volkstum 
und Sprache der Letten verdanken wir dem Paſtor Dr. A. 
Bielenſtein, deſſen klaſſiſches Werk „Die Grenzen des lettiſchen 
Volksſtammes und der lettiſchen Sprache“ 1892 von der 
Akademie der Wiſſenſchaften in Petersburg herausgegeben 
worden iſt, als die Frucht eines langen, in ſeelſorgeriſcher 
Arbeit und wiſſenſchaftlicher Forſchung unter den Letten ver- 
brachten Lebens. Am 17./30. Dezember 1905 ift das Pfarr- 
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haus des greifen Gelehrten in Doblen mit ſeinem ganzen 
Inhalte, darunter die Bücher- und Manufkriptenſchätze, ver⸗ 
wüſtet und dann eingeäſchert worden, von denſelben Letten, 
deren Sprache und Ethnographie durch Bielenſtein in der 
europäiſchen Wiſſenſchaft Eingang gefunden hatten. 

Die Letten find ein lito-flawifder Volksſtamm, der ſeit 
etwa Mitte des erſten Jahrtauſends n. Chr. an den Oſtſee⸗ 
küſten ſiedelte. 

Das jetzige Siedelungsgebiet umfaßt nach Bielenſtein: 
1. Kurland mit Ausnahme eines von Liven bewohnten Küſten⸗ 
ſtreifens bei Dondangen und des von Litauern und Weiß⸗ 
rufen durchſetzten ſüdlichen Teils des Kreiſes Illuxt (ſüdlich 
von Dünaburg), 2. Süd⸗Livland, und zwar die Kreiſe Riga, 
Wolmar, Wenden und Walk, 3. Polniſch⸗Livland, die an Liv⸗ 
land grenzenden Kreiſe Dünaburg, Roſitten und Ludſen des 
witebskiſchen Gouvernements, wo Letten und Ruſſen neben⸗ 
einander wohnen, 4. inſelartige Siedelungen im Gouverne⸗ 
ment Pleskau an der Grenze Livlands und im Gouvernement 
Kowno an der Grenze Kurlands, 5. in Oſtpreußen den nörd— 
lichen Teil der Kuriſchen Nehrung bis zum Dorfe Roſſitten. 

Die Geſamtzahl der Letten auf dem genannten Gebiete, 
mit Ausnahme der Kuriſchen Nehrung, betrug nach der Volks⸗ 
zählung von 1897: 1380200 Köpfe, die ſich wie folgt auf 
die einzelnen Gebiete verteilten: 


Livland: 563829 — 43,40% der Geſamtbevölkerung 


Kurland: 505994 — 75,04% „ 7 
Witebsk: 264062 — 17,73% „ " 
Kowno: 35188 — 27,28 ¼ " " 


Pleskau: 11127 — 0,99% „ 5 
1380200 — 21% der Geſamtbevölkerung. 


Die Letten ſind überwiegend Bauern und Landarbeiter, 
doch iſt die Zahl der Letten in den Städten in beſtändigem 
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Wachſen begriffen, da fie den größten Teil der Fabrikarbeiter 
in den Induſtrieſtädten Riga und Libau ſtellen, auch durch 
ihre niedrigere Lebensführung den deutſchen Handwerker und 
den kleinen Kaufmannsſtand immer mehr verdrängen. é 
fanden ſich nach der Volkszählung von 1897 in den Städte 
Livlands und Kurlands 209583 Letten, was in Kurland 
42%, in Livland 38% der ſtädtiſchen Bevölkerung aus⸗ 
macht. Der weitaus größte Teil dieſer ſtädtiſchen Letten 
beſteht, wie erwähnt, aus Arbeitern und Handwerkern; es 
find aber ſchon einige tauſend Letten mit Mittel- und Hoch⸗ 
ſchulbildung vorhanden. Im Jahre 1904 verausgabte der 
Lettiſche Verein in Riga, der Mittelpunkt der nationallettiſchen 
Beſtrebungen, 4000 Rbl. zur Unterſtützung von Studenten.“) 

In der Zeit vor der Ruſſifizierung gab es keine „lettiſche 
Intelligenz“. Durch die Aneignung der höhern deutſchen 
Kultur wurden die Letten und Eſten germaniſiert, zumal 
damit auch ein Aufrücken in eine höhere ſoziale Stellung 
verbunden war. Zahlreiche tüchtige Elemente ſind auf dieſem 
natürlichen Wege dem Deutſchtum gewonnen worden. Erſt 
die Ruſſifizierung und die damit verbundene Fünftliche 
Schaffung einer nationaliſtiſchen Bewegung unter den Letten 
und Eſten hat dieſen Prozeß des Übergangs aus einer niederen 
in eine höhere Kultur unterbrochen. Die moderne „lettiſche 
Intelligenz“ pocht auf ihr Volkstum, obgleich ſie — ſofern 
es ſich um höhere Bildung handelt — eigentlich germaniſiert 
iſt. Wir werden auf dieſe Frage noch ausführlicher zu 
ſprechen kommen. 

Die lettiſche „Intelligenz“ wendet ſich teils freien Berufen 
zu: Prediger, Arzte und Rechtsanwälte, teils geht ſie in den 


1) Vgl. den von einem Letten unter dem Pſeudonym R. Kaupo⸗ 
Riga geſchriebenen Artikel „Die wirtſchaftlichen und geiſtigen Fort⸗ 
ſchritte der Letten“ in der Wiener Wochenſchrift „Die Zeit“, 1904, Nr. 515. 
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niederen Beamtenſtand über; die Kanzleien der Regierungs⸗ 
behörden in den Oſtſeeprovinzen, das Telegraphen-, Poſt⸗ und 
Eiſenbahnweſen waren beim Ausbruch der Revolution über⸗ 
füllt mit jungen Letten, ein Umſtand, der das Umſichgreifen 
der revolutionären Bewegung außerordentlich gefördert hat. 

Für unſere Betrachtung iſt aber vornehmlich das flache 
Land in Kurland und Süd⸗Livland von Wichtigkeit. Hier 
finden wir Letten in Kurland 440 128, oder 85°/, der länd⸗ 
lichen Bevölkerung, in Süd⸗Livland 415833, oder 94% der 
ländlichen Bevölkerung. Der weitaus größte Teil der länd⸗ 
lichen Bevölkerung in Kurland und Süd-Livland beſteht alſo 
aus Letten, wie in Nord⸗Livland und Eſtland aus Eſten. 
Das deutſche Element ſtellt der Großgrundbeſitz, der über⸗ 
wiegend deutſch iſt, die Prediger und Landärzte, die allmählich 
von Letten und Eſten verdrängt werden, und einige Wirtſchafts⸗ 
beamte und Handwerker auf den Rittergütern. 

Das Bild, das wir durch dieſe Ziffern von der Zuſammen⸗ 
ſetzung der Nationalitäten gewinnen, wird den Hintergrund 
abgeben für das blutige Drama, das ſich im Jahre 1905 
hier abſpielte und deſſen Nachſpiel noch nicht beendet iſt. 
Bevor wir aber dieſes Drama vor dem Leſer entrollen, haben 
wir den Schauplatz der Handlung und die treibenden Kräfte 
kennen zu lernen, die dem Drama den Boden bereiteten. 


Kapitel I. 
Geſchichte der Oſtſeeprovinzen. 


J. Politiſche Geſchichte. 


Die Geſchichte der baltiſchen Provinzen darf in ihren 
weſentlichen Umriſſen als bekannt vorausgeſetzt werden. Sie 
iſt in letzter Zeit in der deutſchen Tagespreſſe häufig rekapi⸗ 
tuliert worden, nicht immer einwandsfrei, meiſt im Auszug 
aus dem Konverſations-Lexikon, doch immerhin für die 
Orientierung des ſchnellebenden Zeitungsleſers genügend. 
Wir können uns daher mit einer ſummariſchen Überſicht der 
politiſchen Geſchichte Livlands') begnügen und das Schwer— 
gewicht auf die Darſtellung der Rechts- und Wirtſchafts⸗ 
geſchichte verlegen. 

Die baltiſchen Provinzen Eſtland, Livland, Kurland und 
Oſel umfaſſen einen Flähenraum von 95402,3 qkm mit 
2368 115 Einwohnern, entſprechen alſo an Größe den König— 
reichen Bayern und Württemberg zuſammen (95 383,5 qkm). 
Die Dichtigkeit der Bevölkerung beträgt 26 Menſchen durch⸗ 
ſchnittlich pro Quadratkilometer, iſt alſo verhältnismäßig 
gering, was ſich durch den Umſtand erklärt, daß die Zahl 
der Städte im Verhaltnis zum Flächenumfang des ganzen 
Landes ſehr klein iſt. 


1) Bal. Th. Schiemann, Rußland, Polen und Livland bis ins 
17. Jahrhundert. Bd. II. In W. Onken, Allgem. Geſch. in Einzel 
darſtellungen. II. 10. Berlin 1887. E. und A. Seraphim, Livländiſche 
Geſchichte. 2. Aufl. Reval 1897 und 1904. A. v. Tranſehe-⸗Roſeneck, 
Zur Geſchichte des Lehnsweſens in Livland. I. Riga 1903 u. a. 
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Die Urgeſchichte des baltiſchen Gebietes iſt noch immer 
in Dunkel gehüllt. Nach den neueſten Forſchungen des Dänen 
Sophus Müller wird die ſchon früher vertretene Anſicht be- 
ſtätigt, daß in der erſten Hälfte des erſten Jahrtauſends nach 
Chriſto auf dem Gebiete, das heute von Eſt-, Liv- und Kur⸗ 
land eingenommen wird, gotiſch⸗germaniſche Stämme geſeſſen 
haben. Als die erſten deutſchen Koloniſatoren ausgangs des 
12. Jahrhunderts die Mündung der Dina hinauffuhren, 
fanden ſie an den Dünaufern und an der Meeresküſte liviſche, 
weiterhin im Lande lettiſche Völkerſchaften vor. Die mehr 
oder weniger in tributärer Abhängigkeit von den ruſſiſchen 
Teilfürſten in Polotzk und Pleskau ſtanden. Der Norden 
war von Eſten eingenommen. Dieſe und die Liven gehören 
zum finniſch-ugriſchen Volksſtamme, ſind alſo Mongolen, 
während die Letten dem lito-flawiſchen Volksſtamme ange⸗ 
hören, alſo Arier find. Alle dieſe Völker befanden ſich auf 
einer äußerſt niedrigen Kulturſtufe und lebten in beſtändigen 
Kriegen ſowohl untereinander als auch mit den benachbarten 
Ruſſen und Litauern. 

Die deutſche Koloniſation des unwirtlichen, von wilden 
Heiden bewohnten Landes fand ſtatt unter dem Drucke der 
mächtigen geiſtigen und wirtſchaftlichen Strömung, die im 
12. Jahrhundert die beiten Kräfte der deutſchen Nation ent- 
feſſelte. Einerſeits der tiefinnerliche Zwang zur Heiden— 
bekehrung, der myſtiſche Drang zur Erwerbung der ewigen 
Seligkeit, wie er ſich in den Kreuzzügen äußert, andererſeits 
das gleichfalls wie ein Naturgeſetz wirkende Bedürfnis nach 
wirtſchaftlicher Expanſion führte die Scharen niederdeutſcher 
Pilger und Kaufleute in die deutſchen Seeſtädte, wo ſie ſich 
zur Kreuzfahrt nach Livland einſchifften. Unter dem Banner 
des Kreuzes wurde die Stadt Riga an der Düna gegründet, 
entſtanden in raſcher Reihenfolge die livländiſchen Bistümer, 
während im Norden der kühne Dänenkönig Waldemar II. 
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der Sieger, dem Rufe des livländiſchen Biſchofs folgend, in 
Eſtland Fuß faßte. 

Gleichzeitig ſtiftete der livländiſche Biſchof Albert einen 
Ritterorden, die Brüder der Ritterſchaft Chriſti, die nach 
ihrem Ordensabzeichen gewöhnlich „Schwertbrüder“ genannt 
werden. Dieſer Orden, der 1236 in den Deutſchorden auf⸗ 
ging, trat als Landesherr zu den geiſtlichen Fürſten und dem 
König von Dänemark hinzu. 

Sämtliche livländiſche Staaten: die Bistümer, das Ordens⸗ 
gebiet und das däniſche Herzogtum Eſtland, bildeten zu⸗ 
ſammen eine Föderation, eine Art Staatenbund auf ſtän⸗ 
diſcher Grundlage. Seit dem 14. Jahrhundert tritt dieſe 
Verfaſſungsform mit den vier Ständen: Herren, Geiſtlichkeit, 
Ritterſchaft und Städte immer mehr hervor; das Organ des 
Staatenbundes iſt der livländiſche Landtag, die Exekutive 
fällt den Landesherren, insbeſondere dem Erzbiſchof von Riga 
und dem Orden, zu. Zwiſchen dieſen wird Jahrhunderte hin⸗ 
durch ein erbitterter Kampf um die Hegemonie geführt, der 
ſchließlich zugunſten des Ordens ausfällt. Staatsrechtlich 
gehörte Livland zum heiligen Römiſchen Reiche deutſcher 
Nation. Seit dem Beginn des 13. Jahrhunderts erhielten 
der Erzbiſchof von Riga und die Biſchöfe von Dorpat und 
Oſel⸗Wiek die Belehnung durch den Kaiſer und galten als 
deutſche Reichsfürſten. In einem ähnlichen Verhältnis zum 
Reiche ſtand bekauntlich auch der Deutſchorden. Nachdem 
durch den Frieden von Thorn 1466 das preußiſche Ordens⸗ 
land in Abhängigkeit von der polniſchen Krone geraten 
war, galt der livländiſche Meiſter als Reichsfürſt; die 
Regalien erhielt er allerdings erſt 1530. Innerhalb der 
einzelnen ſechs livländiſchen Territorien (Riga, Dorpat, Oſel⸗ 
Wiek, Kurland, Deutſchordensgebiet und Harrien-Wierland) 
herrſcht wie überall im mittelalterlichen Weſteuropa das 
Lehnsweſen. In ihm wurzeln ſowohl die ſozialen und wirt⸗ 
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ſchaftlichen Verhältniſſe als auch die ſpätere Verfaſſung der 
einzelnen Landesteile. Hierauf werden wir bei Beſprechung 
der Rechts- und Wirtſchaftsgeſchichte zurückkommen müſſen. 

Die großen geiſtigen und politiſchen Umwälzungen des 
16. Jahrhunderts mußten auch den Bau des livländiſchen 
Staatenweſens in ſeinen Grundfeſten erſchüttern; um ſo mehr 
als es ſich hier um Staatenbildungen handelte, die ihr Da- 
ſein einer geiſtigen Idee verdankten, die durch die Reformation 
ihres weſentlichſten Inhalts beraubt wurde. Der ſtändiſch⸗ 
republikaniſche Charakter des livländiſchen Staatenbundes 
verhinderte die Säkulariſation der Bistümer und des Ordens. 
Trotzdem daß Ritterſchaft und Städte Livlands& zu den 
erſten Ständen Deutſchlands gehörten, die ſich zu den Lehren 
Luthers bekannten, erhielt ſich die Territorialverfaſſung Liv- 
lands noch über ein Menſchenalter. Während das preußiſche 
Deutſchordensgebiet teils in direkte, teils in indirekte Ab- 
hängigkeit von Polen gelangt war, blieb Livland von Polangen 
bis Narva vollſtändig unabhängig als ein Glied des heiligen 
Römiſchen Reiches deutſcher Nation bis zum Jahre 1561. 
Erſt die großen Kriege, die Polen, Schweden und Rußland 
im 16. Jahrhundert um die Herrſchaft über die Oſtſee 
führten, brachten dem livländiſchen Staatenbunde den Unter- 
gang. Ein Blick auf die Landkarte genügt, um die außer⸗ 
ordentliche Bedeutung Livlands mit feiner ausgedehnten, 
vielgegliederten Küſte für die Beherrſchung der Oſtſee zu 
erkennen. Beſonders für das mächtig aufſtrebende mosko⸗ 
witiſche Zartum war der Beſitz der livländiſchen Küſte 
geradezu eine Lebensfrage. Völlig vergeblich waren die Ver⸗ 
ſuche Livlands, ſeine Selbſtändigkeit zu bewahren. Es lag 
auf der Hand, daß die Livländer bei den Nachbarmächten 
keine uneigennützige Hilfe finden könnten; waren die Nach— 
barn doch alle am Erwerb livländiſchen Bodens intereſſiert. 
Trotzdem wandten ſich die Livländer um Hilfe gegen den 
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ruſſiſchen Erzfeind an Dänemark, Polen und Schweden, nach⸗ 
dem das ohnmächtige Deutſche Reich ſeinen Schutz verſagt 
hatte. Aber weder dieſe von vornherein ausſichtsloſen Ver⸗ 
ſuche, noch diplomatiſche Verhandlungen mit den Ruſſen 
konnten das kommende Unheil abwenden. Der Verzweiflungs⸗ 
kampf der Livländer gegen den übermächtigen Feind begann. 
In entſetzlicher Weiſe hauſten die Ruſſen und Tataren 
Iwans des Schrecklichen in Livland. In dieſer Stunde 
äußerſter Gefahr traten alle Mängel der ſtändiſch⸗republikani⸗ 
ſchen Verfaſſung des Landes zutage: innerer Zwiſt und Eifer⸗ 
ſucht der Stände untereinander, die alte Abneigung der 
Einheimiſchen gegen die fremdländiſchen Ordensherren, Miß— 


trauen gegenüber den Prälaten, Eigennutz der Landesherren. 


Und zum Unglück des Landes keine bedeutende Perſönlichkeit, 


die wie in früheren Tagen Ritter und Unedle, Städter und 


Bauern unter der Marienfahne gegen den Feind führen 
konnte. Die Kraft des Landes verzettelte ſich in Einzel⸗ 
kämpfen. Neben Schwäche und Panik Taten beiſpielloſen 
Opfermutes und glänzender Tapferkeit. Sehr bald wurde 
es offenbar, daß das Land ohne fremde Hilfe verloren war. 
Herren und Stände ſahen ſich nun darnach um. Wieder 
ging man an Kaiſer und Reich. Die livländiſchen Stände, 
erklärte ihr Abgeſandter, der Komtur von Dünaburg, müßten, 
wenn das Reich nicht helfe, „entweder in des Feindes Hände 
fallen oder bei den nächſtgeſeſſenen chriſtlichen Herrſchern 
durch Unterwerfung oder jede andere beſchwerliche Bedingung 
Heil und Erlöſung ſuchen, ſo ungern ſie auch, wie ſie vor 
Gott bezeugten, das tun würden“. Kaiſer und Reichstag 
berieten die Sache in aller Gemütsruhe und Gründlichkeit. 
Schließlich wurde beſchloſſen, der Kaiſer möge den Zaren 
beſchicken und um Einſtellung der Feindſeligkeiten erſuchen. 
Auch ſollen die benachbarten Potentaten zur Fürſprache 
bewogen werden. Endlich ſoll Livland als Hilfe 300000 Gulden 
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erhalten. In beweglichen Worten wies der livländiſche Ge- 
ſandte darauf hin, daß es ſich nicht um papierene Inter⸗ 
pentionen, ſondern um ſchleunige Entſetzung der ſchwerbedrängten 
Reichsuntertanen handele. Es blieb beim Beſchluß — der nur 
in bezug auf die Geldhilfe nicht ausgeführt wurde, da die 
300000 Gulden nicht aufgebracht werden konnten. Das 
äußerſt ſanfte und friedfertige kaiſerliche Schreiben an den 
Zaren Iwan wurde von dieſem in ironiſchem Tone be⸗ 
antwortet: er, der Zar wolle nicht eher ruhen, als bis er die 
Lande zu Lipland unter ſeine Macht und Gewalt gebracht 
habe — es ſei denn, daß der Kaiſer ihm etwas freundlicher 
ſchriebe. Die anderen Mächte, mit Ausnahme Dänemarks, 
beantworteten die Schreiben des Kaiſers überhaupt nicht. 
Mittlerweile hatte ſich das Schickſal Livlands vollzogen. 
Der „Eckſtein und die Vormauer des heiligen Römiſchen 
Reiches deutſcher Nation“ lag am Boden. Was der liv- 
ländiſche Geſandte dem Reiche in Ausſicht geſtellt hatte, 
mußte nun geſchehen; es mußte ein Schutzherr gefunden 
werden. Hier nun gingen die Anſichten der Herren und 
Stände weit auseinander. Die einen hielten zum lutheriſchen 
Schweden, die andern zum mächtigeren Polen. Verräteriſcher 
Eigennutz der Landesherren ſpielte mit hinein. So zerfiel 
1561 der livländiſche Staatenbund. Der Süden fiel an 
Polen, der Norden, ſoweit er nicht von den Ruſſen beſetzt 
war, an Schweden. Das Bistum Sſel-Wiek verſchacherte 
der Biſchof Johann von Münchhauſen an den Herzog Magnus 
von Holſtein, den Bruder des Königs von Dänemark. So⸗ 
gar einen König von Livland, eben dieſen Magnus, hat es 
von Gnaden des Zaren eine kurze Zeit gegeben. Aus den 
Trümmern des zuſammenbrechenden Landes rettete ſich der 
letzte Meiſter Gotthard v. Ketteler das Ordensgebiet Kurland 
und Semgallen als Herzogtum unter polniſcher Lehnshoheit. 
So ging Livland dem Deutſchen Reiche verloren. 
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Die nun folgende Geſchichte des Landes iſt an die Ge 
ſchichte der Reiche geknüpft, zu denen die einzelnen Territorien 
nun gehörten: Polen, Schweden und Dänemark. Der durch 
Jahrhunderte dauernde Kampf dieſer Reiche und des ganzen 
ruſſiſchen Staates um die Oſtſee iſt zum größten Teile auf 
livländiſchem Boden ausgefochten worden. 1629 im Frieden 
zu Altmark erhielt Guſtav Adolf von Schweden ganz Livland 
bis zur Düna, mit Ausnahme der Gebiete Marienhauſen, 
Rofitten und Dünaburg, die als fog. polniſches Livland bis 
in die Neuzeit die Schickſale Polens geteilt haben. 1645 
fällt auch die Inſel Ofel an Schweden, jo daß von dieſem 
Zeitpunkte an Eſtland, Sſel und das jetzige Livland ſchwediſch 
waren. i 
Im nordiſchen Kriege ging dieſes Gebiet und damit die 
Großmachtſtellung Schwedens verloren. An ſeine Stelle 
rückte Rußland, dem ſich 1710 die livländiſchen und eſt⸗ 
ländiſchen Stände: Ritterſchaften und Städte, durch Kapitula⸗ 
tion unterwarfen; welche Unterwerfung durch den Nyſtädter 
Frieden 1721 ſtaatsrechtlich anerkannt wurde. Das polniſche 
Lehnsherzogtum Kurland blieb bis 1795 beſtehen, dann 
wurde es dem ruſſiſchen Reiche inkorporiert. Seit dieſem 
Jahre haben die vier baltiſchen Provinzen das gleiche 
Schickſal geteilt. 


2. Verfaſſungsgeſchichte. 


Wenn wir nun an den Verſuch herangehen, die Ver⸗ 
faſſung der Provinzen in kurzen Zügen darzulegen, haben 
wir im Auge zu behalten, daß die vier Provinzen ihrer ge— 
ſchichtlichen Entwicklung entſprechend verſchiedene Verfaſſungen 
haben. Die Abweichungen in den Verfaſſungen Eſtlands 
Livlands und Oſels find jedoch fo geringfügig, daß es er- 
laubt erſcheint, zur Vereinfachung die Verfaſſung nur einer 
Provinz, der größten und wichtigſten, nämlich Livlands, 
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darzuſtellen. Weſentlichere Abweichungen zeigt die Verfaſſung 
Kurlands, die beſonders behandelt werden muß. Die liv- 
ländiſche Provinzialverfafjung') geht in ihren Grundzügen 
zurück auf den Unterwerfungsvertrag der livländiſchen Stände 
mit dem polniſchen König Sigismund Auguſt, das viel- 
genannte Privilegium Sigismundi Augusti, vom 28. No⸗ 
vember 1561, die Magna charta der deutſchen Livländer. 
Dieſe Urkunde verbürgte dem Lande für alle Zeiten: freie 
Religionsübung nach der augsburgiſchen Konfeſſion und 
deutſche Selbſtverwaltung nach eigenem deutſchen Rechte. 

Der Vertrag wurde von den Polen nicht gehalten. 

Bereits 21 Jahre jpäter begann der energiſche Verſuch, 
Livland zu katholiſieren und zu poloniſieren. Unſägliches 
Elend brach über das Land herein, das gleichzeitig der 
Schauplatz ununterbrochener Kriege der Oſtmächte war. An 
einen Ausbau der rechtlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
in dieſer Periode war nicht zu denken, da Adel, Bürgerſchaft 
und Bauern beſtändig in Waffen waren, da jeder neue Tag 
einen Wechſel in Herrſchaft und Beſitz bringen konnte. 

Die religiöſen Bedrückungen brachten es dahin, daß der 
größte Teil des Adels den Schweden als lutheriſchen Glau— 
bensgenoſſen zufiel, als dieſe in den erſten Jahren des 
17. Jahrhunderts bis zur Düna vordrangen. Nach der endgül- 
tigen Okkupation durch die Schweden beſtätigte König Guſtav 
Adolf 1629 (18. Mai) die Privilegien des Landes. Es be- 
gann nun eine Zeit friedlicher Entwicklung. Neben die 
Verwaltung des Landes durch einen Statthalter der Regie⸗ 
rung (Gouverneur oder Generalgouverneur) trat die ritter- 


) Vgl. Geſchichtliche Überſicht der Grundlagen und der Entwicklung 
des Provinzialrechts in den Oſtſeegouvernements. (Herausgegeben von 
d. Kanzlei S. M.) Petersburg 1845. Deutſche Ausgabe, vgl. auch den 
Artikel „Die livländiſche Landesverfaſſung“ im Rigaſchen Almanach 
für 1906. 
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ſchaftliche Verwaltung, der Provinzialſtaat (status provin- 
cialis), deſſen Organe die Landtage, der Ritterſchaftshaupt⸗ 
mann oder Landmarſchall und ſeit 1643 der Landesrat, ein 
zuerſt aus ſechs, dann aus zwölf „Landräten“ gebildetes Regie⸗ 
rungskollegium, das jetzige Landratskollegium waren. Daneben 
bildete ſich praktiſch ein Ausſchuß des alle drei Jahre zu- 
ſammentretenden Landtags aus, der aus zwölf Kreisdeputierten 
beſtehende Adelskonvent, dem unter Leitung des Landmarſchalls 
und Beratung des Landratskollegiums die Aufgabe zufiel, 
die wichtigeren Landesgeſchäfte zwiſchen den Seſſionsperioden 
des Landtags zu erledigen oder für den Landtag als Vor⸗ 
lagen vorzubereiten. 

Die wichtigſten Aufgaben des Landtags und der andern 
Organe des Provinzialſtaats beſtanden in der Fürſorge für 
die ſozialen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Landes, in 
der Verwaltung von Kirche und Schule und in der Be⸗ 
ſetzung der Juſtiz⸗ und Verwaltungsämter. Auf dieſen Ge⸗ 
bieten ſtanden dem Provinzialſtaat die Rechte vollſtändiger 
Selbſtverwaltung zu, insbeſondere das Recht der Steuer⸗ 
erhebung. Dagegen hatte er nicht das Recht, Geſetze oder 
verbindliche Verordnungen zu erlaſſen, ſondern nur das 
Recht der Geſetzesinitiative gegenüber der Staatsregierung. 

Das ſtaatsrechtliche Verhältnis Livlands und Eſtlands 
zu Schweden kann als eine Art Realunion bezeichnet werden. 
Eine wirkliche Inkorporation der eroberten Provinzen hatte 
nicht ſtattgefunden, ihre Stände waren im ſchwediſchen 
Reichstage nicht vertreten. Eine Anderung dieſes Verhält⸗ 
niſſes trat Ende des 17. Jahrhunderts ein, als König 
Karl XI., neben Ludwig XIV. der typiſchſte Vertreter des 
modernen Abſolutismus, durch einen Staatsſtreich die ſtän⸗ 
diſche Verfaſſung in Schweden ſtürzte. 1694 (20. Dezember) 
wurde die ritterſchaftliche Verfaſſung in Livland aufgehoben, 
nachdem vorher durch die berüchtigten Güterreduktionen der 
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Adel materiell ruiniert worden war, indem über fünf Sechstel 
des geſamten Grund und Bodens als verfallenes Lehen von 
der Krone Schwedens eingezogen wurden. 

Die mit dieſer Vergewaltigung der eſtländiſchen und liv⸗ 
ländiſchen Ritterſchaften im Zuſammenhang ſtehenden politi⸗ 
ſchen Ereigniſſe gehören der Weltgeſchichte an: die Gefangen⸗ 


nahme und Verurteilung der livländiſchen Geſandten in 


Stockholm, die Flucht ihres geiſtigen Hauptes Johann 
Reinhold v. Patkuls, deſſen Teilnahme an der Entfachung 
des großen nordiſchen Krieges. 1710 ſtand Peter der Große 
vor Riga. Stadt und Land mußten nach neunmonatiger 


Belagerung, durch Hungersnot und Peſt dezimiert, „aus 


extremer Noht und da auch keine gehörige Defenſion mehr 
übrig geweſen“, kapitulieren. Die livländiſche Ritterſchaft 
bedang ſich in der Kapitulation von 1710 (4. Juli) die 
Wiederherſtellung der früheren Verfaſſung aus, insbeſondere 
das Recht der freien Religionsübung und der deutſchen 
Selbstverwaltung. Dieſe Rechte wurden vom Zaren Peter 
feierlich gewährleiſtet, auch wurden die von Schweden konfis⸗ 
zierten Lehnsgüter den Beſitzern, ſofern ſie ſich dem ruſſiſchen 
Zepter unterwarfen, reſtituiert. In Kurland!) entwickelten 
ſich die Verhältniſſe ſeit 1561 anders als in deu Schweſter— 
provinzen. In Kurland haben wir zwei Gebiete zu unter- 
ſcheiden, die ſtaatsrechtlich vollftändig geſondert waren: das 
Ordensgebiet Kurland mit Semgallen und das Bistum Kur⸗ 
land oder Pilten. Kurland mit Semgallen wurde 1561 ein 
polniſcher Lehnsſtaat. Der letzte Meiſter des deutſchen 
Ordens Gotthard v. Ketteler erhielt als Herzog alle die dem 
Herzog von Preußen vorbehaltenen Würden, Rechte und 


1) Vgl. geſchichtliche Überſicht der Grundlagen 1. c. u. A. v. Lieven 
„Der Landesbevollmächtigte in Kurland“, Jahrbuch für Genealogie uſw. 
1896. Mitau 1898, S. 30ff. 
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Freiheiten; er beſtätigte und erweiterte ſeinerſeits der Ritter⸗ 
ſchaft 1562 und 1570 alle bisherigen Rechte und Privilegien, 
insbeſondere allodifizierte er die Lehen. Auf Grundlage 
dieſer Privilegien und ſpäterer Landtagsſchlüſſe wurde der 
innere Rechtszuſtand in Kurland geordnet, wobei die land⸗ 
ſtändiſchen Verhältniſſe im Herzogtum Preußen vorbildlich 


waren. Als Regierungskolleg fungierten neben dem Herzog 


vier Oberräte, die der Herzog aus der landſäſſigen Ritter⸗ 
ſchaft ernannte, und die zugleich mit vier gelehrten „jün⸗ 
geren Räten“ den oberſten Gerichtshof, das Hofgericht, bil⸗ 
deten. Die Oberräte hatten die vollſtändige Vertretung des 
Herzogs; auch lag ihnen ob, auf Aufrechterhaltung der 


Rechte der Ritterſchaft zu achten. Dieſe hatte zunächſt als 
ſtändigen Vertreter ihrer Intereſſen am polniſchen Hofe 


einen Ritterſchaftshauptmann, dann zwei beſonders gewählte 
Delegierte, an deſſen Stelle ſeit 1712 ein ſtändiger Delegierter 
(„Korreſpondent“) trat, deſſen Titel ſpäter „Landesbevoll⸗ 
mächtigter“ lautete. Durch die ſog. „Regimentsformel“ 
wurde 1617 eine Reviſion der Verfaſſung vorgenommen, 
durch die der Ritterſchaft eine ausſchlaggebende Stellung 
angewieſen wurde. 

Die Landtagsordnung wurde dahin feſtgeſetzt, daß alle 
zwei Jahre ordentliche Landtage auf Berufung des Herzogs 
ſtattfinden ſollten, ferner nach Bedarf außerordentliche Land- 
tage auf Berufung des Herzogs nach Vereinbarung mit den 
Oberräten. Die Landtage waren Deputierten - Landtage; 
jedes der 17 Kirchſpiele war mit einer Stimme durch ein 
oder zwei „Landboten“ vertreten, die für die Dauer des 
Landtags einen Landbotenmarſchall wählten. Die Landtags⸗ 
ſchlüſſe erlangten Geſetzeskraft durch Unterzeichnung des 
Herzogs, der Oberräte, des Landbotenmarſchalls und der 
Landboten. In außerordentlichen Fällen wurden ſeit 1712 
Virillandtage vom Herzog einberufen, fog. brüderliche Kon⸗ 
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ferenzen, auf denen alle Glieder der Ritterſchaft Sitz und 
Stimme hatten. Ihre Beſchlüſſe wurden vom Herzog und 
bei deſſen Abweſenheit vom König von Polen beſtätigt. 

Im Bistum Kurland oder Pilten entwickelten ſich die 
Verhältniſſe folgendermaßen. Das Bistum blieb bis 1583 
im Beſitz des daͤniſchen Herzogs Magnus von Holſtein, 
ſeit 1579 unter der Oberhoheit Polens, dem das Stift 
durch den Kronenburger Traktat 1585 von Dänemark ab⸗ 
getreten wurde. Polen verpfändete Pilten dem Markgrafen 
Georg Friedrich von Brandenburg, in deſſen und ſeiner 
Gattin Pfandbeſitz das Stift bis 1623 blieb, während das 


Einlöſungsrecht 1597 dem Herzog von Kurland eingeräumt 


wurde, der es aber erſt 1656 geltend machen konnte. Seit⸗ 
dem war Pilten mit Kurland in Perſonalunion verbunden, 
blieb aber eine beſondere Provinz mit eigener Selbſtverwal⸗ 
tung. Die Verfaſſung des Stiftes entſprach derjenigen der 
übrigen livländiſchen Territorien. Die Selbſtverwaltung lag 
in den Händen der eingeſeſſenen Ritterſchaft; an der Spitze 
ſtand ein Landratskollegium; alle drei Jahre fand ein 
Virillandtag der Ritterſchaft ſtatt. Nach der Einverleibung 
Kurlands in Rußland 1795 blieb Pilten bis 1817 eine be⸗ 
ſondere Provinz und wurde dann mit Kurland vereinigt. 
1819 ſchloſſen die Ritterſchaften von Kurland und Pilten 
einen Vereinigungsakt; ſeitdem bildet die piltenſchen Ritter⸗ 
ſchaft einen Teil der kurländiſchen. 

Das Vorbild des lehnsherrlichen Polen war in politiſcher 
und ſozialer Hinſicht maßgebend für die kurländiſchen Herzog⸗ 
tümer; auch dieſe waren Adelsrepubliken mit einem Fürften 
an der Spitze, der von ſeinen adligen Untertanen als primus 
inter pares betrachtet wurde. Die Verſuche der kurländiſchen 
Herzöge, die tatſächliche Gewalt der Herrſchaft an ſich zu 
reißen, ſcheiterten an dem energiſchen Widerſtand der Ritter⸗ 
ſchaft und mehr noch an der eiferſüchtigen Politik Polens. 
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Seit dem Beginn des 18. Jahrhunderts ſtreckte Rußland 
ſeine Fangarme nach Kurland aus. Als 1794 der polniſche 
Staat zuſammenbrach, fiel Kurland als eine reife Frucht 
Rußland zu. 1795 entſagte Herzog Peter Biron ſeinen 
Rechten, und die Ritterſchaften von Kurland und Pilten 
unterwarfen ſich der Kaiſerin Katharina II., die ihnen feier⸗ 
lich die freie Ausübung der Religion der Vorfahren und 
ihre bisherigen Rechte und Vorzüge zuſicherte. Seitdem hat 
Kurland mit den Schweſterprovinzen dieſelben Schickſale geteilt. 

Die Verfaſſung der vier baltiſchen Provinzen entwickelte 
ſich unter ruſſiſchem Zepter auf den Grundlagen ihrer 
Unterwerfungsverträge in der oben charakteriſierten Weiſe bis 
in das 19. Jahrhundert. Die Landtage, auf denen urſprüng⸗ 
lich nur der Adel Sitz und Stimme hatte, erweiterten ſich 
auf Beſchluß der Ritterſchaft zu Verſammlungen ſämtlicher 
Eigentümer von Rittergütern, die ſeit 1866 allen Ständen 
angehören konnten. Zunächſt erhielten die nichtritterſchaft⸗ 
lichen Landtagsglieder nur ein Stimmrecht in Beſteuerungs⸗ 
fragen (Willigungen), ſeit 1881 ein Stimmrecht in allen 
Fragen mit Ausnahme der korporativen Angelegenheiten 
der Ritterſchaft, der Verfaſſungsänderungen und der Wahlen 
der Zentral⸗Landesverwaltung. 

In derſelben Zeit projektierten die Ritterſchaften der 
vier Provinzen die Teilnahme des bäuerlichen Kleingrund⸗ 
beſitzes an der Landesverwaltung, insbeſondere des Steuer⸗ 
weſens, durch eine neue Kreis- und Kirchſpielsordnung. Die 
auf einer baltiſchen Konferenz vereinbarten und 1885 zur 
Beſtätigung vorgeſtellten Projekte wurden jedoch von der 
Staatsregierung ad acta gelegt, da fie ihr als eine ſepara⸗ 
tiſtiſche Beſtrebung erſchienen, die ihrer Politik der Nivellierung 
und Ruſſifizierung widerſprach. 

Dieſer Politik der Regierung fielen ſeit Mitte des 
19. Jahrhunderts weſentliche Rechte des Provinzialſtaates 

Lettiſche Revolution J. 2 
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zum Opfer. Vor allem wurde die Religionsfreiheit auf⸗ 
gehoben und die lutheriſche Landeskirche zu einer bloß ge- 
duldeten Sekte herabgedrückt. Seit 1885 wurde dann in 
ſchneller Folge alles ruſſifiziert: Kirche und Schule, Gerichte 
und Verwaltung. Dem Landtag blieb nur die ökonomiſche 
Verwaltung des Landes und die Wohlfahrtspflege übrig. 

Daneben allerdings behielt er das Recht der Gefebesini- 
tiave, nach dem Artikel 83 der Verfaſſung (Ständerecht von 
1845): „Alles, was ſich auf die Rechte, Intereſſen und Einrich⸗ 
tungen der Ritterſchaft oder auf das Wohl des ganzen Landes 
bezieht, kann Gegenſtand der Landtagsverhandlungen ſein.“ 
Dieſes Recht, die Wünſche des ganzen Landes und ſeine 
Bedürfniſſe in Form von Anträgen und Geſetzesentwürfen 
der Regierung vorzulegen, haben die Landtage der vier Pro⸗ 
vinzen auch in den ſchwerſten Zeiten der Bedrückung unent⸗ 
wegt und unverzagt ausgeübt, ihrer hiſtoriſchen Kulturaufgabe 
treubleibend. Der ſtarre Geiſt des Slawismus und der 
Orthodoxie, der ein Menſchenalter hindurch das Rußland des 
Alexander III. und Pobedonoszeffs beherrſchte, hat alle ſolche 
Verſuche zunichte gemacht. 

Nachdem die Kundgebung Kaiſer Nikolaus' II. vom 12.25. 
Dezember 1904 erſchienen war, die einen Bruch mit dem 
bisherigen ſteinernen bureaukratiſchen Syſtem bedeutete, 
glaubten die Ritterſchaften den Zeitpunkt gekommen, Vor⸗ 
ſchläge zu einem Ausbau ihrer Selbſtverwaltung zu machen. 
Im Mai 1905 traten Vertreter der vier Ritterſchaften aber- 
mals zu einer „Baltiſchen Konferenz“ zuſammen und berieten 
die Grundzüge einer neuen Provinzialverfaſſung, die bei 
organiſchem Ausbau der beſtehenden Verfaſſungen eine Heran- 
ziehung ſämtlicher Steuerzahler aller Stände zur Selbſtver⸗ 
waltung berückſichtigte. Die einander übergeordneten Selbſt⸗ 
verwaltungskörper: Bezirkstage, Provinzialtage und ihre 
Organe ſollten, aus Vertretern der ganzen, die Landesſteuern 


Geſchichte der Oſtſeeprovinzen. 19 


aufbringenden Bevölkerung beſtehen, die Wahlen ſollten nach 
Kurien ſtattfinden: 1. Rittergüter, 2. Bauernhöfe, 3. mittlerer 
Grundbeſitz ohne Rittergutsqualität und ländliche Handels⸗ 
und Gewerbtreibende. 

Die Städte ſollten entſprechend ihrer Bedeutung direkt 
im Provinzialtage vertreten fein. 

Die Landtage des Großgrundbeſitzes bleiben beſtehen und 
behalten ihr Selbſtbeſteuerungsrecht und das Recht der Ge— 
ſetzesinitiative, das auch den Provinzialtagen zuſteht. 

Auf Grund dieſer vereinbarten Geſichtspunkte haben die 
Landtage der vier Ritterſchaften im Sommer 1905 eingehende 
Projekte ausgearbeitet und der Staatsregierung zur Be⸗ 
ſtätigung vorgeſtellt. Da nach der inzwiſchen vollzogenen 
Verfaſſungsänderung die Projekte in der Reichsduma beraten 
werden müſſen, wo die Oſtſeeprovinzen ausſchließlich durch 
Letten, Eſten und Juden mehr oder weniger roter Obſervanz 
vertreten find, jo iſt auf eine Beſtätigung nicht zu hoffen. 

Was 1885 an der chineſiſchen Mauer des Panſlawismus 
ſcheiterte, wird jetzt auf der öden Sandbank des Nihilismus 
zugrunde gehen. 


3. Agrargeſchichte. 


Die Agrargeſchichte der Oſtſeeprovinzen iſt durch ein 
weſentliches Moment von der aller übrigen deutſchen Kolonial⸗ 
länder unterſchieden: es fehlt die Einwanderung des deutſchen 
Bauern. Dieſes Moment iſt es, das den deutſchen Oſtſee⸗ 
provinzen zu ihrem Schaden den kolonialen Charakter bewahrt 
hat, während die übrigen oſtelbiſchen Koloniſationsgebiete 
längſt deutſch geworden ſind. Der Grund, warum der 
deutſche Bauer im 13. Jahrhundert nicht nach Livland kam, 
iſt ſehr einfach. Livland war im Gegenſatz zu den andern 
Koloniſationsgebieten eine überſeeiſche Kolonie; der Seeweg 
war die einzige Verbindung mit dem Mutterlande, da das 

DE; 
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feindliche heidniſche Litauen (Samaiten) ſich wie ein Keil 
zwiſchen Preußen und das halberoberte Kurland ſchob. An 
eine friedliche Einwanderung größerer Bauernſcharen auf 
dem Landwege war damals nicht zu denken. Den weiten 
Seeweg aber ſcheute der deutſche Bauer. Auch hätten die 
wenigen Leute, die etwa auf dieſem Wege ins Land ge— 
kommen wären, die Situation nicht verändert. Wir wiſſen, 
daß der Deutſchorden den Verſuch dazu gemacht hat. Wohl 
vergeblich. So mußten ſich Ritter und Mönche mit den ge— 
gebenen Verhältniſſen abfinden und auf Germaniſierung der 
neu bekehrten Hinterſaſſen verzichten. Denn eine Entnatio⸗ 
nalifierung eines auf niedriger Kulturſtufe ſtehenden Volkes 
iſt nur möglich durch eine Fuſion mit Elementen anderer 
Nationalität, die in ihren materiellen Intereſſen und ihrer 
ganzen Lebensführung durch keine zu weite Kluft von ihm 
getrennt ſind. 

Als ſpäter der Landweg nach Livland erſchloſſen wurde, 
da hatte die große Koloniſationsbewegung im Mutterlande 
aufgehört, da gab es keine flämiſchen und niederſächſiſchen 
Bauern mehr, die hätten nach Livland ziehen können. So 
war das Schickſal Livlands, eine Kolonie zu bleiben, ent⸗ 
ſchieden. 

Der koloniale Charakter Livlands iſt es, der ſeiner Agrar⸗ 
geſchichte den Stempel aufdrückt. 

Wenn wir nun den Verſuch machen, die Geſchichte der 
gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe in großen Zügen dar⸗ 
zuſtellen, muß das Moment des Raſſengegenſatzes von Herren 
und Bauern zur pſychologiſchen Erklärung einzelner Ent- 
wicklungsphaſen ſtets im Auge behalten werden. 

Wir haben oben die Koloniſation Livlands durch deutſche 
Kreuzfahrer und Kaufleute kurz geſchildert. „Entſprechend 
dem Geiſte des 13. Jahrhunderts wurde das ganze Land, 
das Wittum der Jungfrau Maria, durch die geiſtlichen Landes⸗ 
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herren aufgeteilt und als Lehen kriegstüchtigen Männern ver⸗ 
geben. Das geſchah, indem die Landesherren zugunſten der 
Vaſallen, die ihre ſtehende Heeresmacht repräſentierten, auf 
den größten Teil ihrer Hoheitsrechte gegenüber den Ein⸗ 
geborenen verzichteten. Die öffentlich⸗ rechtlichen Leiſtungen 
der Eingeborenen wurden allmählich privatrechtliche. Das 
ganze Land beſtand nun aus einer Menge von Grundberr- 
ſchaften, die zum größeren Teile den ritterlichen Vaſallen, zum 
geringen Teil unmittelbar den Landesherren unterſtanden.“ 
Eine Ausnahme machte nur der Deutſchorden, deſſen Do- 
manium den Lehnsbeſitz überwog. Die Grundherrſchaften 
umfaßten eine Anzahl bäuerlicher Dörfer und Höfe und die 
ſie umgebende Wildnis. Der Hof der eingeborenen Hinter⸗ 
ſaſſen „blieb in ſeinem ungeſtörten erblichen Beſitz, an dem 
er ſeinem Grundherrn gegenüber die hofrechtliche Gewere 
hatte, während die grundherrlichen Rechte auf Zehnten, Zins 
und Dienſte als dingliche Laſt auf dem Hofe ruhten. Als 
Gerichtsherr hatte der Vaſall die Gerichtsbarkeit, mindeſtens 
die niedere, alſo die bürgerliche Gerichtsbarkeit und die 
niedere Strafgerichtsbarkeit, meiſt auch die höhere Straf⸗ 
gerichtsbarkeit, das „Recht an Hals und Hand“ über ſeine 
Hinterſaſſen. Aus der Gerichtsherrlichkeit erwuchs dem Vaſallen 
das Heimfallsrecht am Hofe des Hinterſaſſen, ſomit war er 
nicht berechtigt, ihn einzuziehen. Wollte er ſich einen Gutshof 
(allodium, curia) gründen, ſo hatte er die dazu nötigen 
Ländereien entweder von den Eingeborenen zu kaufen oder 
dem Walde zu entnehmen, der „Wildnis“, die in ungeheuren 
Flächen das unwirtliche Land bedeckte und in den meiſten 
Fällen erſt ſpät abgegrenzt und Privatbeſitz wurde.“) 


1) v. Tranſehe, Lehnsweſen J. e. S. 25. Vgl. Balt. Monatsſchrift, 
Riga 1897, S. 338, u. H. v. Engelhardt, Beitrag zur Entſtehung der 
Gutsherrſchaft in Livland. Leipzig 1897, paſſim. 
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Der Übergang aus der Grundherrſchaft zur kapitaliſtiſch 
geleiteten Gutsherrſchaft vollzieht ſich in Livland vollſtändig 
analog, wenn auch ſchneller und umfaſſender wie im oſt⸗ 
elbiſchen Deutſchland. Aus dem öffentlich-rechtlichen Unter⸗ 
tanenverhältnis entſteht allmählich die Erbuntertänigkeit. Die 
Hinterſaſſen, die ſich ihren Verpflichtungen dem Grundherrn 
gegenüber durch die Flucht zu entziehen ſuchen, müſſen auf 
Grund ſtaatsrechtlicher Verträge der Landesherren wieder 
ausgeliefert werden, ſie werden an die Scholle gebunden, 
glebae adscripti. Dieſer Prozeß geht in Livland bereits 
im Laufe des 15. Jahrhunderts vor ſich. Die Entwicklung 
blieb bei der Erbuntertänigkeit nicht ſtehen. 

Infolge des Anwachſens der herrſchaftlichen Gutsbetriebe 
und der zunehmenden Geldwirtſchaft, vielleicht auch infolge 
des ſtärker eindringenden römiſchen Rechts wurde die Perſon 
des Hinterſaſſen immer mehr als bloße Pertinenz des 
Landes betrachtet. Während der Bauer ſich nicht eigen- 
mächtig von der Scholle entfernen durfte, konnte ihn ſein 
Grund» und Erbherr willkürlich von ihr löſen, indem er ihn 
dorthin ſetzte, wo das wirtſchaftliche Intereſſe eine verſtärkte 
Arbeitskraft erforderte. Das gilt beſonders von der Beſetzung 
wüſter Bauernhöfe, deren es nach jedem Kriege zahlreiche 
gab. Andere Untertanen wurden zum Geſindedienſt am 
Herrſchaftshofe gebraucht. Der Schollenpflichtigkeit des 
Bauern ſtand alſo kein Recht an der Scholle mehr gegenüber. 
Der Bauer war Pertinenz der Grundherrſchaft, des Guts- 
bezirkes. Jetzt ging es noch einen Schritt weiter: bei Guts⸗ 
käufen wurde die für die Wirtſchaft nötige Anzahl von Bauern 
dem Käufer garantiert, nicht ſelten ſolche, die zurzeit flüchtig, 
„verſtrichen“, waren. Der Verkäufer verpflichtete ſich, die 
„Läuflinge“ zu beſchaffen. War dieſes nicht möglich, ſo 
mußte er entweder einen beſtimmten Preis pro fehlenden 
Kopf zahlen oder einen andern brauchbaren Arbeiter ſtellen. 
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Beſaß der Verkäufer noch anderweitig Grund und Boden, 
ſo beſann er ſich nicht lange und gab ſtatt des fehlenden 
Läuflings einen ſeiner überflüſſigen Untertanen. Nicht nur, 
daß er dieſen von der Scholle löſte, er entließ ihn auch aus 
ſeiner Erbherrſchaft. Der Bauer bekam, ohne daß er gefragt 
wurde, einen andern Erbherrn. So gewöhnte man ſich 
immer mehr, den Bauer als Sache zu betrachten, die als 
Arbeitskraft beliebig genutzt werden konnte, und es entwickelte 
ſich gegen Ende des 15. Jahrhunderts die Leibeigenſchaft: 
die Perſon des Bauern konnte ohne Land veräußert werden. 

Allerdings erreichte die Leibeigenſchaft nicht ihre ſtrengſte 
Form, inſofern als den Bauern die Rechtsfähigkeit zum 
Eigentumserwerb blieb und als im „peinlichen Prozeß“ das 
Urteil über einen Bauer von deſſen Standesgenoſſen ge⸗ 
funden werden mußte. 

Während der bäuerliche Rechtszuſtand ſich derart ver⸗ 
ſchlimmerte, fand ein bedeutender wirtſchaftlicher Aufſchwung 
des ganzen Landes ſtatt. Dieſe beiden Erſcheinungen ſtehen 
zu einander in einem urſächlichen Zuſammenhang, denn die 
Entwicklung der kapitaliſtiſchen Gutswirtſchaft verlangte eine 
rationellere Nutzung der vorhandenen Arbeitskräfte, als ſie 
das urſprüngliche Syſtem des freien, nur in beſchränktem 
Maße zins⸗ und ſcharwerkspflichtigen Bauernſtandes bieten 
konnte. Nicht nur, daß der Nationalreichtum fic) durch die zu- 
nehmende Maſſenproduktion von Getreide für den auswärtigen 
Handel hob, auch der wirtſchaftliche Fortſchritt im einzelnen, 
der Übergang von der rohen Waldbrenn- zur Drei⸗ und Vier⸗ 
felderwirtſchaft und zur Viehzucht wurde nur dadurch möglich, 
daß der Grund- und Gutsherr direkt in den Wirtſchaftsbetrieb 
ſeiner Erbbauern eingreifen und gewiſſermaßen die Vorſehung 
ſpielen konnte.) So gereichte der in ethiſcher Hinſicht gewiß 

1) Vgl. G. J. Knapp, D. Landarbeiter in Knechtſchaft und Freiheit. 
1891. S. 58. 
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bedauerliche Niedergang der bäuerlichen Freiheit dem ganzen 
Lande zweifellos zum Nutzen. 

Wie weit die Bauern ſelbſt an dieſem Nutzen teilnahmen, 
iſt eine ſchwer zu beantwortende Frage, da die Quellen kein 
klares Bild ergeben, dieſes Bild auch dadurch getrübt wird, 
daß die ungünſtigen Rechtsverhältniſſe immer in den Vorder— 
grund geſtellt werden, beſonders in der Darſtellung evans 
geliſcher Geiſtlicher, denen die Unfreiheit vom chriſtlich-mo⸗ 
raliſchen Standpunkt aus ein Greuel war. Ich nenne hier 
den bekannten Chroniſten des 16. Jahrhunderts Balthaſar 
Ruſſow, deſſen ſubjektive Darſtellung der ſozialen Zuſtände 
Livlands mit ihrer handgreiflich antipapiſtiſchen Tendenz 
unſere Geſchichtsforſchung viel zu ſehr beeinflußt hat. Der- 
ſelbe Ruſſow aber bringt ganz unbefangen die Beweiſe bei 
für den materiellen Wohlſtand des Bauernſtandes während 
der „guten faulen Tage Livlands“, wenn er gegen ihr „gräu— 
lich Epicuriſch Leben“ wettert und erzählt, wie fie auf Kir— 
meſſen und Ablaßfeſten bei Bier und Sackpfeifen tage-, ja 
wochenlang geſchwelgt und gejubelt hätten. „Ihr meiſter 
Fleiß iſt alle Sonntage binnen Landes, inſonderheit bei 
Bauern und Landfreien, geweſen, daß der eine Nachbar zu 
dem andern, der gut Bier hatte, eine oder zwei Meilen 
Weges geritten iſt und ſich da den ganzen Sonntag dazu 
den Montag guter Dinge gemacht.“ 

Auch ſonſt betont Ruſſow, welch ein reiches und blühendes 
Land Livland war, als die Horden der Moskowiter gleich 
einem Heuſchreckenſchwarm alles verheerend und verwüſtend 
darüber herfielen. Wir können kaum zweifeln, daß der Bauer⸗ 
ſtand, der die produktive Bevölkerung des flachen Landes 
darſtellte, ſich damals in auskömmlichen materiellen Verhält⸗ 
niſſen befand, und daß auch in Livland wie im Mutterlande 
die Leibeigenſchaft bei aller im juriſtiſchen Sinne zweifel⸗ 
loſen Härte einen patriarchaliſchen Charakter gehabt hat. 


* 
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Die durch Jahrzehnte wütenden Kriege machten dann das 
blühende Land zur Wüſte und brachten Adel und Bauerftand 
an den Bettelſtab. In dieſer Periode, der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts erreichte die Leibeigenſchaft ihren größten 
Tiefſtand. Nur die Zeit des nordiſchen Krieges (1700 —1711) 
iſt ihr an die Seite zu ſtellen. Die Verſuche der polniſchen 
Regierung, die agraren Zuſtände zu heben, beſchränkten ſich 
auf fiskaliſche Maßregeln. Die von König Stephan Bathori 
1582 geäußerten Abſichten, die rechtliche Lage der livländiſchen 
Leibeigenen zu verbeſſern, find nicht ernſt zu nehmen, we⸗ 
nigſtens wurde kein Verſuch gemacht, auf den königlichen 
Domänen und den zahlreichen kaduzierten Lehen die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Bauern zu regeln. Im Gegenteil: die Nor⸗ 
mierung der bäuerlichen Leiſtungen an die Herrſchaft dienten 
nur dazu, die Steuerſchraube feſter anzuziehen. Charakte⸗ 
riſtiſch iſt der Haß, der allenthalben in Livland nicht nur 
von den Deutſchen, ſondern auch von den Undeutſchen, den 
polniſchen Beamten entgegengebracht wurde.“) 

Wenn uns dieſe Haltung der polniſchen Regierung, die 
in ihrer Heimat die Leibeigenſchaft in ihrer vollſten Aus⸗ 
dehnung duldete, nicht weiter wunder nehmen kann, jo er- 
ſcheint es einigermaßen überraſchend, daß auch die Schweden, 
die bei ſich nur einen freien Bauernſtand kannten, das guts⸗ 
herrlich⸗bäuerliche Verhältnis in den ihnen 1561 und 1584 
zugefallenen Teilen Livlands und Eſtlands nicht änderten, 
obwohl die Könige Erich XIV. (1560 —68) und Johann III. 
(1568—92) Anläufe dazu gemacht haben.“) Die Erklarung 
hierfür darf nicht allein in fiskaliſch-egoiſtiſchen Erwägungen 
geſucht werden; es iſt vielmehr anzunehmen, daß die ſchwe— 


1) Vgl. A. Tobien, Die Bauernbefreiung in Livland in den Feſt⸗ 
gaben für F. J. Neumann. Tübingen 1905. S. 8. 

2) Vgl. A. v. Gernet, Die eſtländiſchen Agrarverhältniſſe. 1897. 
S. 16. 
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diſchen Machthaber ſich ſehr bald durch die Praxis davon 
überzeugten, daß das Leibeigenſchaftsverhältnis, auf dem 
Papier zwar hart und dem menſchlichen Empfinden wider⸗ 
ſtrebend, im Leben dagegen durch ſeine ausgeſprochen patri⸗ 
archaliſche Färbung viel von ſeinen Schrecken verlor. 

Dafür, daß die livländiſchen Erbherren keineswegs die 
Abſicht hatten, auch in jenen jammervollen Zeiten den 
„armen Bauersmann“ zum Sklaven herabzudrücken, dafür 
ließen ſich zahlreiche Beiſpiele anführen. Insbeſondere iſt 
hervorzuheben, daß das Recht der Leibeigenen zum Ver⸗ 
mögenserwerb auch in den wirtſchaftlich ſchlimmſten Zeiten 
fortbeſtanden hat, ja öffentlich-rechtlich auf dem Landtage zu 
Wenden 1598 (15. Januar) anerkannt worden iſt. Es heißt 
im Transakt der Ritter- und Landſchaft mit den Städten 
Riga, Dorpat und Pernau: „Bei adeligen Eren wird bewilliget 
und eingegangen, daß ſie ſammt und ſonderlich, vermöge der 
alten Huldigungsbriefe, Rezeſſe und Landesgebräuche hinfüro 
ihre Bauern und Untertanen all' ihr übrig Korn und andere 
Waaren, das fie über ihre geleiſtete Pflicht und Schuld er— 
worben, frei und unverhindert nach den Städten und ihre 
Notdurft wiederum davon führen laſſen“.“) 

Die ſchwediſche Regierungszeit veränderte am Rechts— 
zuſtande der Bauern wenig. Die bisherige „uneigentliche“ 
Leibeigenſchaft blieb beſtehen. Nur die Halsgerichtsbarkeit 
der Erbherren wurde aufgehoben (1630). Dagegen aber 
beſſerte ſich andauernd der materielle Zuſtand ſowohl durch 
die friedlicheren Zeiten als auch durch die wirtſchaftspoli⸗ 
tiſchen Maßnahmen der Regierung. Wir haben oben von 
der abſolutiſtiſchen Politik König Karls XI. geſprochen, die 
in den berüchtigten Güterreduktionen ihren Ausdruck fand. 


1) Rezeß, abgedruckt bei C. G. v. Ziegenhorn, Staatsrecht der 
Herzogthümer Curland und Semgallen. 1772. Beil. Nr. 92. 
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Wie König Ludwig XIV. durch die Reunions, jo führte 
Karl XI. von Schweden durch die Güterreduktionen der 
königlichen Gewalt einen ungeheueren Zuwachs an Macht 
zu. Alle Lehen, bei denen angeblich die Mutung ver⸗ 
ſäumt worden war, alſo die Inveſtitur des Lehns⸗ 
trägers nicht ſtattgefunden hatte, wurden kaduziert. Da nun 
bei den livländiſchen Lehen in der Zeit vor der ſchwediſchen 
Eroberung zum Teil die Inveſtitur nicht mehr erforderlich 
geweſen war, und da ferner von den ſchwediſchen Herrſchern 
unzählige Lehen ohne jede Beſchränkung verſchenkt worden 
waren, ſo traf die Maßregel Karls XI. Livland auf das 
härteſte. Ungefähr fünf Sechstel aller adeligen Güter wurden 
von der Krone eingezogen. Auf dieſem ungeheueren Domanial⸗ 
beſitz wurde in den Jahren 1687—93 durch eine jorgfältige 
Kataſtrierung und Feſtlegung der baͤuerlichen Laſten ein 
wirkſamer Bauernſchutz durchgeführt, der auch den adligen 
Gütern zugute kam. Die Aufhebung der Leibeigenſchaft er 
folgte jedoch auch in dieſem Zeitpunkt nicht, weder in Livland 
und Eſtland noch in Schwediſch-Pommern,) ein ſchlagender 
Beweis dafür, daß die ſchwediſche Regierung in dieſem 
Rechtszuſtand als ſolchem keine Gefahr für den Bauernſtand 
erblickte. 

Es traten aber nun Verhältniſſe ein, die die Lage der 
Bauern ſehr verſchlimmerten: zunächſt drei vollſtändige Miß⸗ 
jahre, dann die Greuel des Nordiſchen Krieges. Was der 
Dreißigjährige Krieg für Deutſchland, das war der Nordiſche 
Krieg für Livland. Als Peter der Große die Herrſchaft an der 
Oſtſee antrat, da war das einſt jo blühende Land, „die Korn- 
kammer Schwedens“, eine Wüſte. Es ſei hier an die bekannte 
Außerung des ruſſiſchen Feldmarſchalls Scheremetjew er⸗ 


1) Vgl. K. J. Fuchs, Der Untergang des Bauernſtandes zc. in Neu⸗ 
vorpommern und Rügen. 1888. S. 126. 
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innert, der das Fazit ſeiner Tätigkeit in dem lakoniſchen 
Bericht zuſammenfaßte: „Ich habe alles zerſtört.“ Eſtland 
und Livland gehörten nun zum ruſſiſchen Reich, das damals 
von weſteuropäiſcher Kultur jo gut wie unberührt war, wo 
vor allem die Bauern im vollſten Umfang leibeigen, d. h. 
ganz und gar rechtloſe Sklaven, waren. Es bedarf keines 
beſonderen Hinweiſes, daß dieſer Umſtand auch auf die guts⸗ 
herrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe in Eſt⸗ und Livland rüd- 
wirken mußte. Von irgendeiner ſtaatlichen Fürſorge für die 
Bauern war nicht die Rede. Die Regelung dieſer Verhält⸗ 
niſſe blieb vielmehr den autonomen Provinzen vollſtändig 
überlaſſen; die Regierung begnügte ſich damit, das Steuer⸗ 
maß zu erhöhen, was in letzter Linie die bäuerliche Be⸗ 
völkerung treffen mußte. Es fand mithin eine Erhöhung 
der bäuerlichen Laſten und dadurch eine Verſchlimmerung des 
materiellen Zuſtandes ſtatt. Der Rechtszuſtand blieb der 
der bedingten Leibeigenſchaft. Auch in den ſchlimmſten Zeiten 
durften die Bauern eigentümliches Vermögen erwerben.) 
Die Leibeigenſchaft, d. h. die perſönliche Unfreiheit der Bauern, 
blieb auch in Eſt⸗ und Livland wie in den deutſchen „Adels⸗ 
republiken“ Holſtein, Mecklenburg und Neuvorpommern im 
weſentlichen nur eine „Schmarotzerbildung an dem Baume 
der Erbuntertänigkeit“, wie Knapp das ſo geiſtreich definiert 
hat.) Auch in Livland war „die wirkliche Grundlage der 
damaligen wirtſchaftlichen Verfaſſung nicht die Leibeigen⸗ 
ſchaft im Sinne der Sklaverei, ſondern die Erbuntertänigkeit 
und die Fronpacht“. Die Leibeigenſchaft war auch hier im 
Gegenſatz zu Rußland eine weſentlich agrariſche Einrichtung. 


) Vgl. A. v. Tranſehe⸗Roſeneck, Gutsherr und Bauer in Livland im 
17. und 18. Jahrhundert. Straßburg. 1890. S. 146 ff. Für Kurland 
vgl. Ziegenhorns Staatswerk 1. c. § 661, auch 635. Vgl. auch die 
Statuta Curlandica von 1617, § 58. 
) Landarbeiter J. e. S. 27. 
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„Der deutſche Junker“ — ſagt Knapp treffend — „lebt nicht 
wie der ruſſiſche Adlige von ſeinen Leuten, ſondern er lebt 
von ſeinem landwirtſchaftlichen Betriebe und hat ſeine Leute 
nur ſoweit geknechtet, als es für den landwirtſchaftlichen 
Betrieb nötig iſt.“ 

Intereſſant iſt es und aus dem patriarchaliſchen Cha⸗ 
rakter dieſes Leibeigenſchaftsverhältniſſes zu erklären, daß im 
18. Jahrhundert ganz wie im deutſchen Oſten, beſonders in 
Schleswig⸗Holſtein,) einzelne Gutsherren ihren Bauern eine 
beſondere Verfaſſung unter Aufhebung der Leibeigenſchaft 
erteilten. Unter dieſen ſog. Bauernrechten ſei hier das 
bekannteſte erwähnt, das der Freiherr Schoultz v. Aſcheraden 
1764 den Bauern ſeiner Güter Aſcheraden und Langholm 
erteilte.“) 

Derartige Verſuche, den Rechtszuſtand der Bauern zu 
heben, blieben jedoch bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
vereinzelt. Erſt dann brachte die Aufklärungsperiode die 
ſchlummernden Keime zur Reife; der herrſchenden Vorſtellung 
von der Geltung der allgemeinen Menſchenrechte erſchien die 
perſönliche Unfreiheit des Bauern unerträglich. Es bildete 
ſich eine ſtarke Partei unter dem eſt- und livländiſchen Adel, 
die gegen die beſtehenden Schranken der bäuerlichen Freiheit 
Sturm liefen. Hierbei hatte ſie nicht nur gegen die kon⸗ 
ſervative Maſſe ihrer Standesgenoſſen, ſondern namentlich 
auch gegen das völlige Unverſtändnis der ruſſiſchen Regierung 
zu kämpfen. 

Die Einſchränkung des Handels mit Bauern widerſpräche, 
erklärt die Regierung 1797, „dem freien Commereio und der 


1) Ral. G. Hanſſen, Die Aufhebung der Leibeigenſchaft in Schleswig 
und Holſtein. 1861. S. 33 ff. 

2) Bekannt unter dem falſchen Namen „Aſcheraden⸗Römershofſches 
Bauernrecht“; im lettiſchen Urtext heißt es Aſcheraden⸗Langholmſches 
Bauernrecht. 
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freien Kommunikation, ſie vermindere die Konkurrenz der 
Käufer und drücke den Preis der Bauern herab“. “) 

Erſt der Regierungsantritt Alexanders I. veränderte die 
Sachlage zugunſten der Reformen. Die auf dem Landtage 
von 18037) von der livländiſchen Ritterſchaft beſchloſſene 
Bauernverordnung von 1804 hob die Leibeigenſchaft in Live 
land auf und erſetzte ſie durch eine Gutsuntertänigkeit, die 
milder war als die damals in Preußen herrſchende. Der 
Bauer blieb zwar an die Scholle gefeſſelt und war fron- und 
abgabenpflichtig, doch erhielt er nicht nur das Recht, Grund— 
eigentum zu erwerben, ſondern auch, was bei den herrſchen— 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen ungleich wichtiger war, 
ein unentziehbares erbliches Nutzungsrecht an ſeinem Hofe 
mit feſtgemeſſenen, am Hofe als Reallaſt haftenden Pflichten 
und war vom Zwangsgeſindedienſt befreit, unterlag keinem 
Heiratszwang und hatte Sitz und Stimme in den Gerichten.“) 

Hiermit war der erſte bedeutſame Schritt zur Bauern- 
emanzipation getan. Die Bauernverordnung von 1804 ſchaffte 
alſo einen Zuſtand, der die Krönung des patriarchaliſchen 
Regimes, wie es bisher gegolten hatte, darſtellte, indem das 
Verhältnis zwiſchen Gutsherrn und Bauer vom Geſichtspunkt 
der Notwendigkeit einer beſtändigen gerechten und väterlichen 
Bevormundung aufgefaßt wurde. 

Die Bauernverordnung von 1804 enthielt alle Keime eines 
gedeihlichen Überganges der Bauern von der Unfreiheit zur 
Freiheit; doch hafteten ihr auch alle Schwächen an, die der 
Periode „merkantiliſtiſcher Verachtung und Bevormundung 
des wirtſchaftlichen Verkehrs“ eigen waren. Im Beſtreben, 
dem Bauer das Recht am Boden zu gewährleiſten und ihn 


1) Vgl. A. Tobien, Die Agrargeſetzgebung Livlands im 19. Jahr- 
hundert. 1899. S. 123. 
2) Vgl. ibid. S. 170 ff. 
) Vgl. Tranſehe, Gutsherr und Bauer. I. c. S. 219ff. 
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vor jedem willkürlichen Drucke des Grundherrn zu ſchützen, 
wurde das öffentlich⸗ und privatrechtliche Abhängigkeits⸗ 
verhältnis des Bauern vom Grundherrn bis in das kleinſte 
Detail hinein durch feſte Normen umſchrieben. Die Bauern⸗ 
höfe wurden kataſtriert und die Leiſtungen an Gehorch und 
Abgaben genau dem Bodenwert entſprechend im Urbar, dem 
fog. Wackenbuche, feſtgelegt. Andererſeits wurde die land⸗ 
loſe Bevölkerung zu den landbeſitzlichen Bauern gleichfalls in 
ein feſtes Verhältnis gebracht, indem jedem Bauernwirt ent⸗ 
ſprechend der Höhe ſeiner wackenbuchmäßigen Verpflichtungen 
die erforderlichen Knechte zugewieſen wurden, denen ihrerſeits 
ein beſtimmter Lohn zugeſichert wurde. Das ganze wirt⸗ 
ſchaftliche Leben bewegte ſich alſo in feſten Normen, die ihre 
Baſis in den Wackenbüchern hatten. 

Sehr bald mußte eine derartige Einengung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Bewegungsfreiheit als ein unerträglicher Zwang 
empfunden werden, beſonders von den Gutsherren und den 
landloſen Bauern. Die Gutsherren konnten nicht daran 
denken, von der bisher herrſchenden primitiven Dreifelder⸗ 
wirtſchaft zu einem andern Wirtſchaftsſyſtem überzugehen, 
da die ihnen zu Gebot ſtehenden Arbeitsleiſtungen genau 
bemeſſen und für lange Zeit hinaus unveränderlich waren, 
wodurch ſowohl intenſivere Bearbeitung der vorhandenen 
Gutsländereien, der Hofesfelder, als auch deren Vergrößerung, 
rationeller Wieſenbau uſw. ausgeſchloſſen waren. Die land⸗ 
loſen Bauern wurden durch das Geſetz von 1804 zu einer 
beſondern ſozialen Klaſſe, die wegen der für ſämtliche Bauer⸗ 
höfe anerkannten Erblichkeit vom Aufrücken in den nunmehr 
geſchaffenen Stand der Ackerbauern, alſo von jeder ſozialen 
und wirtſchaftlichen Verbeſſerung, fo gut wie ausgeſchloſſen 
waren. 

Doch litten auch die Hofbeſitzer, die ſog. Bauernwirte durch 
das Geſetz von 1804, da ihnen eine ihrem Beſitz entſprechende 


32 Geſchichte der Oſtſeeprovinzen. 


Anzahl von Knechten zu beſtimmten Löhnen als Arbeitskraft 
zugewieſen war ohne Rückſicht auf die individuellen Eigen⸗ 
ſchaften des einzelnen, ſo daß ſie ſich mit den gebotenen 
Arbeitsleiſtungen wohl oder übel zufrieden geben mußten. 

Endlich konnte keine Konſolidierung der einzelnen Wirt— 
ſchaftseinheiten durch Zuſammen- oder Streulegung vor- 
genommen werden, da ſowohl die gutsherrlichen Acker als 
auch die Bauernhöfe ihrem Umfange nach feſt umgrenzt 
waren. 

Somit wirkte die Bauernverordnung von 1804 in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht wie ein Hemmſchuh, was um ſo mehr 
empfunden wurde, als ſich damals die Überzeugung von der 
Notwendigkeit des Übergangs von der altmodiſchen Drei- oder 
Vierfelderwirtſchaft zu einem Fruchtwechſelſyſtem mit Kleebau 
immer mehr Bahn brach. 

Trotz dieſer ſchwer empfundenen Mängel hätte die 
Bauernverordnung von 1804 vielleicht noch lange zu Recht 
beſtanden oder wäre vielleicht — was am glücklichſten ge- 
weſen wäre — zunächſt nur im Sinne wirtſchaftlicher Be⸗ 
wegungsfreiheit emendiert worden, wenn nicht andere 
Einflüſſe ſich geltend gemacht hätten, um ſie zu Fall zu 
bringen. 

Die Weſteuropa damals überflutenden Ideen von den 
allgemeinen Menſchenrechten und die mancheſterlichen Dok 
trinen von der unbeſchränkten wirtſchaftlichen Konkurrenz 
hatten auch in den Oſtſeeprovinzen bei der jüngern Gene⸗ 
ration Boden gefaßt. Beſonders war es aber Kaiſer 
Alexander I., der ganz wie ſeine Mutter Katharina II. in 
den Oſtſeeprovinzen ein Gebiet ſah, wo mit freifinnigen 
Ideen experimentiert werden könne, und der deswegen mit 
allen liberalen Reformen in den Oſtſeeprovinzen auf das 
wärmſte ſympathiſierte. Auch ſcheint es in Alexanders Plan 
gelegen zu haben, den Oſtſeeprovinzen im Sinne der Dezen⸗ 
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traliſation eine beſondere Entwicklung zu geben.) Bei dem 
ungeheueren geiſtigen Einfluß, den die Perſönlichkeit Alex⸗ 
anders I. auf ſeine Zeitgenoſſen ausübte, bei dem Druck, den 
der monarchiſche Wille außerdem zu allen Zeiten und in 
allen Ländern auszuüben pflegte, war es um ſo begreiflicher, 
daß die modernen Ideen, denen Alexander huldigte, nunmehr 
zum Siege gelangten. 

Dieſes geſchah zuerſt in Eſtland, wo ſeit 1798 die 
Ritterſchaft eine Emanzipation der Bauern angeſtrebt hatte. 
Die eſtländiſche Reformbewegung war durch die livländiſche 
Bauernverordnung von 1804 gewiſſermaßen überholt worden. 
Die eſtländiſche Ritterſchaft wurde nun durch den Willen 
des Kaiſers zum Fortſchreiten gedrängt. Bei den zutage 
getretenen Mängeln des Geſetzes von 1804, beſonders aber 
in Erwägung der ſehr bedeutenden Koſten, die die Neu⸗ 
kataſtrierung alles Nutzlandes in Livland verurſachte, ſchreckte 
fie verſtändlicherweiſe vor der Annahme der Grundſätze von 
1804, die Alexander zunächſt forderte, zurück und entſchloß 
ſich, eine Regelung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe 
auf dem Boden der freien Konkurrenz aller wirtſchaftlichen 
Kräfte vorzunehmen. Sie beſchloß 1811 die perſönliche 
Freiheit und Freizügigkeit der eſtländiſchen Bauern. 

Was den bäuerlichen Beſitz betrifft, der bisher ein 
laſſitiſcher mit angemeſſenen Leiſtungen an den Gutsherrn 
geweſen war, ſo ſollte er fürderhin, bei ausdrücklicher An⸗ 
erkennung des Eigentumsrechts des Gutsherrn, von den 
Bauern auf Grund freier Vereinbarung mit dem Gutsherrn 
genutzt werden. Die eſtländiſche Ritterſchaft war mithin in 
bezug auf den perſönlichen Zuſtand der Bauern ſozuſagen 
ultra petita des Kaiſers gegangen. Dieſer — dem die 


1) Vgl. Th. Schiemann, Alexander I., S. 495; vgl. Tobien, Bauern⸗ 
befreiung, S. 41. 
Lettiſche Revolution J. . =, 
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wirtſchaftspolitiſche Frage erſt in zweiter Linie ſtand, der 
außerdem gleichfalls von der Vortrefflichkeit der mancheſter⸗ 
lichen Doktrin des „laissez faire, laissez aller“ überzeugt 
war, nahm die Vorſchläge der eſtländiſchen Ritterſchaft mit 
größter Genugtuung auf. „Ich erſehe,“ ſo ſchreibt er am 
31. März 1811, „daß der eſtländiſche Adel bei ſeinem Vor— 
haben bloß von dem reinen Wunſch des wahren Wohles für 
die gutsherrlichen Bauern geleitet wird und daß die allge— 
meinen Grundſätze ſich als bar aller verdächtigen Geſichts— 
punkte des Eigennutzes darſtellen.“) 

Die vom Kaiſer beſtätigten Vorſchläge führten zur eſt— 
ländiſchen Bauernverordnung von 1816, die alsbald vorbildlich 
für die Nachbarprovinzen wurde. 

In Kurland hatten ſich die gutsherrlich-bäuerlichen Ver⸗ 
hältniſſe ſeit Auflöſung des livländiſchen Staatenbundes 
(1561) abweichend von Livland und Eſtland entwickelt. Wir 
haben oben die getrennten politiſchen Schickſale Kurlands 
und die abweichende Entwicklung ſeiner Verfaſſung ge— 
ſchildert. Wir haben geſehen, daß dieſe einen republikaniſchen 
Charakter trug und daß es den Herzögen nicht gelang, die 
tatſaͤchliche Gewalt zu erlangen. 

So war der Einfluß der Staatsgewalt auf die Entwicklung 
der bäuerlichen Verhältniſſe auf den adeligen Gütern beſchränkt 
auf das Vorbild, das die zahlreichen Domänen, die etwa ein 
Drittel des ganzen Landes umfaßten, abgaben. Die aus der 
Ordenszeit übernommene Leibeigenſchaft blieb beſtehen, doch 
war ſie in Kurland infolge der unvergleichlich friedlicheren 
Zuſtände weniger drückend als in Livland und Eſtland. 
Eine irgend einſchneidende Veränderung dieſer patriarcha— 
liſchen Leibeigenſchaft, wie man dieſen juriſtiſch ſchlimmen, 
tatſaͤchlich durchaus erträglichen Zuſtand der bäuerlichen 


) Bgl. Tobien, Agrargeſetzgebung, 1. e., S. 301. 
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Unfreiheit nennen kann, fand in Kurland während der 
folgenden Jahrhunderte bis zur völligen Aufhebung der 
Leibeigenſchaft nicht ftatt. 

Nachdem 1804 in Livland die Leibeigenſchaft in Erb⸗ 
untertänigkeit umgewandelt worden war und 1811 die eſt⸗ 
ländiſche Ritterſchaft den Vorſchlag gemacht hatte, ihren 
Bauern die Freizügigkeit zu erteilen, wünſchte Kaiſer 
Alexander auch in dem ſeit 1795 mit Rußland vereinigten 
Kurland die Bauernbefreiung in Angriff genommen zu ſehen. 
1814 verlangte er kategoriſch, daß ihm Vorſchläge in dieſer 
Richtung gemacht würden. Die kurländiſche Ritterſchaft ſah 
ſich nun genötigt, zwiſchen den Grundſätzen des livländiſchen 
Geſetzes von 1804 und den eſtländiſchen Vorſchlägen von 
1811 zu wählen. Nachdem letztere 1816 zum Geſetz erhoben 
und die begeiſterte Billigung des Monarchen gefunden hatten, 
konnte die endgültige Entſcheidung der kurländiſchen Ritter⸗ 
ſchaft nicht zweifelhaft ſein. Der Landtag von 1817 entſchied 
ſich mit erdrückender Majorität für die Annahme der eit- 
ländiſchen Grundſätze. 

So drängte alles dazu, auch in Livland den Bauern die 
Freizügigkeit zu erteilen. Der Landtag von 1818 tat dieſen 
Schritt. Die livländiſche Bauernverordnung von 1819 brach 
vollſtändig mit den Prinzipien des Geſetzes von 1804, ſo 
vollſtändig, daß die großen Errungenſchaften dieſes Geſetzes: 
das Recht am Boden und die gemeſſenen Pflichten der 
Bauern, der mancheſterlichen Theorie von der unbeſchränkten 
wirtſchaftlichen Konkurrenz zum Opfer fielen. Das Landvolk 
war — wie eine ſtets wiederholte Phraſe jener Zeit lautete — 
zu freien Staatsbürgern erhoben worden, d. h., nüchtern ge⸗ 
ſprochen: die Bauern erhielten das Geſchenk der Freiheit, 
verloren aber ihr erbliches Nutzungsrecht an den Bauern- 
höfen. An Stelle des patriarchaliſchen Verhältniſſes zwiſchen 
Gutsherrn und Hörigen mit ſeinem ausgedehnten Bauern⸗ 

3* 
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ſchutz trat der freie Vertrag zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Die Reſultate dieſer unter der Herrſchaft 
der liberalen Phraſe zuſtande gekommenen Geſetzgebung ent 
ſprachen keineswegs den hochgeſpannten Erwartungen. Was 
in Weſteuropa mit ſeiner entwickelten Geldwirtſchaft und 
ſeinem in kultureller Beziehung relativ hochſtehenden Bauer⸗ 
ſtande vielleicht ſegensreich gewirkt hätte, das paßte nicht 
auf die livländiſchen Verhältniſſe. Die perſönliche Freiheit 
konnte keinen Nutzen bringen, wo die wirtſchaftliche Unfreiheit 
noch herrſchte. Auch hier zeigte ſich wieder einmal, daß jede 
ſoziale und wirtſchaftliche Entwicklung ſich allmählich und 
nicht ſprunghaft vollziehen muß. 

Die von der großen Maſſe ſo ſehr geprieſene Freilaſſung 
der Bauern erwies ſich als ein Mißgriff, unter dem die 
Folgezeit ſchwer zu leiden hatte. Allerdings waren die alle 
wirtſchaftliche Entwicklung einengenden Bande des Bauern— 
geſetzes von 1804 geſprengt, und die Gutsherren konnten 
von der alten Oreifelderwirtſchaft zu neuen Wirtſchaftsformen 
übergehen, doch geſchah dieſes bei der abſoluten Herrſchaft 
des Fronſyſtems durch Verſchärfung der Hand- und Spann⸗ 
dienſte, die die Bauern für die Nutzung ihrer Höfe zu leiſten 
hatten, und durch Bauernlegen. Hierdurch entſtand eine 
geſteigerte Nachfrage nach Landarbeitern, die um ſo ſchwerer 
zu befriedigen war als die Knechtsbevölkerung von der neu 
erlangten Freizügigkeit am meiſten Gebrauch machte. Die 
durch dieſe Nachfrage erhöhten Knechtslöhne erſchwerten die 
Wirtſchaft der Bauern und veranlaßten ſie zur rückſichtsloſen 
Ausſaugung des Bodens. Noch einſchneidender wirkte aber 
in dieſer verderblichen Richtung der Umſtand, daß an Stelle 
der durch das Geſetz von 1804 geſchaffenen Erbpacht nun⸗ 
mehr die kurzbefriſtete Zeitpacht trat; ein Nutzungsſyſtem, 
das bei einer unentwickelten bäuerlichen Bevölkerung notwendig 
zur Ausſaugung des Bodens und in weiterer Folge zur Vers 
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armung der ganzen landbebauenden Bevölkerung führen 
mußte, um ſo mehr als auch der geſetzliche Bauernſchutz durch 
die freien Menſchenrechte verdrängt war. Das beſtehen 
gebliebene Recht, Grundeigentum zu erwerben, war unter 
ſolchen Umſtänden illnſoriſch. Wie gering die volkswirt⸗ 
ſchaftliche Einſicht jener Zeiten war und wie ſehr auch die 
beſten und wohlwollendſten Abſichten durch den Bann der 
doktrinären Ideen der ſog. Aufklärungsperiode gehemmt 
wurden, beweiſt der Umſtand, daß die vier Ritterſchaften 
noch 1833 den Standpunkt vertraten: die Erbpacht würde 
die Gleichheit der Rechte aller Glieder des Bauernſtandes 
aufheben, weil ſie einen Teil des Landvolkes der Möglichkeit 
beraube, Land zu pachten.) Erſt gegen Ende der dreißiger 
Jahre trat ein Umſchwung in den Anſchauungen ein. Der 
livländiſche Landtag von 1842 ſprach ſich ausdrücklich für 
die Bevorzugung der Erbpacht aus,“) auch ſchränkte er das 
Prinzip der freien Vereinbarung weſentlich ein, indem er die 
1804 und 1819 feſtgeſetzten Regulative der bäuerlichen 
Leiſtungen, die Wackenbücher, die 1819 außer Kraft geſetzt 
worden waren, als obligatoriſche Norm für die Pachtverträge 
anerkannte. Die wichtigſte Beſtimmung dieſes Landtages 
beſtand aber darin, daß ein beſtimmter Teil des Gutsgebietes 
vom Gutsherrn nicht eingezogen werden dürfe, ſondern aus⸗ 
ſchließlich der Benutzung der Glieder der Bauerngemeinde 
überlaſſen werden müſſe. Der Übergang von Pachthöfen in 
bäuerliches Eigentum, der ſeit 1804 zwar möglich war, 
mangels eines vermittelnden Kreditinſtitutes aber nur geringe 
Fortſchritte gemacht hatte, wurde nun in den folgenden 
Jahren durch Errichtung einer livländiſchen Bauernrenten⸗ 
bank und beſonders durch Heranziehung der bereits 1802 


1) Vgl. Tobien, Agrargeſetzgebung, 1. e. S. 434. 
) Vgl. Tobien, Beiträge zur Geſchichte der livl. Agrargeſetzgebung. 
Balt. Mon. Bd. 28, 1881 S. 708 ff. 
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gegründeten Livländiſchen Adeligen Güterkreditſozietät (Land⸗ 
ſchaft) in Angriff genommen.) 

Alle Verſuche zu einer wirtſchaftlichen Hebung des Bauern⸗ 
ſtandes ſtießen aber an eine gewaltige Schranke: das Fron⸗ 
ſyſtem. Denn auch die freien Pachtverträge baſierten bei der 
unentwickelten Geldwirtſchaft auf Fron. Daß zunächſt dieſe 
Schranke fortgeſchafft werden müſſe, das wurde den livländi⸗ 
ſchen Gutsherren immer klarer, in ihr lag die Haupturſache 
des Verfalls der Bauernwirtſchaften, erſt wenn die weggeräumt 
wurde, konnte der Bauer zu wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit er- 
ſtarken, erſt dann konnte er den bedeutſamen Schritt von Pacht 
zu Eigentum tun. Doch nicht mit einem Schlage ſollte die 
Fron abgeſchafft werden, das hätte bei der vorherrſchenden 
Naturalwirtſchaft und bei der ökonomiſchen Unreife der 
Bauern verhängnisvoll werden und die ganze Entwicklung 
unterbrechen können. So beſchloß der livländiſche Landtag 
1847 die Abſchaffung der Fron durch einen allmählichen 
Übergang von der fog. Fronpacht zur Geldpadt.*) Die 
Reſultate dieſer Reformen der vierziger Jahre: die Ein- 
räumung eines unentziehbaren Nutzungsrechts am ſog. Bauern⸗ 
lande, dem ſteuerpflichtigen Teile des Gutsgebietes, die Be⸗ 
förderung des bäuerlichen Grundeigentums und die allmähliche 
Abſchaffung des Fronſyſtems wurden in den Bauernverord— 
nungen von 1849 und 1860 niedergelegt nach Überwindung 
zahlreicher Hemmniſſe, die dem Agrarwerk durch Verſtändnis⸗ 
loſigkeit und Bureaukratismus der Staatsregierung in den 
Weg geſtellt wurden. Die Landtage von 1864 und 1865 
beſchloſſen die gänzliche Aufhebung der Fron; als Termin 


1) Vgl. Tobien, Beiträge J. e. Balt. Mon. Bd. 29, 1882, S. 107ff., 
derſ. Bauernbefreiung J. o. S. 38 und Frh. H. v. Engelhardt „Zur Ge 
ſchichte der Vivi. Adl. Güterkreditſozietät“. Riga, 1902, S. 120ff. 

) Vgl. Tobien, Beiträge uſw. I. e. Bd. 29, 1882, S. 81ff., und 
O. Müller, die Liv. Agrargeſetzgebung, 1892, S. 39f. 
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wurde St. Georg 1868 geſetzt. Es erwies ſich, daß zu dieſem 
Termin bloß 1,4% aller Pachtverträge reine „Fronpacht“ 
und 3,6% „gemiſchte Pacht“ ausmachten; 95% aller Pacht⸗ 
verträge baſierten bereits auf reiner Geldpacht. 

Nachdem auf dieſe Weiſe bereits in den fünfziger und ſech⸗ 
ziger Jahren des 19. Jahrhunderts ſich allmählich der Über— 
gang von Fronpacht zu Geldpacht und damit im Zuſammen⸗ 
hang von Natural- zu Geldwirtſchaft vollzogen hatte, nahm 
der Verkauf des verpachteten Bauernlandes an die Bauern 
ein beſchleunigtes Tempo an. In den weitaus meiſten 
Fällen kauften die bisherigen Pächter, denen geſetzlich ein 
Vorkaufsrecht zugeſichert war, ihre Pachthöfe. Im Jahre 
1823 waren 12, im Jahre 1860 erſt 288 Bauernhöfe ver⸗ 
kauft worden; dann ſtieg die Verkaufsziffer bedeutend; im 
Jahre 1873 wurden 1676 Bauernlandgerinde mit 85071 ha 
verkauft. Zurzeit (1906) find bereits 88,63 °/, des Bauern» 
landes aller Rittergüter und 91°/, des Bauernlandes der 
Rittergüter, die Privatperſonen gehören und nicht fidei— 
kommiſſariſch gebunden ſind, verkauft. 

Dieſe ganze für die Konſolidierung des Bauernſtandes ſo 
überaus wichtige Entwicklung ging vor ſich, ohne daß die 
Beihilfe des Staates in Anſpruch genommen wurde. Weder 
fand eine Zwangsablöſung der Grundlaſten ſtatt, noch gab 
der Fiskus irgend welche Mittel her für die außerordentlich 
koſtſpielige Auseinanderlegung der bäuerlichen Wirtſchaften!“) 
oder für die den Käufern gewährten Darlehen. 

Über den Verkauf des Bauernlandes in Livland wird im 
nächſten Kapitel noch eingehender gehandelt werden. 


1) Die Koſten find von einem ausgezichneten Kenner der Bauern— 
verhältniſſe Rußlands, der Erhebungen für die jog. Witteſche Agrar- 
kommiſſion in ganz Rußland anſtellte, für Livland auf ca. 3 Rbl. pro 
Hektar veranſchlagt worden. Vgl. A. Kofoed, „Bauernhöfe auf zu- 
geteiltem Lande“. I., St. Petersburg 1905 (ruſſ.). 
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Gleichzeitig mit der Begründung eines „Leihezwanges“, 
d. h. der Verpflichtung der Rittergutsbeſitzer einen bedeutenden 
Teil des Gutsgebietes ausſchließlich bäuerlicher Nutzung zu 
überlaſſen, wurde durch die Reformen des 19. Jahrhunderts 
eine Feſtigung des bäuerlichen Grundbeſitzes durch Normie- 
rung eines Mindeſtmaßes für den Umfang reſp. den Wert 
der Bauernhöfe vorgenommen. 

Schon im Bauernrechte des Frhr. Schoultz von Aſcheraden 
von 1764 finden wir die Feſtſetzung eines ſolchen Minimums, 
dann im Bauerngeſetze von 1804 undendlich in den Bauern— 
geſetzen von 1849 und 1860. 

Entſprechend der Feſtſetzung eines Minimums wurde 1849 
auch ein Maximum für die Bauerhöfe im Zuſammenhang 
mit der Regelung des Bauernlandverkaufes feſtgeſetzt, um den 
Bauernſtand vor dem Auskaufen durch ſtädtiſche Kapitaliſten 
zu ſchützen. 

Bei Erörterung der Landarbeiterfrage werden wir auf 
dieſe Feſſelung des Bodenverkehrs noch zurückkommen. 

Nachdem der livländiſche Landtag 1865 noch ein Geſetz 
über die Entſchädigung bäuerlicher Pächter bei Ablauf der 
Pachtzeit und auf Anregung der Staatsregierung eine Re⸗ 
organiſation der vom Landtage 1847 geſchaffenen Landge⸗ 
meinde im Sinne größeren Einfluſſes der Behörden an Stelle 
der Gutsherren beſchloſſen, war die Agrargeſetzgebung in Liv- 
land im weſentlichen zum Abſchluß gebracht. 

Bevor wir zur Darſtellung der beſtehenden bäuerlichen 
Verhältniſſe übergehen, erübrigt es noch kurz, die Entwicklung 
in den Schweſterprovinzen zu berühren: 

In Eſtland wurden nach dem Vorgange Livlands in 
den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts dieſelben Reformen 
beſchloſſen, insbeſondere die Anerkennung eines Teiles des 
Gutsgebietes als unentziehbares Bauernland und die Ablöſung 
der Fron und die Beförderung des Bauernlandverkaufes. 
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Die dieſe Reformen endgültig regelnden Geſetze ſind die Eſt— 
ländiſche Bauernverordnung von 1856 und die Novelle dazu 
von 1859. Wie in Livland wurde die Fron 1868 aufge⸗ 
hoben. 

Auf der Inſel Ofel') hatten ſich die Verhältniſſe bis 
ins 18. Jahrhundert ähnlich geſtaltet wie in Livland. Auch 
hier hat die ſchwediſche Adminiſtration ihre Spuren hinter— 
laſſen. Abgeſehen von Normierungen der Gehorchsbeſtim— 
mungen 1766 und 1798 blieb der Zuſtand der bedingten 
Leibeigenſchaft bis zum Jahre 1818, wo die öſelſche Ritter— 
ſchaft ſich dem Emanzipationswerk Livlands anſchloß und 
durch das Bauerngeſetz von 1819 eine Neuregelung ſeiner 
bäuerlichen Verhältniſſe erhielt. 1864 wurde die Aufhebung 
der Fron beſchloſſen, 1865 endlich fand ein Ausbau der 
Agrarverhältniſſe im Sinne der livländiſchen und eſtländiſchen 
Geſetzgebung ſtatt: Trennung des Bauernlandes vom Hofes— 
lande, Feſtſetzung langbefriſteter Pachten (12 Jahre) und 
obligatoriſcher Meliorationsentſchädigungen für abziehende 
Pächter, Schaffung eines größeren Minimums für die Bauern— 
höfe (3 Hektar Acker) und Erleichterung des Bauernlandver— 
kaufes durch Anſchluß an die Livländiſche Güterkreditſozietät. 

In Kurland entwickelten ſich die Dinge ganz und gar 
eigenartig. Hier wurde bis in das 19. Jahrhundert die 
Agrarfrage überhaupt nicht aufgerollt. Die Segnungen eines 
dauernden Friedens, die günſtigere Beſchaffenheit des Bodens, 
die behagliche Naturalwirtſchaft des auf feinen Gütern Gene- 
ration auf Generation lebenden Adels hatten die materielle 
Lage der Bauern ſo günſtig geſtaltet, daß dieſer Zuſtand der 
patriarchaliſchen Leibeigenſchaft, wie wir aus zahlreichen 
Zeugniſſen wiſſen, durchaus nicht als drückend empfunden 

) Bis 1819 vgl. P. W. v. Burhörden, Beitrag zur Geſchichte der 
Provinz Oſel 1838. S. 267ff. Regeln von 1865. Balt. Mon. 1866. II. 
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wurde und vom konſervativen, allen gewaltſamen Eingriffen 
abholden Adel ſozuſagen für den natürlichen gehalten wurde. 

Wir haben oben geſehen, daß die kurländiſche Ritterſchaft 
1817, dem Vorgange Eſtlands folgend, die Aufhebung der 
Leibeigenſchaft beſchloß. Die kurländiſche Bauernverordnung 
von 1817, die 1819 in Kraft trat, beruht gleichfalls auf dem 
Prinzip der freien Vereinbarung zwiſchen Gutsherren und 
Bauern, bezüglich der Beſitzverhältniſſe letzterer. Da in Kur⸗ 
land aber fein Übergangsſtadium von der Leibeigenſchaft zur 
Freizügigkeit ſtattgefunden hatte, wie dieſes in Eſtland und 
beſonders in Livland in der Erbuntertänigkeit beſtanden 
hatte, ſo wurde im Geſetz von 1817 ein tranſitoriſcher Zu— 
ſtand bis 1833 geſchaffen, der im weſentlichen dem durch das 
livländiſche Bauerngeſetz von 1804 begründeten entſprach: es 
blieb die Schollenpflichtigkeit beſtehen, und die Leiſtungen 
wurden gemeſſen. Von 1833 ab trat dann Freizügigkeit ein, 
aber ohne Anſiedelungsrecht in den Städten, auch wurde die 
Möglichkeitz um Eigentumserwerb, und zwar in der für alle 
nichtadligen Stände Kurlands allein möglichen Form des 
50jährigen Pfandrechts, gegeben. — Der Landtag von 1845 
erweiterte die Freizügigkeit und ſprach ſich für Einführung 
der Geldpacht an Stelle der Arbeitspacht aus; der Landtag 
von 1863 beſchloß die Feſtſetzung langbefriſteter Pachten 
(12 Jahre) und obligatoriſcher Meliorationsentſchädigungen 
der abziehenden Pächter und erteilte den Bauern das Recht, 
ihre Pachthöfe eigentümlich zu erwerben. Eine geſetzliche 
Anerkennung eines ausſchließlich der Nutzung durch Glieder 
der Bauerngemeinde vorbehaltenen Bauernlandes, wie dieſes 
in den Nachbarprovinzen geſchehen war, fand jedoch durch 
die kurländiſchen Agrarregeln von 1863 nicht ſtatt, ſo daß die 
Möglichkeit des Einziehens von Bauerhöfen zunächſt offen 
blieb. Erſt 1867 wurde auf dem Verordnungswege das 
Bauernlegen in Kurland unterſagt. 


r 
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Trotz dieſer im Verhältnis zu Livland und Eſtland wenig 
liberalen Agrargeſetzgebung zeigt Kurland eine ebenſo günſtige, 
womöglich noch günſtigere wirtſchaftliche und ſoziale Entwid- 
lung ſeiner Bauernbevölkerung, was nicht nur ſeinen bevor- 
zugten Bodenverhältniſſen zuzuſchreiben iſt, ſondern gewiß 
auch der Einwirkung einer traditionellen väterlichen Fürſorge 
der Gutsherren, die zur Hälfte Fideikommißbeſitzer ſind, für 
ihre Hinterſaſſen. 

Wie aus obiger kurſoriſchen Darſtellung der Entwicklung des 
gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſes hervorgeht, war Mitte der 
ſechziger Jahre des 19. Jahrhunderts die Agrargeſetzgebung in 
den vier Oſtſeeprovinzen im weſentlichen zum Abſchluß gebracht. 

Wenn wir die fog. Bauernemanzipation der Oſtſeeprovinzen 
mit derjenigen Weſteuropas, insbeſondere des oſtelbiſchen 
Deutſchlands, das ähnliche agrare und ſoziale Verhältniſſe 
aufweiſt, vergleichen, ſo tritt uns zunächſt der Umſtand ent— 
gegen, daß das Emanzipationswerk in Livland und Eſtland 
nicht wie in Weſteuropa von den Staatsregierungen, ſondern 
von den Gutsherren, alſo den direkten Intereſſenten, in An— 
griff genommen und durchgeführt worden iſt. 

Ferner finden wir hier eine eigenartige Regulierung des 
neuen gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſes. In Preußen, 
Pommern, Brandenburg und Schleſien erhielt der Bauer 
zugleich mit der Freizügigkeit das Eigentum ſeines Hofes, 
wofür er dem früheren Grundherrn einen bedeutenden Bruch— 
teil ſeines bisher beſeſſenen Landes (/ — , ) abzutreten oder 
eine dementſprechende Rentenſchuld zu übernehmen hatte, in 
Livland und Eſtland — wie übrigens auch in Poſen und 
Neuvorpommern — blieb das ganze Gutsgebiet Eigentum 
des Gutsherrn. Das Gutsgebiet wurde aber geteilt, und der 
eine Teil wurde der ausſchließlichen Nutzung der Bauern 
überlaſſen, gewiſſermaßen als ein Fideikommiß des Bauern⸗ 
ſtandes. Um die Bauernhöfe vor Zerſplitterung zu bewahren, 
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wurde eine Minimalgrenze ihres Wertes feſtgeſetzt, ebenſo 
eine Maximalgrenze, um das Aufkaufen von Bauerhöfen durch 
nichtbäuerliches Kapital zu vermeiden. 

Während alſo in Preußen durch die Stein-Hardenbergſche 
Geſetzgebung die Regulierung der gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältniſſe ſofort eine Verringerung des geſamten bäuer⸗ 
lichen Grundbeſitzes und durch Aufhebung des Bauernſchutzes 
eine beſtändig wachſende Aufſaugung des bäuerlichen Beſitzes 
durch den kapitalkräftigeren Großgrundbeſitz zur Folge hatte, 
war in Livland die Exiſtenz eines wirtſchaftlich lebensfähigen 
Bauernſtandes geſetzlich gewährleiſtet. 

Während in Preußen die Regulierung eine zwangsweiſe 
Ablöſung der bäuerlichen Laſten und eine geſetzliche Gemein⸗ 
heitsteilung und Zuſammenlegung der Grundſtücke nach ſich 
zog, die dem Staate enorme Koſten verurſachte, wurden in 
Livland dieſe Reformen von den Gutsherren als den Ober— 
eigentümern des ganzen Gutsgebietes auf privatem Wege 
erledigt, wobei allerdings im Auge zu behalten iſt, daß in 
Livland keine gebundene Flurverfaſſung der Gemeinden exi⸗ 
ſtierte, ſo daß es ſich lediglich um Zuſammenlegung verſtreut 
liegender Grundſtücke und bei den Dörfern der Eſten und 
der an Polniſch⸗Livland grenzenden Letten um die Ausein⸗ 
anderlegung (Ausbau) der einzelnen Bauernhöfe handelte. 

So beſtand die Regulierung der gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältniſſe in den Oſtſeeprovinzen im weſentlichen im Über⸗ 
gang des unantaſtbaren „Bauerlandes“ vom Pachtbeſitz ins 
Eigentum der Bauern. 

Anders als in den übrigen Kulturländern Europas voll⸗ 
zog ſich hier dieſer Vorgang lediglich durch eigene Kraft, 
was durch den Umſtand zu erklären iſt, daß die Provinzen 
von jeher auf Selbſthilfe angewieſen waren und von der 

Staatsregierung wohl Hinderung, nicht aber Förderung ihrer 
kulturellen Entwicklung zu erfahren gewohnt waren. 


ay 
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Kapitel II. 


Die bäuerlichen Verhältniſſe in Livland 
beim Ausbruch der Revolution. 


Im folgenden ſollen die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der 
bäuerlichen Bevölkerung Livlands geſchildert werden. Als 
Grundlage haben wir die Denkſchrift Alex. Tobiens für den 
baltiſchen Generalgouverneur vom 23. Februar 1906 „Die 
Agrarverfaſſung des livländiſchen Feſtlandes“ benutzt, ohne 
uns im übrigen den Reformvorſchlägen dieſer Denkſchrift 
anzuſchließen. Für die Schweſterprovinzen ſteht uns nicht 
genügendes Material zu Gebote, auch würde deren Heran— 
ziehung der Überſichtlichkeit der Darſtellung ſchaden; eine 
Sonderung iſt auch um ſo weniger erforderlich, als die Ver— 
hältniſſe ſehr ähnlich liegen wie in Kurland, ſo daß die 
Unterſchiede und lokalen Abweichungen beſonders für den 
reichsdeutſchen Leſer wenig in Betracht kommen. 

Alle Landgüter Livlands zerfallen in vier rechtliche 
Kategorien: 

Rittergüter, 

Domänen (Krongüter), 

Patrimonialgüter (Stadtgüter i. e. S.), 

Paſtorate. 


Das Verhältnis dieſer vier Kategorien hinſichtlich ihrer 
Zahl und ihres Areals iſt folgendes: 
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Eee Umfang davon Kulturland 
in Deſſ. in ha. | in Deſſ. in ha. 
729 Rittergüter 3 153 977 3445 719 | 2 673 581 2 920 887 
95] Domänengüter 536460| 586 083] 436118| 476459 
14] PBatrimonialgüter | 55 
AC 3 33 955 363 
41] Grundſtücke | 54 151 59 160 33 255 36 331 
106 Paſtorate 49 665 54 259] 44888 49 040 


Wir ſehen alſo, daß die Rittergüter, die als ſolche in die 
Landrolle eingetragen ſein müſſen, weitaus an erſter Stelle 
ſtehen; die Domänengüter betragen an Zahl etwas weniger, 
an Umfang etwas mehr als ein Siebentel der Rittergüter. 

Von den 729 Rittergütern wären 15 auszuſchließen, da 
ſie nur den rechtlichen Charakter eines Rittergutes tragen 
und in landwirtſchaftlicher Hinſicht nicht in Betracht kommen. 
Es ſind Zwerggüter in unmittelbarer Nähe Rigas, die im 
Laufe der Zeit mehr oder weniger ſtädtiſch beſiedelt worden, 
ja zum Teil vollſtändig in die Stadt aufgegangen ſind. 

Von den nachbleibenden 714 Gütern gehören 7 der liv⸗ 
ländiſchen Ritterſchaft, 19 den Städten, und 688 Privat⸗ 
perſonen. 

Unter den 688 Privatgütern ſind 84 Fideikommißgüter, 
die 16% des Geſamtareals der Privatgüter einnehmen. 

Was den Stand der Rittergutsbeſitzer betrifft, ſo gehörten 
1904 von den 688 Privatgütern 540 dem immatrikulierten 
Adel (Ritterſchaft), 54 dem nichtimmatrikulierten Adel, und 94 
bürgerlichen Perſonen und Bauern. 

Jedes Rittergut beſteht aus zwei rechtlich geſonderten 
Teilen, dem Hofeslande und dem Bauernlande. Das Hofes⸗ 
land zerfällt wiederum in zwei rechtliche Kategorien, das 
ſog. ſchatzfreie Hofesland und das ſog. Quotenland. 

Das ſchatzfreie Hofesland hat ſeinen Namen aus der 
Zeit, als das Hofesland keine öffentlich⸗rechtlichen Steuern 
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trug. Dieſe Eigenſchaft der Schatzfreiheit hat das Hofesland 
verloren, ſeitdem 1880 die Reichsgrundſteuer in Livland ein⸗ 
geführt worden iſt, und beſonders, ſeitdem der livländiſche 
Landtag von 1889 freiwillig auf die Steuerfreiheit des Hofes⸗ 
landes verzichtete. Das Hofesland ſteht zur vollſtändig freien 
Dispoſition des Rittergutsbeſitzers, doch darf es nicht unter 
ein Minimum von 306 Deſſ. = 334 ha, wovon mindeſtens 
ein Drittel, alſo 102 Deſſ. 111 ha Acker, verringert werden, 
widrigenfalls die Rittergutsqualität des Gutes verloren geht. 

Das ſog. Quotenland oder kurz „die Quote“ führt ſeinen 
abſonderlichen Namen von der Geſetzgebung der vierziger 
Jahre des 19. Jahrhunderts, die den 1819 aufgehobenen 
Bauernſchutz in der Weiſe wiederherſtellte, daß das Bauern- 
land als uneinziehbare Bodenkategorie aus dem Gutsbeſitze 
herausgehoben wurde. Hierbei wurde eine Quote des Bauer— 
landes, ungefähr ein Sechſtel, ausgeſchieden und erhielt einen 
beſonderen rechtlichen Charakter: ſie blieb ſteuerpflichtig, 
durfte jedoch vom Gutsherrn beliebig genutzt, eingezogen, 
verpachtet oder verkauft werden. Der leitende Gedanke bei 
Abtrennung dieſer Quote vom gefeſſelten Bauernlande war 
die Notwendigkeit einer allmählichen Arrondierung der Guts⸗ 
wirtſchaften und der Anſetzung von Landarbeitern. Seit 1893 
iſt jedoch die freie Nutzung der Quote geſetzlich ſtark ein⸗ 
geſchränkt worden, keineswegs zum Nutzen der agrariſchen 
Entwicklung des Landes. 

Das „Bauernland“ („Gehorchsland“) endlich iſt der Teil 
des Gutsbezirkes, deſſen direkte Nutzung geſetzlich nur Gliedern 
der Bauerngemeinde zuſteht. Der Gutsherr darf das ihm 
gehörige Bauernland zwar wirtſchaftlich beliebig umgeſtalten, 
aber niemals anders nutzen als durch Verpachtung oder 
Verkauf an Glieder einer Landgemeinde. Auf dem Bauern⸗ 
lande, das bei der geltenden Fronverfaſſung die Steuerkraft 
des Landes repräſentierte, ruhten ſeit dem Mittelalter bis 
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zum Jahre 1889 alle öffentlich- rechtlichen Steuern, ſeitdem 
werden ſie vom Hofeslande ebenſo wie von Bauerland und 
Quote getragen. Nur die Naturallaſten für die öffentlichen 
Verkehrseinrichtungen blieben in der Weiſe verteilt, daß beim 
Bau und der Erhaltung der Brücken und Straßen die 
Bauernſchaft die Neubauten und Reparaturen auszuführen, 
die Rittergutsbeſitzer das erforderliche Material koſtenfrei 
herzugeben und die Löhne der Handwerker zu zahlen haben, 
daß alſo die Bauern mit ihrer Arbeitskraft, die Gutsbeſitzer 
mit ihrem Kapital herangezogen werden. Ebenſo nimmt 
das ſog. ſchatzfreie Hofesland an der Unterhaltung der von 
der Ritterſchaft verwalteten Fahrpoſt (70—80 Poſtierungen) 
in der Weiſe teil, daß die Höfe 25 940 Rbl. oder 31,9%, 
das Bauernland 55 416 oder 68,1% der jährlichen Unter⸗ 
haltungskoſten, berechnet für das Jahr 1905, zu zahlen haben. 

Das numeriſche Verhältnis der drei Kategorien der 
Rittergutsgebiete: Hofesland, Quotenland und Bauernland, iſt 


nach den neueſten Erhebungen folgendes: 
Hofesland: 1664315 Deſſ. =1 818 264 ha) 


davon 1 316 137 „ (= 1437 880 „) Kulturland 
Quotenland: 256318 „ (= 280027 „) 

davon 235183 „ (= 256937 „) 
Bauernland: 1233344 „ (= 1347 428 „) 


davon 1121261 , (= 1 226 070 „) 9 

Was die Nutzung des geſamten Grund und Bodens der 
Rittergüter betrifft, fo haben wir zu unterſcheiden erſtens 
zwiſchen direkter Nutzung des Rittergutsbeſitzers, vorwiegend 
durch Eigenwirtſchaft, landwirtſchaftlichem Großbetrieb, und 
Nutzung durch Perſonen, vorwiegend aus dem Bauernſtande, 
landwirtſchaftlichem Kleinbetrieb; zweitens zwiſchen Grund⸗ 
eigentum des Rittergutsbeſitzers und der Perſonen aus dem 
Bauernſtande. 

Wir wenden uns zunächſt zu der Unterſcheidung zwiſchen 
Großbetrieb und Kleinbetrieb, wobei wir vorausſchicken müſſen, 
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daß beide Betriebsarten nicht ausſchließlich in Händen eines 
Standes ſich befinden. Es gibt ebenſo nichtadlige Ritter⸗ 
gutsbeſitzer wie nichtbäuerliche Kleingrundbeſitzer. Wie wir 
oben geſehen haben, waren 1904 von 688 Rittergütern 
94 Güter im Beſitz von Perſonen bürgerlichen und bäuer⸗ 
lichen Standes. Außerdem gibt es zahlreiche Gutspächter 
oder Arrendatoren bäuerlichen Standes. 

Nichtbäuerliche Kleingrundbeſitzer dagegen gibt es ver⸗ 
hältnismäßig wenige. 

Kompenſieren wir alſo die bäuerlichen Rittergutsbeſitzer 
und Arrendatoren und die nichtbäuerlichen Kleingrundbeſitzer, 
ſo tun wir der Statiſtik keine Gewalt an, wenn wir die Begriffe 
Kleingrundbeſitz und bäuerlicher Grundbeſitz identifizieren. 
Landwirtſchaftlicher Großbetrieb findet ſich faſt ausſchließlich 
auf Hofes⸗ und Quotenland. Faſt jedes Rittergut hat 
einen Großbetrieb, viele mehrere, je nach der Zahl der großen 
Wirtſchaftseinheiten. Man unterſcheidet dann den „Haupt⸗ 
hof“ und die „Beihöfe“ oder „Hoflagen“. Erſterer wird faſt 
immer vom Gutsherrn perſönlich bewirtſchaftet, letztere ſind 
häufig verpachtet. Auf dem Haupthof befinden ſich auch die 
Betriebe: Meierei, Käſerei, Brauerei, Brennerei ꝛc. Des⸗ 
gleichen die ganze Gutsverwaltung. Die Forſtverwaltung iſt 
meiſt von dieſer getrennt und ruht in den Händen eines 
Förſters, der häufig in einer beſonderen Förſterei entweder auf 
einem der Höfe oder im Walde wohnt. 

Ferner ſind als Wirtſchaftseinheiten, die zum Großbetriebe 
der Höfe gehören, zu erwähnen die Mühlen und Krüge 
(Schenken und Gaſthäuſer). Das Schankrecht mit Ausnahme 
des vom Staate monopoliſierten Branntwein- und Schnaps⸗ 
verkaufes iſt ein Vorrecht des Rittergutes. 

Die Gegenüberſtellung der Nutzung der Hofes- und Quoten⸗ 
ländereien ergibt folgendes Bild nach Angaben aus den Jahren 
1895 und 1905: 


Lettiſche Revolution I, 4 
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u 


ay 


Hofesland: 
im Sahre 1895: im Jahre 1905: 

in Eigenwirtſchaft verpachtet oder mit a { 
der Rittergutsbeſitzer: Landknechten beſetzt: a * 


Geſamtareal Kulturland Geſamtareal Kulturland Geſamtareal Kulturland Geſamtareal Kulturland 
1334314 1051687 Deſſ. 262974 207 991 Deſſ. 67027 56 459 Deſſ. 1664315 1316 137 Deſſ. 


1457738 1148968 ha 287299 227230 ha 73227 61682 ha 1818264 1437880 ha 


2 
im Eigentum der Rittergutsbeſitzer: 
Geſamtareal Kulturland 
1597288 Dell. 1259678 Deſſ. 


1745037 ha 1376198 ha 


Quotenland: 
im Jahre 1895: im Jahre 1905: 
in Eigenwirtſchaft verpachtet oder mit 4 7 \ 
der Rittergutsbeſitzer: Landknechten beſetzt: Decke ajammEn: 


Gejamtareal Kulturland Gejamtareal Kulturland Geſamtareal Kulturland Geſamtareal Kulturland 
24178 22 560 Deſſ. 160634 146 833 Deſſ. 71506 65790 Deſſ. 256318 235 183 Deſſ. 


26414 24647 ha 175493 160415 ha 78120 71875 ha 280027 256 937 ha 


—  — ————. 
im Eigentum der Rittergutsbeſitzer: 
Gejamtareal Kulturland 
184812 Deſſ. 169393 Deſſ. 


201907 ha 185062 ha. 


av 
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Von den in Eigenwirtſchaft der Rittergutsbeſitzer befind- 
lichen 1051687 Deſſ. (= 1 148 968 ha) Kulturland ſind 
nicht weniger als 707 843 Deſſ. (= 773 318 ha) Wald, ſo 
daß 343 844 Deſſ. (= 375 650 ha) Hofesland landwirtſchaft⸗ 
lich genutzt werden. 

Das Bauernland endlich ſteht, wie wir wiſſen, nach 
dem Geſetz ausſchließlich in Nutzung der Glieder der Bauern— 
gemeinden. Seine Beſtimmung war es, allmählich bäuerliches 
Grundeigentum zu werden. Dieſe Beſtimmung hat es heute 
nahezu erfüllt. Von den 1233344 Defj. (= 1347428 ha) 
Geſamtareal des Bauernlandes der Rittergüter ſind bis zum 
Auguſt 1905 verkauft worden 1093 152 Deſſ. (= 1194269 ha) 
reſpektive von 1122261 Deſſ. (S 1226070 ha), Kulturland 
996220 Deff. (= 1088370 ha). 

Es befinden ſich alſo vom Bauernlande im bänerlichen 
Eigentum 88,63 °/,") vom Geſamtareal oder 88,77 % vom 
Kulturlande und in bäuerlichem? sachtbefiß 11,37 refp. 11,23 %. 

Wenn wir nach dieſem Material nunmehr das Verhältnis 
des Grundeigentums der Rittergutsbeſitzer und der Klein⸗ 
grundbeſitzer oder Bauern einander tabellariſch gegenüber⸗ 
ſtellen, erhalten wir 1. für die Rittergutsbeſitzer: 


Geſamtareal davon Kulturland 
Hofesland 1597288 Deſſ. = 1745037 ha 1259678 Dejj.—137619Sha 
Quotenland 184812 „ = 201907 „ 169393 „ = 185062 „ 
Bauernland 140192 „ 153159 „ 126041 „ = 137700 „ 


1922292 Deff. = 2100 103 ha 1555 112 Deff. 1698 960 ha 
2. für die Bauern: 


Geſamtareal davon Kulturland 
Hofesland 67027 Deſſ.— 73227 ha 56459 Deſſ. — 61 682 ha 
Quotenland 71506 , = 78120 e 11875 
Bauernland 1093 152 „ = 1194269 n 996220 „ =1088370 „ 


1231685 Deſſ. = 1345616 ha 1118469 Defj-—=1221927 ha 


) Von den allodialen Privatperſonen gehörigen Rittergütern find 
bereits 91%, des Bauernlandes verkauft. Konf. oben. 
* 


* 
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Mithin befinden ſich vom Geſamtareal der Rittergüter 
[3153977 Deſſ. (= 3445719 ha)] im Eigentum der Ritter⸗ 
gutsbeſitzer: 60,95% oder vom geſamten Kulturlande 
[2673581 Oeſſ. (= 2920887 ha)] 58,17 %% ͤ und im Eigen- 
tum der Bauern: 39,05 refp. 41,83 °/,. 

Ganz anders geſtalten ſich aber die Verhältniszahlen, wenn 
wir nicht das Eigentum, ſondern die tatſächliche Nutzung, 
den Beſitz ins Auge faſſen. 

Da erhalten wir für die Rittergüter als in direkter 
Nutzung — Eigentum und Beſitz — der Bauern befindlich 
folgende Arealgrößen: 

Gejamtareal davon Kulturland 
Hofesland 330001 Deſſ. = 360 526 ha 264 450 Deſſ. — 288912 ha 
Quotenland 232140 „ = 253613 „ 212623 „ = 232290 „ 
Bauernland 1233344 „ = 1347428 „1122261 „ =1226070 „ 
1795485 Deſſ. = 1961567 ha 1599334 Deſſ. 1747272 ha 

Dieſe Ziffern find inſofern nicht ganz richtig, als die Er- 
hebungen verſchiedener Jahre benutzt werden mußten, ſo für 
das verpachtete Kulturland des Hofeslandes eine Erhebung 
von 1893 und für das verpachtete Quotenland eine Erhebung 
von 1895. Da mittlerweile — ſeit den letzten Erhebungen 
vor 13 reſp. 11 Jahren — ſich das Verhältnis des direkt vom 
Rittergutsbeſitzer genutzten zum verpachteten Boden zweifel⸗ 
los zugunſten des letzteren verſchoben hat, ſo gibt die obige 
Aufſtellung das Mindeſtmaß des zurzeit in bäuerlicher 
Nutzung befindlichen Areals der Rittergüter. 

Die Gegenüberſtellung des in direkter Nutzung der Ritter⸗ 
guts beſitzer befindlichen Areals ergibt: 

In Nutzung Geſamtareal davon Kulturland 
der Bauern 1795485 Deſſ. — 1961 567ha 1599334 Deſſ. 1747 272 ha 


der Ritter⸗ 
gutsbeſitzer 1358492 „ 1484152 „1074247 „ 21178615 „ 


729 Ritter⸗ 
güter ... 3153977 Deſſ. = 3445719 ha 2673581 Deſſ. 2920 887 ha 


* 


w 


0 


aw 
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Es befinden ſich alſo in Nutzung der Bauern 56,93 Us 
des Geſamtareals oder 59,82 °/, des Kulturlandes der Ritter: 
güter. 


Wie wir oben geſehen haben, gehörten zum Kulturlande 
des Hofeslandes 707843 Oeſſ. ( 773318 ha) Wald, ſo daß 
das von den Rittergutsbeſitzern in landwirtſchaftlichem Eigen⸗ 
betriebe genutzte Kulturland im ganzen nur 366404 Deſſ. 
(= 400297 ha) beträgt. In dieſer letzten Ziffer iſt allerdings 
auch noch der Wald des von den Rittergutsbeſitzern direkt 
genutzten Quotenlandes enthalten, dieſer ſpielt aber eben⸗ 
ſowenig für die Forſtwirtſchaft eine Rolle als der Wald des 
von den Bauern genutzten Kulturlandes. Hier wie dort iſt 
der Wald ſo gut wie ausſchließlich für den eigenen Bedarf 
der Einzelwirtſchaften nötig, iſt alſo nicht als beſonderer 
Wirtſchaftskomplex zu betrachten. 

Als das Reſultat dieſer Unterſuchungen ergibt ſich ein 
außerordentlich günſtiges Verhältnis von Klein- und Groß⸗ 
grundbeſitz, namentlich wenn man die Forſtwirtſchaft als einen 
beſonderen Faktor in Betracht zieht. 

Von einer Latifundienwirtſchaft kann nicht die Rede ſein, 
geſchweige denn von einer Aufſaugung des Kleingrundbeſitzes. 


Wie iſt nun dieſer Kleingrundbeſitz geſtaltet? Iſt er 
lebensfähig? Gibt er eine genügende Grundlage für einen 
kräftigen Bauernſtand? Das ſind Fragen, an die wir nun⸗ 
mehr an der Hand ſtatiſtiſcher Zahlen herantreten wollen. 
Wir haben geſehen, daß bis zum Auguſt 1905 von dem 
Geſamtareal des Bauernlandes der Rittergüter 88,63 % 
verkauft waren. Das ganze verkaufte Bauernland beſteht 
aus 22272 Bauernhöfen. 

Dieſe 22272 Bauernhöfe oder wie man in Livland ſagt: 
Bauerngeſinde haben einen Durchſchnittsumfang von 
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49,08 Deſſ. = 53,62 ha) Geſamtareal und 44,73 Defi. 


(= 48,87 ha) Kulturland. 
Nach Größenkategorien geordnet, umfaſſen die 22272 


Bauernhöfe 
auf den auf den 


Kulturland Rittergütern Domänen⸗ 
gütern 
weniger als 1 Deſſ. = 1,0925 ha 41 369 
E 55 1494 
se 10 „ 5 11 „ 49 1617 
10 10 „ 112 22, 779 1499 
20— 30 „ = 22— 33 „ 4075 1302 
30 40 „ erd— 4, 5744 1027 
40— 50 „ = 44— 55, 4550 892 
50 60 „ „ He, 2890 537 
„ e 16 5, 1782 303 
70— Se, een 1057 182 
80-10 „ = 87-10 RA le 
u Pr \ 88 
100-120 „ = 109-131 „ 251 86 
100-140 „ = 131-158 „ 79 45 
140—160 „ = 153—175 „ 44 18 
über 160 „ = über 175 „ 42 8 
22272 9586 


Dieſe Tabelle ergibt, daß auf den Rittergütern der 
mittlere bäuerliche Grundbeſitz von 20—60 Deſſ. (= 22 bis 
66 ha) weitaus überragt. Die größte Gruppe iſt die von 
30—40 Oeſſ. (= 33—44 ha). Die kleineren Höfe bis zu 10 bis 
15 Deſſ. = 11—16 ha ſtammen aus der Zeit vor der ge⸗ 
ſetzlichen Feſtſetzung des Minimums von /, Haken oder 
10 Taler Landwert für den einzelnen Bauernhof. 

Weit weniger günſtig iſt das Größenverhältnis der Bauern⸗ 
höfe auf den Domänen, wo das Poſtulat „jedem ruſſiſchen 
Mann ein Stück ruſſiſcher Erde“ feine verderbliche Wirkung 
geäußert hat. Die Zahlen obiger Tabelle zeigen das Größen⸗ 
verhältnis von 9586 verkauften Grundſtücken der Domänen⸗ 


* 


w 


w 
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güter. Hier iſt die größte Gruppe die von 5—10 Deff. 
(= 5—11 ha); bei 246,879 Deſſ. (= 269,715 ha) verkauftem 
Kulturland beträgt die Durchſchnittsgröße eines Domänen- 
Bauerngeſindes 25,75 Deſſ. (= 28,13 ha) gegen 49,08 Oeſſ. 
des Ritterguts⸗Bauerngeſindes. 

Von den 49,08 Oeſſ. (= 53,62 ha) Geſamtareal, die die 
verkauften Bauernlandgeſinde der Rittergüter im Durchſchnitt 
haben, entfallen auf: 


Acker . 11,54 Deſſ. (= 12,61 ha) 
Wieſe 128 1858 „) 
Weide .. 9,21 „ (= 10,06 „) 
Wald ... 11,60 „ (12,67 „) 
Unland 8 era) 


49,08 Deſſ. (= 53,62 ha) 


Der Bauernhof auf den Rittergütern ftellt alſo eine 
Wirtſchaftseinheit dar, die an Umfang des Kulturlandes 
(44,73 Def. = 48,87 ha) weder in Weſteuropa noch in 
Rußland ihresgleichen findet“) und die in bezug auf das 
Verhältnis der Bodenkategorien zueinander auch in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht äußerſt günſtig ausgeſtattet iſt. 

In den allermeiſten Fällen ſind die Bauerngeſinde auch 
gut arrondiert, da ſie entweder als Einzelhöfe enſtanden 
oder aber von den Gutsherren durchaus zweckentſprechend 
auseinander- oder zuſammengelegt worden find, weil hierbei 
für die Gutsherren ausſchließlich wirtſchaftliche Beweggründe 
und Normen maßgebend waren. Die Bauernhöfe auf den 
Rittergütern werden meiſt rationell nach dem Vorbilde der 
Großbetriebe bewirtſchaftet. Leider haben wir kein ſtatiſtiſches 
Material für die Wirtſchaftsformen ſpeziell auf den Bauern⸗ 
geſinden, ſondern nur die offiziellen Angaben für 40680 bäuer⸗ 


1) In Kurland iſt die durchſchnittliche Größe eines Bauernland⸗ 
geſindes 43,70 Deſſ. ( 47,74 ha), in Eſtland 34,97 Delf. (= 38,20 ha). 
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liche Wirtſchaften auf Rittergütern, Paſtoraten und Domänen 


gewonnen. 
Hiernach wurden 1903 bewirtſchaftet: 
Bauernhöfe Syſtem 

2154 oder 5,3% 3 Felderwirtſchaft 
4814 „ 11,8 %, 4 A 

10355 „ 25,5 %, 5 F 

13518 „ 33,3% 6 5 
6508 „ 16,0% 7 i 
S 8 

40680 


Die bäuerlichen Wirtſchaften mit 3 und 4 Felderwirtſchaft 
ſind faſt ausſchließlich auf den Domänengütern zu finden, 
wo andererſeits kaum 7 oder mehr Felderwirtſchaft betrieben 
wird. Eine Aufſtellung für die Bauernhöfe der Rittergüter 
allein würde ein weit günſtigeres Bild der landwirtſchaft— 
lichen Kultur geben. 

Derſelben offiziellen Quelle entnehmen wir, daß 1903 
von 59667 Wirtſchaftseinheiten des Kleinbetriebes bloß 
5510 oder 9,2 % keine Pferde hatten, während auf 54157 
Wirtſchaftseinheiten 136340 Pferde gefunden wurden. 

Was nun die Kaufpreiſe der Bauernhöfe betrifft, ſo 
ſtellen fie fic) ſeit 1823 folgendermaßen:) (ſiehe Tabelle 
S. 57). 


Die meiſten Verkäufe haben alſo in der Zeit zwiſchen 
1867 und 1876 ſtattgefunden. Der Kaufpreis ſtieg bis zum 
Jahre 1886, fiel dann infolge des Sinkens der Getreide— 
und Flachspreiſe und iſt in den letzten drei Jahren wieder 
bedeutend geſtiegen, was offenbar mit einer Reaktion auf den 
Induſtriekrach in Zuſammenhang zu bringen iſt. Dieſelben 
Erfahrungen hat die Reichs⸗Bauernagrarbank gemacht. Die 
von ihr gezahlten Durchſchnittspreiſe betrugen nach dem 


) Nach Tobien, Agrarverfaſſung uſw. 


Kaufpreis pro 


Anzahl Geſamtareal Kulturland Kaufpreis Deſſ. -= ha Deſſ. ha 

Jahre der Deff. — ha Def. = ha RoI. Geſamtareal Kulturland 

Geſinde Rbl. Rbl. Rbl. Ro. 

1823—51 42 2631 = 2874 2338 = 2554 120 822 46 = 42 52 = 47 

1852—56 137 9090 = 9931 8498 — 9 284 386 853 43 = 39 46 = 42 

1s57—61 209 11131 — 12161 10211 = 11155 560 390 50 = 46 55 = 50 

1862—66 2010 123 849 = 135 305 111 864 = 122 211 7564 930 61 = 56 68 = 62 

1867—71 4318 226 676 — 247 644 204 955 — 223 913 13 938 894 61 = 56 68 = 62 
1872—76 5 995 289011 = 315 744 263 836 = 288 


288 241 16 901 963 58 = 54 64 = 59 
1877—81 3133 141 782 = 154 897 128 830 = 140 747 10 273 862 72 = 66 80 =7 
1882—86 2765 128 283 = 140.149 117 262 128 109 10 895 566 85 = 78 93 = 85 

= 8 


I 
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1887—91 780 35985 = 39314 32984 = 36.035 3.006 445 84 = 76 91 = 83 
1892-96 1168 52651 = 57521 48 203 = 52662 4 377 934 83 = 76 91 = 83 
1897—O1 917 42816 = 46776 39080 = 42695 3 453 825 8 == 74 88 = 81 
1902—04 590 26781 = 29258 24169 = 26405 2 446 362 91 = 84 101 — 93 2 
Zuſammen 22 064 1090686 1191574 992 230 1084011 73 927 846 68 = 62 75 = 68 & 
& 
or 


=] 
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Werk von Dolgorukow und Petrunkewitſch (Die Agrarfrage, 
Moskau 1905, S. 182): 


1897 .. . . 71 Rbl. pro Deſſ. (1,0925 ha) Kulturland 
18988 7 5 1 is n 
18998 e „ 

1200 83 „ ff rs „ 
Te SOs 5 5 ” ” 
EL a cs) 2) LOG a nlp ny " „ 


Im Vergleich mit den in den inneren Gouvernements 
erzielten Bodenpreiſen ſind die in Livland gezahlten Boden⸗ 
preiſe keineswegs hoch; in einzelnen Gouvernements des 
Reichs ſind die Bodenpreiſe weit höher. Es läßt ſich aber 
kein irgend gültiger Vergleich anſtellen, da ein freihändiger 
Verkauf des Bauernlandes in Rußland nicht ſtattgefunden 
hat. Die bei der Zwangsenteignung der Ländereien für die 
1861 befreiten Bauern gezahlten Preiſe (der ſog. Wykup, 
d. h. Auskauf) können ſelbſtverſtändlich nicht zum Vergleich 
herangezogen werden. Für die Feſtſetzung der Kaufpreiſe 
für das Bauernland in Livland waren folgende Erwägungen 
maßgebend: Da die bäuerlichen Käufer, meiſt die bisherigen 
Pächter, denen nach der Bauernverordnung ein Vorkaufsrecht 
auf ihre Pachthöfe zuſtand, nur über die Summen verfügten, 
welche ſie während ihrer Pachtzeit erſpart hatten und die 
höchſtens für die erſte Kapitalanzahlung genügten, ſo wurde 
der Kaufpreis für die Geſinde ſo normiert, daß aus deſſen 
Nettorevenuen die Zinſen und Amortiſationsquoten, ſowohl 
der Bankſchuld als auch der hypothekariſierten Kaufkapital⸗ 
ſchuld bequem getilgt werden konnten. 

Im allgemeinen hat ſich der Verkauf der Bauerngeſinde 
ſo vollzogen, daß von dem Kaufpreiſe etwa 10% durch die 
erſte Barzahlung, etwa 40% durch die Anleihe der Landbank 
(Adlige Güterkreditſozietät) und etwa 50% durch Hypotheken 
(Obligationen) zum Beſten des Verkäufers gedeckt wurden; 
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es mußten alſo außer den Zinſen der Kapitalſchulden all- 
mählich auch etwa 90 %ê des geſamten Kapitalwertes auf⸗ 
gebracht werden. Daß ſolches durch die verhältnismäßig 
niedrige Normierung des Kaufpreiſes ohne Schwierigkeiten 
vor ſich geht, beweiſt der Umſtand, daß im Jahre 1900 von 
dem Kaufpreiſe für die Bauernhöfe auf Hofes- Quoten-, und 
Bauernland, der insgeſamt 77328955 Rbl. betrug, bereits 
64784986 Rbl., alſo 83,78 °/,, abgezahlt worden find, von 
welcher Summe die Käufer 33867786 Rbl. ſelbſt aufgebracht 
und 30917 200 Rbl. durch Verpfändung ihrer Höfe bei der 
Landbank beſchafft hatten. Der Tilgungsfonds dieſer Hypo- 
thekenſchuld iſt zurzeit 5129000 Rbl. groß, jo daß die 
Schuld tatſächlich nur 25788 200 Rbl. beträgt. Dabei muß 
konſtatiert werden, daß trotz der Zahlung von Zinſen und 
Abzahlung von Kapitalien aus den Erträgen der Bauernhöfe, 
dieſe ſelbſt im allgemeinen bedeutend melioriert worden ſind, 
durch Vergrößerung und Verbeſſerung des Ackers und der 
Wieſen und durch Neubauten von Wirtſchafts- und Wohn⸗ 
gebäuden, wobei für die letzteren häufig mehr Aufwendungen 
als nötig gemacht worden ſind. 

Der den Rittergutsbeſitzern ſchuldige Kaufſchillingsreſt 
— der 1900 16,22% des Kaufpreiſes betrug — wäre noch 
weit geringer, wenn die Käufer die Zahlungstermine pünkt⸗ 
licher eingehalten hätten. Aber es iſt eine bekannte Er— 
ſcheinung in allen Agrarländern, daß der Bauer mit dem 
Gelde nur dann herausrückt, wenn er durch äußeren Zwang 
von der Notwendigkeit hierzu überzeugt worden iſt. Als 
intereſſanter Beleg für dieſe pſychologiſche Erſcheinung mögen 
folgende Ziffern ſprechen, die offiziellen Angaben des Rigaſchen 
Bezirksgerichts (Landgerichts) entſtammen: 

Im Triennium 1894—96 wurden für Forderungen im 
Geſamtbetrage von 3255311 Rbl. 3926 Bauernhöfe zum 
Meiſtgebot geſtellt, und zwar 942 Höfe auf Antrag von Private 
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gläubigern und 2984 auf Antrag der Landbank. Von dieſen 
3926 Höfen wurden jedoch ſchließlich nur 294, alſo weniger 
als der dreizehnte Teil, meiſtbietlich verſteigert, während für 
die übrigen die Reſtanzen rechtzeitig berichtigt wurden. 

Was die wirtſchaftliche Lage der Pächter betrifft, ſo kann 
fie im großen und ganzen der der Hofbefitzer gleichgeſetzt 
werden. 

Nach den offiziellen Berichten der ruſſiſchen Bauernkom⸗ 
mifjäre betrug die Pacht auf Bauerlandgeſinden pro Lofſtelle 
(= 0,37 ha) Acker, wozu '/, Lofſtelle (= 0,18 ha) Wieſe 
und ¼ Lofſtelle (= 0,09 ha) Weide hinzuzurechnen find, 
alſo für zuſammen 0,6 Defj. (= 0,64 ha) im Jahre 1887: 
4,55 Rbl. und 1897 4,64 Rbl. pro Deſſ. ( 1,0925 ha), 
alſo: 7,73 Rbl. Seitdem ſind die Pachtſätze ſtark geſunken. 
1905 betrug die Pacht pro 1°/, Lofſtelle = 0,6 Deſſ. 
(= 0,64 ha) 3,50 Rbl., alſo 5,83 Rbl. pro Def. 

Einen Vergleichs⸗Maßſtab, an dem wir dieſe Pachtſätze 
meſſen können, dürfen wir ſelbſtverſtändlich nicht in Weſt⸗ 
europa, etwa im oſtelbiſchen Deutſchland oder in Skandinavien 
ſuchen, da hier der Bodenwert ein ſo ganz anderer iſt. Wir 
können aber mit einigem Recht Rußland heranziehen, wo die 
Qualität des Bodens allerdings beſſer, die Intenſität der 
Landwirtſchaft dafür aber geringer iſt. 

Nach A. A. Manuiloff (Bemerkungen zur Bauernfrage. II., 
Moskau 1905, S. 131ff.) und Ojuſchen (Die ruſſiſche Intelli⸗ 
genz und der Bauernſtand, Moskau 1904, S. 267) betrugen 
die Pachtſätze pro Deſſätine Acker 


Gouvernement Lange Pacht Kurze Pacht 
Rbl. Rbl. 
Cherſon 5,52 8,65 
Poltawa 7,00 9,16 
Drel 8,70 10,70 


Kursk 12,60 
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Der allgemeine Niedergang der Landwirtſchaft durch das 
Sinken der Getreide- und Flachspreiſe ſeit Mitte der acht⸗ 
ziger Jahre und die induſtrielle Bewegung Ende der neun⸗ 
ziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, welch letztere durch 
das Abſtrömen der Landarbeiter in die Städte zu einer be⸗ 
deutenden Verteuerung der Knechtslöhne führte, haben die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Hofbauern (Geſindewirte) 
entſchieden verſchlechtert, wenngleich ſie durch dieſe wirtſchaft— 
lichen Kalamitäten längſt nicht ſo ſehr betroffen worden ſind 
als der Großgrundbeſitz. In den letzten Jahren hat dann 
wieder ein Aufſchwung ſtattgefunden durch größere Intenſität 
in der Landwirtſchaft und durch ein erhöhtes Angebot von 
Arbeitskräften nach dem Induſtriekrach von 1901. Allerdings 
haben die letzten vier Jahre in den meiſten Teilen des Landes 
Mißwachs gebracht, ſodaß die Kriſe nicht als überwunden 
gelten kann. 

Trotzdem befand ſich vor Ausbruch der Revolution viel 
bäuerliches Kapital im Lande. Wie groß dieſes war, läßt 
ſich auch nicht annähernd ſchätzen, da man nicht feſtſtellen 
kann, wie groß der Beſitz von Wertpapieren und Einlagen 
in den Privatbanken von Perſonen bäuerlichen Standes iſt; 
eine Art Vorſtellung davon läßt ſich aber gewinnen, wenn 
wir die Höhe der den Bauerngemeinden gehörigen Zweck— 
kapitalien und die Sparkaſſeneinlagen anführen. 

Nach den Erhebungen für den 1. Januar 1905 laſſen 
ſich folgende Ziffern feſtſtellen. 

Bei einer Geſamtzahl von 413 Gemeinden u. 502620 Gemeindegliedern: 


Gemeinde-Vermigen an Gebäuden 4800000 Rbl. 
an Geldwerten 5867359 „ 
an Magazinkorn 2206035 „ 
d. h. dem geſetzlich in den öffentlichen Gemeinde. 
magazinen aufzubewahrenden Getreide 
12873394 Rbl. 
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Hierzu kommen die Einlagen in die Sparkaſſen, bei denen 
die auf dem flachen Lande vollſtändig, die in den kleinen 
Städten ſo gut wie vollſtändig und die in Riga zur Hälfte 
der bäuerlichen Landbevölkerung gut zu ſchreiben wären. 

Danach bekämen wir für 1904 (bis 1. Januar 1905) 


I. Einlagen in die privaten Leih⸗ und Sparkaſſen 


1. auf dem flachen Lande 2 376 723 Rbl 
2. in den kleinen Städten . 302383 77; 
3. in Riga (die Halfte). . . . . . 26383761 „ 
II. Einlagen in die ſtaatlichen Sparkaſſen 4 143 900 „ 


(„Einlagen der Landwirte in Livland“) 
in Summa 12 216 767 Rbl. 


Wir haben alſo für die Zeit vor dem Ausbruch der 
Revolution an Zweckkapitalien der Bauerngemeinden und an 
Sparkaſſeneinlagen von Bauern zuſammen über 25 Millionen 
Rubel. Die Sparkaſſeneinlagen beziehen ſich zum weitaus 
größten Teil auf den lettiſchen Diſtrikt Livlands, wo das 
Leih⸗ und Sparkaſſenweſen viel ausgebildeter iſt wie im 
eſtniſchen. Die Eſten ſollen bedeutende Kapitalien als Ein⸗ 
lagen und im Girokonto auf Banken in Dorpat haben. 
Dieſe Werte laſſen ſich nicht beziffern, ebenſowenig das in 
Wertpapieren befindliche Vermögen von Bauern. In der 
Zeit vor der Revolution war es allgemein Sitte, daß die 
Bauern, beſonders Landarbeiter und Dienſtleute, ihre Erſpar⸗ 
niſſe dem Gutsbeſitzer brachten mit der Bitte, ſie anzulegen 
oder auch nur zu verwahren; in dieſer Hinſicht wurde dem 
Gutsherrn ein blindes, geradezu kindliches Vertrauen ent⸗ 
gegengebracht, das auch niemals getäuſcht worden iſt. Die 
lettiſche Hebpreffe hat das ihrige dazu getan, dieſen 
patriarchaliſchen Modus der Kapitalsanlage zu zerſtören und 
das Kapital national⸗lettiſchen Unternehmungen zuzuführen. 
Dabei find dann freilich zahlreiche Spargroſchen im natio- 
nalen Nebel verſchwunden. 
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Die nächſten Erhebungen werden ein ganz anderes Bild 
des Volkswohlſtandes zeigen. Es wird ſich dann erweiſen, 
welche erſchreckende Breſche der Taumel der Revolution in 
das lettiſche Nationalvermögen geriſſen hat. 


Wir wenden uns nun zu den Landarbeitern, oder 
wie man in den Oſtſeeprovinzen ſagt, der „Knechtsbevöl— 
kerung !.) 

Unter den Landarbeitern iſt hier die beſitzloſe Klaſſe der 
Bauern zu verſtehen, die gegen Lohn die landwirtſchaftlichen 
Arbeiten auf den Guts- und Bauernhöfen verrichten. 

Wir unterſcheiden zwei Hauptklaſſen: 

1. Knechte, 

2. Tagelöhner. 

Letztere ſpielen im landwirtſchaftlichen Betriebe eine ſehr 
geringe Rolle. 

Die „Knechte“ werden, je nachdem fie im Groß- oder 
Kleinbetriebe verwandt werden, als Hofes- oder Geſindes— 
knechte bezeichnet, d. h. ſolche, die auf dem Gutshof, und 
ſolche, die auf dem Bauerngeſinde dienen. 

Unter den Hofesknechten unterſcheidet man in Livland 
nach der Art des Dienſtvertrages 

1. die ſog. Jahresknechte, 

2. Akkordknechte. 

Die Jahresknechte ſind ſolche Landarbeiter, die für einen 
feſtſtehenden Lohn ohne Berückſichtigung des geleiſteten 
Arbeitsquantums auf ein Jahr, und zwar für eine beſtimmte 
Anzahl von Arbeitstagen, gemietet werden. 


1) Die folgende Darſtellung beruht im weſentlichen auf einer Arbeit 
von A. v. Hehn in A. Tobiens Denkſchrift, Die Agrarverfaſſung des 
livländiſchen Feſtlandes. S. 34ff. 
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Die Akkordknechte werden gleichfalls auf ein Jahr ge⸗ 
mietet, erhalten aber nur für diejenigen Arbeiten, welche ſich 
nach Größe und Umfang bemeſſen und durch eine einzelne 
Arbeitsfamilie bewerkſtelligen laſſen, feſten Lohn, dagegen für 
diejenigen Arbeiten, die von mehreren Arbeitern gemeinſam 
gemacht werden müſſen, oder die eine Beſtimmung der auf 
gewandten Arbeitsmenge nicht zulaſſen einen Tagelohn. 

Mit anderen Worten: der ſog. Jahresknecht leiſtet Tage, 
ohne ein Quantum der geleiſteten Arbeit zu garantieren, der 
Akkordarbeiter übernimmt die Leiſtung einer beſtimmten 
Arbeit, z. B. die Beſtellung eines beſtimmten Ackerareals 
oder die Heumahd auf einem Wieſenſtück von beſtimmtem 
Umfang gegen feſten Lohn. Der Jahresknecht entſpricht alſo 
mehr einem ertenfiven, der Akkordknecht einem intenſiven 
Betriebe. Die Löhnung beider Landarbeiterarten iſt ver⸗ 
ſchieden. 

Beide erhalten freie Wohnung, in der Regel Stube 
nebſt Küche und Vorratskammer (Handkammer), dazu einen 
Raum als Kornſpeicher und Stallraum. Die Wohnungen 
der Knechte beſtehen meiſt in beſondern, mehr oder weniger 
kaſernenartigen Gebäuden, den ſog. Knechtshäuſeru oder 
Knechtsetabliſſements, wozu außer den Wohnhäuſern beſondere 
Speicher und Ställe gehören. Zur Wohnung gehört freie 
Beheizung. Bei Berechnung der Herſtellungskoſten der 
Knechtswohnungen und Nebenräume ſtellt ſich die Wohnung 
pro Familie für den Arbeitgeber auf ca. 40 Rbl. jährlich; 
die Beheizung kann mit 15—25 Rbl. jährlich veranſchlagt 
werden. 

Ferner erhalten die Knechte ein Stück Gartenland von 
1% ½ Lofſtelle ( 0,05—0,06 ha) Umfang und ein Stück 
Kartoffelland von / — / Lofſtelle ( 0,12 —0,18 ha) im 
jeweiligen Kartoffelfelde. Bearbeitung und Düngung auf 
Koſten des Arbeitgebers, Gerät und Geſpann koſtenlos, 
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Ausſaat, Pflege und Ernte: Sache des Arbeiters. In 
einzelnen Fällen erhalten die Arbeiter auch ein Stück Flachs⸗ 
land. Der Wert dieſer Landnutzungen ſtellt ſich auf etwa 
12-17 Rbl. ohne und 15—20 Rbl. mit Flachsland. Zum Un⸗ 
terhalt des Viehs — meiſt zweier Kühe und einiger Schafe — 
erhält der Knecht reichlich Strohfutter und Heu, im Sommer 
freie Weide, bisweilen auch Nutzung eines Stückes Kleefeld; 
wo Brennereien ſind, auch Schlempe. Dort, wo kein Milch⸗ 
vieh gehalten werden darf, erhält der Knecht ein Deputat 
an Milch, wo keine Schafe — ein ſog. Wollgeld. Für 
Schweine erhält der Knecht einen Stallraum, dazwiſchen auch 
freie Weide im Herbſt. 

Rechnet man die Weidekoſten einer Kuh nebſt Sommer⸗ 
ſtallfütterung auf 10 Rbl. p. a., ein Preis, der in bäuerlichen 
Wirtſchaften vielfach gezahlt wird und ſetzt für den Winter 
an Stroh und Heufutter 10 Kop. pro Tag feſt, ſo würde 
das Futter einer Kuh bei 200 Wintertagen 20 Rbl. aus⸗ 
machen, zuſammen alſo 30 Rbl. 

Ferner haben die Knechte in der Regel freie ärztliche 
Behandlung, nicht ſelten, beſonders bei langdauernden Krank⸗ 
heitsfällen freie Medikamente, ferner freie Fahrt zur Kirche, 
Jahrmärkten und ſonſtigen feftlichen Gelegenheiten und endlich 
freie Mahlung ihres Getreides. 

Dieſe Zuwendungen können auf 10—15 Rbl. jqährlich 
pro Familie veranſchlagt werden. 

Die Löhne find für den jog. Jahresknecht und den Akkord⸗ 
arbeiter verſchieden, auch variieren ſie in ſich nach den ver⸗ 
ſchiedenen Gegenden und wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht 
unbedeutend. 

Der fog. Jahresknecht erhält an Lohn ca. 50—70 Rbl. 
und an Deputat für ca. 55—75 Rbl. jährlich. An Mehr⸗ 
verdienſt für Arbeiten über die von ihm und ſeinem Weibe 
zu leiſtenden Tage, die nach beſtimmten Akkordſätzen unab⸗ 

Lettiſche Revolution J. 5 
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hängig von der dazu verwandten Zeit bezahlt werden etwa 
30 Rbl. im Jahr. Sein Einkommen beträgt mithin circa 
135—175 Rbl., im Mittel 155 Rbl. jährlich. Der jährliche 
Lohn des Akkordknechts beträgt für Akkordarbeiten ca. 45 bis 
55 Rbl., an Tagelohn ca. 65—75 Rbl. pro Mann und 
15—25 Rbl. pro Weib; der Akkordknecht erhält kein Korn⸗ 
deputat, dagegen aber eine bedeutende Preisermäßigung beim 
Kauf gutsherrlichen Getreides, was einen Gewinn von ca. 
20 Rbl. jährlich bedeutet. 

Das Jahreseinkommen einer Akkordknechtsfamilie beträgt 
demnach ca. 140—170 Rbl., im Mittel 155 Rbl., ſtimmt 
alſo mit dem Jahreseinkommen des ſog. Jahresknechts über⸗ 
ein, was auch durch den Umſtand Beſtätigung findet, daß 
nicht ſelten in unmittelbarer Nachbarſchaft beide Knechtstypen 
eriftieren, ohne daß ein größerer Zugang oder Abgang unter 
ihnen zu bemerken wäre. 

Wenn wir nun nach den Durchſchnittsbeträgen der 
Nutzungen und Einkünfte tabellariſch den Standart of life 
einer livländiſchen Hofesknechtsfamilie darſtellen, jo erhalten 


wir folgendes Bild: ſog. Jahresknecht ſog. Akkordknecht 
Rbl. Rbl. 
Freie Wohnung 40 40 
Beheiinmn dd 8 20 20 
Landnutzung 20 20 
Viehfutter und Weide für 2 Kühe 60 60 
Freie ärztliche Behandlung 
„ Fahrten u 10 10 
„ Mahlung 
CCC 60 — 
TTT! 65 — 
eee 3 — 
eee — 50 
Tagelohn des Mannes — 70 
eis — 15 


Preisermäßigung beim Getreidelauf 


305 Rbl. 
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Zu dieſen direkt auf den Arbeitgeber zurückzuführenden 
Einnahmen, kommen noch die indirekten aus den Erträgen 
der Vieh- und Faſelhaltung, die beſonders in der Nähe der 
Städte nicht gering ſind. Die Einnahmen variieren, wie 
ſchon bemerkt, nach der geographiſchen Lage und den wirt- 
ſchaftlichen Verhältniſſen der Gegend; auch ſpielt die Arbeits- 
fähigkeit der Familie, Zahl und Geſundheit der arbeitsfähigen 
Familienmitglieder eine große Rolle. 

Im großen und ganzen iſt die wirtſchaftliche Lage der 
Landarbeiter auf den Gutshöfen durchaus zufriedenſtellend. 
Leider fehlt es auch hier an einem Vergleichsmaßſtab, um 
die Bedeutung eines jährlichen Einkommens von 305 Rbl. 
klar zu machen. Wie wenig die reichsdeutſchen Begriffe hier 
paſſen, mögen folgende Preisſätze für Lebensmittel auf dem 
flachen Lande in Livland im Jahre 1904 demonſtrieren: 


im Durchſchnitt im Durchſchnitt 


1904 1894— 1904 
Es koſtete 1 Pud (= 16,38 kg) Roggen 78 Kop. 71 Kop. 
enden: erica 1 66 „ 
os Gere 88 N 


1 Lof (= 0,6887 hl) Kartoffeln ca. 60 Kop. 
1 th (= 0,4095 kg) Rindfleiſch ca. 10 „ 


10 Schaffleiſc h en 
1 th, Schweinefliih...... 1 
1 th, Schweineſpec ...... N 


1 Stof (= 1,28 ) Vollmilch „ 4 a 


Hierzu muß bemerkt werden, daß die Landarbeiter ſich 
während der wärmeren Jahreszeit faſt ganz ohne Fleiſchnah— 
rung behelfen und meiſt von Brod, Milch, Grütze, Kohl und 
Heringen oder Strömlingen nähren. Auch im Winter ſpielt 
die Fleiſchnahrung eine geringe Rolle, bis auf Schweinefleiſch 
und Speck, die meiſt in geſalzenem oder geräuchertem Zu— 
ſtande genoſſen werden. Der weitaus größte Teil der ge⸗ 


5* 
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wöhnlichen Nahrung wird nicht gekauft, ſondern ſelbſt produ⸗ 
ziert reſp. dem gutsherrlichen Deputat entnommen. 

Was die Arbeitszeit betrifft, die natürlich nur für den 
ſog. Jahresknecht in Betracht kommt, ſo umfaßt ſie nach 
uraltem Gebrauch die Zeit von Sonnenaufgang bis Sonnen⸗ 
niedergang, im Winter bisweilen die Zeit von 6—6 Uhr. 
Im Sommer ſind gewöhnlich vier Stunden Ruhepauſe zum 
Frühſtück, zu Mittag und zu Veſper, im Winter eine Mittags⸗ 
pauſe von 1—2 Stunden. Für Feiertagsarbeit, die außer⸗ 
gewöhnlich iſt, wird eine Extravergütung bezahlt. 

Neben den Jahres⸗ und Akkordknechten, die ihrem Weſen 
nach den Inſten oder Dienſtleuten in Deutſchland entſprechen, 
finden ſich auch ſog. Landknechte, die für ihre Arbeit durch 
ein Stück Land: Garten, Acker, Wieſe und Weide gelohnt 
werden. Dafür leiſten ſie entweder eine beſtimmte Zahl 
von Tagen gleich den ſog. Jahresknechten oder ihrem Umfange 
nach beſtimmte Arbeiten gleich den Akkordknechten. Im 
allgemeinen nehmen die Landknechte ab, da ſie wegen ihrer 
einjährigen Verträge, die zur Bodenausſaugung verleiten, 
und wegen des Zeitverluſtes bei ihrer räumlichen Entfernung 
von den Gutsäckern für die Gutsbeſitzer nicht vorteilhaft 
ſind und nur dort einen Wert haben, wo Landſtücke und 
Gebäude nicht anders genutzt werden können. Längere 
Verträge als auf ein Jahr mit den Landknechten abzuſchließen 
verbietet aber der Umſtand, daß der Arbeitgeber die Land⸗ 
knechte nicht rechtzeitig entlaſſen kann, ſobald ſie ſich un⸗ 
tauglich zur Arbeit erweiſen. Die wirtſchaftliche Lage der 
Landknechte iſt im allgemeinen günſtig, da ihr Inventar 
und ihr im Saatkorn ſteckendes Vermögen ſie von den 
Schwankungen zeitweiligen Verdienſtes bis zu einem ges 
wiſſen Grade unabhängig machen. Tatſächlich übernehmen 
Landknechte, wenn ſie dieſe Stellung aufgeben, nicht ſelten 
Pachtungen. 
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Eine ähnliche Zwiſchenſtellung zwiſchen Landarbeiter und 
Pächter nehmen im Landwirtſchaftsbetriebe die ſog. Halb⸗ 
körner oder Hälftner ein. Es find dieſes ſolche Unter⸗ 
nehmer, die mit eigenem Inventar inkl. Vieh die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten übernehmen und als Entgelt die Hälfte 
der Roherträge der von ihnen beſtellten Felder erhalten, 
wobei ſie ſich an eine vorgeſchriebene Wirtſchaftsordnung 
(Rotation) zu halten haben und wie andere Landarbeiter in 
bezug auf die Qualität ihrer Arbeit der Kontrolle der Wirt— 
ſchaftsbeamten unterworfen ſind. Die Halbkornwirtſchaft beſitzt 
für den Grundbeſitzer den Vorzug, daß fie ohne nennens- 
wertes Inventar und Betriebskapital, alſo mit geringem 
Riſiko betrieben werden kann, dagegen aber den Nachteil, 
daß wegen der minderwertigen Ackergeräte und Ackerpferde 
die Bodenbeſtellung weniger gründlich geſchieht, ſo daß der 
Acker bei aller Sorgfalt der Kontrolle entwertet wird. 

Neben den Landarbeitern, die gegen Lohn in Geld 
Naturalien oder Land oder durch Beteiligung am Gewinn 
in einem feſten, mindeſtens ein Jahr dauernden Dienft- 
verhältnis zum Arbeitgeber ſtehen, iſt die Klaſſe der Tage⸗ 
löhner oder fog. freien Arbeiter zu nennen, ſolche Arbeiter, 
die zur Aushülfe auf kurze Zeit angeworben und pro Tag 
bezahlt werden. Da die wirtſchaftlichen Verhältniſſe in 
Livland eine ziemlich gleichmäßige Verteilung der im Laufe 
des Jahres zu bewältigenden Arbeitsmenge geſtatten, fo iſt 
das Bedürfnis nach außergewöhnlichen Arbeitskräften gering. 
Die Tagelöhner, die auf den Guts- und Bauernhöfen nicht 
ſelten bei den Knechten zur Miete wohnen, alſo den Ein— 
liegern (Heuerlingen) in Oſtdeutſchland zu vergleichen ſind, 
kommen hauptſächlich für die Ernte und für Waldarbeiten 
in Betracht. Ihr Erwerb iſt daher ſehr prekär, zumal bei 
zunehmender Intenſität der Forſtwirtſchaft, die für Livland 
entſprechend der Arealverteilung zwiſchen Wald und ſonſtigem 
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Kulturland von großer Bedeutung iſt, auf vielen Rittergütern 
beſondere Waldknechte angeſtellt ſind, deren Typus am 
meiften dem der jog. Landknechte entſpricht. Der Tagelohn 
ſchwankt nach der Jahreszeit und der Gegend. Im Winter 
beträgt er 40 —50 Kop. pro Tag, im Sommer ſteigt er auf 
60—80 Kop., ja während der Ernte oft auf 1 Rbl. Bei 
dieſen Lohnſätzen muß der Tagelöhner ſich ſelbſt beköſtigen. 

Bei obiger Schilderung der Landarbeiterverhältniſſe haben 
wir vornehmlich den Großbetrieb auf den Rittergütern im 
Auge gehabt. 

Auf den Bauernhöfen liegen die Dinge anders. Hier 
gibt es faſt ausſchließlich fog. Jahres knechte, die außer 
vollſtändig freier Verpflegung einen feſten Jahreslohn er⸗ 
halten und die Wohnung ihres Arbeitgebers teilen. Die 
ſog. Bauernknechte gleichen alſo vollſtändig Dienſtboten, 
von denen dieſelbe Arbeitsleiſtung verlangt wird, die der 
Bauer von ſich und ſeiner arbeitsfähigen Familie verlangt. 
Der Geldlohn iſt durch das verminderte Arbeitsangebot der 
letzten Jahre und die erhöhten Luxusbedürfniſſe der jungen 
Generation ſtark geſtiegen; er beträgt zurzeit 70—120 Rbl. 
jährlich für einen Knecht und 25—50 Rbl. für eine Magd. 
Der Lohn eines ſog. Bauernknechts iſt alſo höher wie der 
eines ſog. Hofesknechts. Dem höheren Lohn entſpricht aber 
eine höhere Arbeitsforderung, da der Bauernknecht an der 
Seite ſeines Arbeitgebers arbeitet und infolgedeſſen unter 
beſtändiger, gewiß nicht nachſichtiger Kontrolle ſteht. Ferner 
werden den Knechten in der bäuerlichen Wirtſchaft für alle 
Verſäumniſſe, ſei es durch Krankheit, ſei es aus anderen 
Gründen, ferner auch für alle Schäden, die ihnen zur Laſt 
gelegt werden können, Abzüge vom Lohn gemacht, was in 
den Großbetrieben der Hofeswirtſchaften nicht üblich iſt. Auch 
iſt die Lohnzahlung ganz unregelmäßig, da der Bauernwirt 
ſelten über Bargeld verfügt und in dieſer Hinſicht auf den 
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jeweiligen Produktenverkauf angewieſen iſt, während der 
Knecht im Großbetrieb regelmäßig gelöhnt wird und nicht 
ſelten Vorſchüſſe erhebt. Ferner iſt in Betracht zu ziehen, 
daß für den Bauernknecht durch ſeine Dienſtbotenſtellung 
und ſein Leben in der Familie ſeines Dienſtherrn die 
Möglichkeit der Ehe ſo gut wie ausgeſchloſſen iſt. 

Die von uns gegebene Darſtellung der Verhältniſſe der 
livländiſchen Landarbeiter beruht auf authentiſchen Daten 
aus allen Teilen des Landes. In bezug auf die Löhne gibt 
ſie den Durchſchnitt. Es muß aber ausdrücklich wiederholt 
werden, daß in den Oſtſeeprovinzen der Standart of life der 
Landarbeiter und dementſprechend die Löhne eine weitgehende 
Verſchiedenheit je nach der Gegend aufweiſen. Die Gründe 
hierfür liegen auf der Hand: die Nähe von Städten insbe⸗ 
ſondere von Induſtrieſtädten, die Dichtigkeit der Bevölkerung, 
Kommunikations- und Abſatzverhältniſſe, Größe und Zahl der 
landwirtſchaftlichen Betriebe, Lebensmittelpreiſe, kurz alle Er— 
ſcheinungen die Angebot und Nachfrage beeinfluſſen. Das 
Bild aber, das wir gewonnen haben, darf als im großen 
und ganzen richtig bezeichnet werden. Keineswegs ſind die 
Verhältniſſe der Landarbeiter zu roſig gefärbt. Eine ſoeben 
(Mai 1906) in der Gouvernementszeitung erſchienene offiziöſe 
Denkſchrift“) ſchildert die Landarbeiterverhältniſſe weſentlich 
günſtiger als wir es getan haben. Die Denkſchrift enthält 
eine Tabelle in der die durchſchnittliche Löhnung eines Land» 
arbeiters in den kultivierteren Gegenden mit fruchtbarem Boden 
und günſtigen Abſatzverhältniſſen nach den einzelnen Poſten 
aufgeführt und nach der der Höchſtbetrag der Erſparniſſe, die 
ein Landarbeiter jährlich machen kann, berechnet wird. Dieſe 


1) „Erläuterung zu den Fragen des Programms für die Regelung 
der bäuerlichen Verhältniſſe der baltiſchen Gouvernements, aufgeſtellt 
für die Sitzungen des Konſeils des Baltiſchen Generalgouverneurs.“ 
Beilage zu Nr. 50 der Liv. Gouv.⸗Zeitung vom 8. Mai 1906. 
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jährlichen Erſparniſſe werden auf 130 —150 Rbl., „in Einzel⸗ 
fällen aber auch noch höher“ beziffert. Die Möglichkeit be⸗ 
deutender jährlicher Erſparniſſe illuſtriert die Denkſchrift durch 
die Tatſache, daß in den Jahren 1890—1903 in Kurland 
357 Bauernhöfe von durchſchnittlich je 44—45 Deſſ. (= 48 
bis 49 ha) von landloſen Knechten gekauft worden ſind. 

Ahnlich urteilt die lettiſche Zeitung „Baltijas Weſtneſis“ 
(Balt. Anzeiger) vom 22. Februar 1900.) Sie wendet ſich 
gegen die Behauptung einer ruſſiſchen Zeitung in Riga, daß 
die langſame Zunahme der baltiſchen Landbevölkerung ledig⸗ 
lich in der „Landloſigkeit“ der Bauernknechte beruhe. „Als 
kleine Parzellenbeſitzer würden die Knechte es wohl nie 
erleben, daß ſie bei freier Koſt und Wohnung noch 100 Rbl. 
oder mehr für ihre perſönlichen Bedürfniſſe übrig behalten, 
wie das bei den jetzigen Löhnen (1900) der Fall iſt. Bei 
ſolchen Mitteln kann jeder hieſige Knecht einem Verſicherungs⸗ 
verein beitreten oder 25—50 Rbl. jährlich auf Renten legen, 
wenn er ſparſam und mäßig lebt. 

„Warum“, fragt im November 1899 die ruſſiſche Zeitung 
„Roſſija“?) ebenſo naiv wie dünkelhaft, „warum kann der 
vom Schickſal vernachläſſigte, geiſtig beſchränkte lettiſche, 
eſtniſche und littauiſche Lostreiber Land erwerben, reich werden 
und das Haupt erheben, während unſer prächtiger, tapferer, 
großmütiger, kluger und von der Natur reich begabter Groß⸗ 
ruſſe herunterkommt, zum Bettler wird und degeneriert?“ 
Ja, warum wohl! Sollte es nicht an der Verſchiedenheit der 
baltiſchen und ruſſiſchen Agrarverhältniſſe und an dem Unter⸗ 
ſchied zwiſchen deutſcher und ruſſiſcher Kultur liegen? 

Die Feſtſtellung der Verhältniſſe zwiſchen den Gruppen 
der landbeſitzenden und landloſen bäuerlichen Bevölkerung iſt 


) Vgl. Balt. Chronik 1900, S. 137. 
) Vgl. Balt. Chron. 1899, S. 65. 
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äußerſt ſchwierig, da ſich das Verhältnis durch Übergang aus 
einer Gruppe in die andere beſtändig verſchiebt. 

Nach den vom Livländiſchen Gouvernementsſtatiſtiſchen 
Komitee herausgegebenen „Materialien“ (Teil I, Heft III, 
Tabelle 30), gab es in Livland erclufive Sſel: 


Kleingrundbeſitzer (Eigentümer von Bauernhöfen) . .. 29815 
Bauerpächter (von Bauernhöfen 10159 
e elfaun 5 A ewe 71610 
Hofestueigten. smart ee 24428 
136012 

ferner: ſelbſtändige Landloſe, die zu den Landgemeinden 
CFC ae 137982 
im ganzen 273994 


Von den „ſelbſtändigen Landloſen“ lebt der weitaus größte 
Teil in den Städten als Fabrikarbeiter, Gewerbetreibende 
Handwerker und Dienſtboten; der Reſt lebt auf dem Lande 
meiſt als Afterpächter und Tagelöhner (jog. Lostreiber). 

Rechnet man auf einen Vollbauer (Geſindewirt) im Durch⸗ 
ſchnitt einen „ſelbſtändigen Landloſen“, ſo würden in den 
Städten rund 100000 Landloſe leben. 

Von den auf dem Lande lebenden rund 45000 ſog ſelbſt⸗ 
ſtändigen Landloſen iſt ein Teil tatſächlich nicht landlos im 
ſtrengen Sinne, inſofern als er ein Stück Land in Pacht 
beſitzt. 

Unter den ſozialen Fragen ſpielt in Livland die Land⸗ 
arbeiterfrage natürlich auch eine Rolle, aber in ungleich 
geringerem Maße als im verwandten oſtelbiſchen Deutſchland. 
Das liegt daran, daß durch die livländiſche Agrargeſetzgebung, 
wie wir geſehen haben, ein an den Boden gefeſſelter Bauern- 
ſtand geſchaffen worden iſt, der wirtſchaftlich lebensfähig und 
geſchützt gegen Aufſaugung durch den Kapitalismus gewiſſer⸗ 
maßen eine Pflanzſchule der Landarbeiter darſtellt. Es iſt 
allerdings die Frage aufgeworfen worden, ob die rund 
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44000 Bauernhöfe Livlands dieſer Aufgabe genügen können; 
ob es nicht notwendig wäre, die Beſtimmungen über begrenzte 
Teilbarkeit der Bauernhöfe aufzuheben und auch hier den 
Grundſatz des freien wirtſchaftlichen Verkehrs zur Geltung 
zu bringen. Dieſe Fragen ſind nicht wenig beeinflußt 
worden durch die liberale ruſſiſche Preſſe, für die jeder 
„Landloſe“ ein bedauernswerter Proletarier oder — wie der 
Ruſſe ſagt — ein „Unglücklicher“ iſt, deſſen Los gebeſſert 
werden müſſe, ſei es auch auf Koſten der Allgemeinheit. 
Aber auch abgeſehen von dieſer verſchwommenen und mark— 
loſen Gefühlspolitik iſt dem Ruſſen die Struktur der Agrar— 
verhältniſſe in den baltiſchen Provinzen ein Greuel, weil er 
bei aller Unkenntnis doch inſtinktiv ahnt, daß hier ein ariſto— 
kratiſches, alſo echtgermaniſches Gebilde exiſtiert, das ſeiner 
demokratiſchen Nivellierungsſucht einen wirkſamen Wall ent⸗ 
gegenſtellt. Daher die immer wiederkehrenden Angriffe der 
ruſſiſchen Preſſe wider die Agrarverfaſſung der baltiſchen 
Provinzen, Angriffe, die ſich einerſeits durch abſolute Un- 
kenntnis der Verhältniſſe, andererſeits durch phraſenhafte 
Leidenſchaftlichkeit und Verlogenheit auszeichnen. In dieſer 
Hinſicht haben die Herren Katkow, Akſakow und Samarin 
in den weit kleineren Bordonoß, Suworin und Genoſſen 
würdige Nachtreter gefunden. Wie das nicht anders zu er- 
warten iſt, hat auch die Regierung trotz der auf der Hand 
liegenden Mißerfolge auf den Domänengütern und trotz der 
offenbaren Sinnloſigkeit einer uniformen Behandlung der 
ruſſiſchen und baltiſchen Agrarverhältniſſe immer wieder in 
den normalen Gang der Entwicklung eingegriffen. So wird 
das Märchen vom Landhunger weiterzeugend noch viel Un— 
heil gebären, beſonders wenn die Meute der ſchwindelhaften 
ruſſiſchen Agrarbanken mit ihrem ſkrupelloſen Parzellierungs— 
ſyſtem auf die baltiſchen Provinzen losgelaſſen ſein wird. — 
Tatſächlich iſt das Bedürfnis nach kleinen Landſtellen, d. h. 
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die Schaffung eines beſitzlichen Taglöhnerſtandes nicht groß 
genug, um mit dem Prinzip des gefeſtigten bäuerlichen 
Grundbeſitzes vollſtändig zu brechen. Beſonders ſeitdem der 
durch die Witteſche Induſtriepolitik Ende der neunziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts veranlaßte Zug der Land— 
bevölkerung in die Induſtrieſtädte ein plötzliches Ende ge- 
funden hat und ſeitdem die rückläufige Bewegung allenthalben 
eingetreten iſt. 

Dem noch vorhandenen Bedürfnis könnte durch ent— 
ſprechende Einſchränkungen der Beſtimmungen über die 
Minimalgröße der Bauernhöfe, etwa für Rayons mit vor— 
wiegend gewerbetreibender und induſtrieller Bevölkerung oder 
durch Freigabe der Parzellierung einzelner Bauernhöfe nach 
dem Ermeſſen eines zuſtändigen Verwaltungsgerichtes genügt 
werden. Auch wäre die Schaffung von Parzelleneigentümern 
auf dem Bauernlande bei Wahrung eines gefeſtigten Stamm⸗ 
grundſtückes von geſetzlicher Minimalgröße nicht von der 
Hand zu weiſen, obgleich ſchon zurzeit die Möglichkeit vor⸗ 
liegt, Parzellen unter dem geſetzlichen Beſitzminimum abe 
zutrennen und zu verpachten. Es fragt ſich eben, ob man 
der Schaffung von Zwergeigentümern gegenüber der Exiſtenz 
wohlhabender Vollbauern und nicht zahlreicher Zwergpächter 
eine ſo große Bedeutung beimeſſen will, daß man das feſte 
Gefüge der gegenwärtigen Agrarordnung erſchüttert. 

Dieſe Frage wird wohl in nächſter Zeit entſchieden 
werden, da die Invaſion der ruſſiſchen Bauernagrarbank 
und ähnlicher Kreditinſtitute vor der Tür ſteht. 

Wenn es gelingen ſollte, einen anorganiſchen Eingriff in 
die Bauernverordnung zu verhindern, ſo würde eine Reviſion 
der Beſtimmungen über die Minimalgröße der Bauernhöfe 
bei der in etwa 3 Jahren bevorſtehenden Einführung der 
neuen Grundſteuerordnung vorzunehmen ſein. Gleichzeitig 
wäre der Verſuch zu machen, das von der Ritterſchaft bereits 
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1895 vorgeſchlagene bäuerliche Anerbenrecht, das nun über 
ein Dezennium im Staube eines Regierungsarchivs ruht, 
wieder zum Leben zu erwecken. 

Es würde unter ſolchen Umſtänden ein organiſcher Aus⸗ 
bau der Kleingrundbeſitzverhältniſſe in der bisherigen ge— 
ſunden Richtung zu erhoffen ſein. 


Kapitel III. 


Die Vorbereitung des Bodens der 
Revolution durch die Grenzmarkenpolitik 
der ruſſiſchen Regierung. 

J. Die religioͤſe Bedruckung. 


Von allen Phaſen der Geſchichte der Oſtſeeprovinzen iſt 
keine ſo ſehr dem deutſchen Publikum bekannt, als die Zeit 
der Ruſſifizierung, denn auf dieſem Gebiete begegneten ſich 
das leidenſchaftliche Bedürfnis der Balten in Wort und 
Schrift Proteſt zu erheben wider die beiſpiellos brutale Ver⸗ 
gewaltigung einer friedlichen und ſtets loyalen Bevölkerung 
mit dem empörten Rechtsgefühl der deutſchen Stammes⸗ 
genoſſen. 

Wir werden daher in unſerer Darſtellung das Haupt⸗ 
gewicht auf die Gebiete legen, deren Ruſſifizierung zur Ent⸗ 
ſittlichung und Verwilderung des Landvolkes führten: Kirche, 
Volksſchule, Juſtiz- und Verwaltungsweſen; die übrigen Ge⸗ 
biete werden nur gelegentlich geſtreift werden. 

Der erſte Angriff, der gegen die evangeliſch-lutheriſche 
Kirche der Oſtſeeprovinzen erfolgte, liegt bereits weit zurück. 


Kaiſer Nikolaus I. nahm ihr durch das Kirchengeſetz von 1832 
den Charakter der „Landeskirche“, den fie nach dem Privi-⸗ 


legium Sigismundi Auguſti von 1561, der Petriniſchen 
Kapitulation von 1710 und dem Nyftädter Friedensſchluß 
von 1721 beanſpruchen konnte, während die griechiſche Kirche 
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nach dem Wortlaut des Nyſtädter Friedensſchluſſes (P. 10) 
in Livland und Eſtland „ebenfalls frei und ungehindert 
exerziert werden könne und möge“. Durch das Kirchengeſetz 
von 1832 wurde nun die lutheriſche Kirche in Livland gleich 
der des ganzen Reiches zu einer bloß geduldeten neben der 
herrſchenden griechiſchen Staatskirche. Sehr bald ſetzte dann 
auch eine energiſche Propaganda der griechiſchen Kirche unter 
der bäuerlichen Bevölkerung der Oſtſeeprovinzen ein, nach⸗ 
dem 1836 in Riga ein ſelbſtändiges Bistum errichtet worden 
war. Die Hungerjahre 1839 —41 gaben der Propaganda 
den günſtigſten Nährboden. Die Popen ſpiegelten den Bauern 
vor: wer zur rechtgläubigen Kirche überträte, würde unent⸗ 
geltlich Land erhalten und vom Militärdienſt — der damals 
eine furchtbare lebenslängliche Laſt war — befreit werden. 
Daneben wurde verbreitet: wer nicht rechtzeitig überträte, 
der würde vom Adel leibeigen gemacht werden, nur die Kon⸗ 
vertiten vermöge der Zar vor ewiger Knechtſchaft zu ſchützen. 
Eine große Erregung verbreitete ſich unter der Landbevölke— 
rung. Viele Tauſende ließen ſich ſalben, was um ſo ſchneller 
vor ſich gehen konnte, als in Livland von der vorſchrifts— 
mäßigen, der Salbung vorhergehenden Belehrungsfriſt Ab— 
ſtand genommen, ja nicht einmal die perſönliche Meldung 
verlangt wurde. 

Als ſpäter die Konvertiten ſich getäuſcht ſahen, da die 
Verſprechungen nicht eingehalten wurden, mit Ausnahme der 
Verteilung einiger hundert Landparzellen auf den Domänen— 
gütern, da war es für viele Tauſende zu ſpät, den übereilten 
Schritt gut zu machen. Die griechiſche Kirche hielt auch die 
widerſpenſtigſten Neophyten in eiſerner Klammer feſt. Wer 
ſich ihr einmal ergeben, der war ihr für ewig verfallen. 

In einer furchtbaren Lage befanden ſich die lutheriſchen 
Prediger, zu denen die betörten Konvertiten in ihrer Ge— 
wiſſensnot flüchteten. Ihr Gewiſſen gebot ihnen, den Irre— 
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geleiteten zu helfen und den Troſt des Evangeliums zu 
ſpenden, das Geſetz bedrohte fie mit den härteften Strafen, 
mit Amtsentſetzung und Verbannung nach Sibirien für jede 
ſeelſorgeriſche Tätigkeit an Gliedern der griechiſchen Kirche. 

Gegen die lutheriſche Geiſtlichkeit richtete ſich nun der 
Anſturm der zelotiſchen Popen, an deren Spitze der Biſchof 
Philaret ſtand, den ſein eigener, keineswegs freiſinniger Nach— 
folger einen „Fanatiker“ nannte. Es regnete Denunzia— 
tionen und zahlloſe Unterſuchungen wurden eingeleitet. 

Als der Generalgouverneur Golowin, ein eifriger Be— 
förderer der griechiſchen Propaganda, 1848 durch den auf— 
geklärten Fürſten Suworow erſetzt wurde, da geriet dieſer 
mit Philaret wegen der Übergriffe der griechiſchen Geiſtlich— 
keit in das Gebiet der ordentlichen Gerichte in einen heftigen 
Streit. Philaret mußte Livland verlaſſen und die Bere 
folgungen der lutheriſchen Prediger milderten ſich. Auch 
gelang es dem livländiſchen Generalſuperintendenten Ferdi— 
nand Walter im Verein mit der livländiſchen Ritterſchaft, 
diejenigen Perſonen, die entweder während der ſechsmonatigen 
Bedenkfriſt zwiſchen Anmeldung und Salbung anderen Sinnes 
geworden oder zum Übertritt ohne ihr Wiſſen von Ver⸗ 
wandten angemeldet worden waren, von der Salbung zu 
entbinden. Dagegen ſcheiterten aber alle im Einvernehmen 
mit Suworow gemachten Verſuche, die den Provinzen ver- 
tragsmäßig zugeſicherte Gewiſſensfreiheit wiederzuerlangen, 
am ſtarren Widerſtande der oberſten geiſtlichen Behörde des 
Reiches, dem „heiligſten“ Synod. Selbſt der — allerdings 
ſchwache und ſchwankende — Wille des Kaiſers Alexander II. 
vermochte dieſen Widerſtand nicht zu brechen.!) 

Mittlerweile wurden die konfeſſionellen Zuſtände in den 
Oſtſeeprovinzen unerträglich. Die Kinder der in den vier— 


1) Stael. Lieven S. 23 


80 Die Vorbereitung des Bodens der Revolution. 


ziger Jahren Abgefallenen wuchſen heran, gewiſſermaßen ohne 
Religion. Sie gehörten einer Generation an, die durch die 
Segnungen der Agrarreformen und einer ſorgfältigen Volks⸗ 
ſchulbildung zu größerer wirtſchaftlicher und ſozialpolitiſcher 
Selbſtändigkeit geführt worden war; ſie empfanden auf das 
ſtärkſte das Bedürfnis nach religidjer Selbſtbeſtimmung. 
Auf ihnen, die inmitten einer evangeliſch fühlenden Bevölke⸗ 
rung aufgewachſen waren, laſtete der Druck der zwangsweiſen 
Zugehörigkeit zur griechiſchen Kirche auf das härteſte. 

Die Fälle, daß ſolche Konvertitenkinder öffentlich ſich zum 
Luthertum bekannten, trotz aller Verfolgungen und Strafen, 
mehrten fic). Sie erteilten ihren Kindern die lutheriſche Not- 
taufe, ſie ſchloſſen Gewiſſensehen, ſie erſtahlen ſich unter 
falſchen Namen oder unter Verheimlichung ihrer Konfeſſions⸗ 
zugehörigkeit das Abendmahl in beiderlei Geſtalt. 

Die Regierung konnte dieſen verzweifelten Zuſtänden 
nicht mehr müßig zuſehen, zumal der Monarch und ihm 
naheſtehende Kreiſe öffentlich ihr Mißfallen über das Vor⸗ 
gehen der Geiſtlichkeit ausgeſprochen hatte. Auch hatte der 
Bericht des vom Kaiſer im Frühling 1864 nach Livland ges 
ſandten Flügeladjutanten Grafen Bobrinski über die un⸗ 
moraliſchen Machenſchaften der orthodoxen Geiſtlichkeit und 
der Bureaukratie einen ſtarken Eindruck gemacht. „Majeſtät!“ 
— fo hieß es in dieſem vielgenannten Bericht“) — „ſowohl 
als Glied der orthodoxen Kirche als auch als Ruſſe hat es 
mich ſchwer berührt, mit eigenen Augen die Erniedrigung der 
ruſſiſchen Rechtgläubigkeit als Folge eines klar dar— 
getanen offiziellen Betruges ſehen zu müſſen.“ Die 
Regierung jah alſo ein, daß etwas zur Beruhigung der Ge⸗ 
müter in den Oſtſeeprovinzen geſchehen müſſe. Es iſt aber 
bezeichnend für die Ohnmacht der Zentralgewalt, insbeſondere 


1) Stael 56. W. von Bock L. B. I. S. 47. 
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des unumſchränkten Herrſchers gegenüber ſtarken nationaliſti⸗ 
ſchen Strömungen, daß das natürliche und einzige Mittel 
zur Herſtellung der Ruhe und zur äußerlichen Wiederher- 
ſtellung des geſchädigten Anſehens der Staatsgewalt: die 
Verkündigung der Gewiſſensfreiheit, um welche die liv- 
ländiſche Ritterſchaft den Kaiſer gebeten hatte, nicht erfolgte. 
Der Kaiſer entſchuldigte fid) deswegen gegenüber dem liv— 
ländiſchen Landmarſchall Fürſten Paul Lieven am 4. Mai 1864: 
Der Bericht Bobrinskis habe ihn völlig erſchüttert, doch 
habe er dem Vorſchlag der dieſe Angelegenheiten beratenden 
Kommiſſion nachgeben und auch dem Erzbiſchof Platon eine 
Reviſionsreiſe durch Livland geſtatten müſſen. Er habe den 
beſten Willen und ihm ſei jeder Gewiſſenszwang zuwider; 
leider ſei aber die Gewährung der Gewiſſensfreiheit wegen 
des Buͤndniſſes des Katholizismus mit der polniſchen In⸗ 
ſurrektion unmöglich. Dagegen würde er die Freiheit in 
den konfeſſionell gemiſchten Ehen geſtatten. Dieſes ſei die 
Löſung der konfeſſionellen Wirren in den Oſtſeeprovinzen. 

Trotz dieſer kaiſerlichen Zuſicherung blieb alles beim 
alten. Die Reviſionsreiſe des Erzbiſchofs geſtaltete ſich, wie 
aus den offiziellen Berichten des Zivilgouverneurs hervorgeht, 
zu einer ſchamloſen Farce. „Im Widerſpruch mit der Pflicht 
eines chriſtlichen Kirchenfürſten hat der Erzbiſchof die Leute, 
die es wagten, ihre bezüglichen Wünſche zu äußern, en 
canaille traftiert, ja fie öffentlich ‚Schweine‘ geheißen und 
namentlich erklärt, daß er nicht gekommen wäre, dieſe zu 
hören, ſondern ausſchließlich die treuen Glieder der Kirche.“ 

Der Regierung berichtete der Erzbiſchof, daß der wahre 
Grund der Wirren in der traurigen ökonomiſchen Lage der 
orthodoxen Pächter zu ſuchen fei, die von den deutſchen Guts— 
herren ſyſtematiſch bedrückt würden. Auch an verleumderiſchen 
Hinweiſen auf ſeparatiſtiſche Tendenzen der Balten ließ er 
es nicht fehlen. . 
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Der Kaiſer äußerte dem Landmarſchall gegenüber auf 
einer Audienz, die dieſer am 1. November 1864 hatte, daß 
dieſe Verleumdungen keinen Eindruck auf ihn machten, 
ebenſowenig wie der Vorwurf, daß die Anhänglichkeit der 
Balten an ihn, den Kaiſer, größer fei als die an das ruſſi⸗ 
ſche Reich. Dieſe dynaſtiſche Treue gereiche in ſeinen Augen 
den baltiſchen Provinzen ſicher nicht zum Schaden, und könne 
nur von einer ſchlecht gefinnten Partei ausgebeutet werden. 

Die wohlwollende Geſinnung des Kaiſers vermochte 
jedoch den Widerſtand der panſlaviſtiſchen Richtung nicht zu 
brechen. Hierzu bedurfte es eines äußeren Anlaſſes. Kein 
Geringerer wie Bismarck war es, der die Sache zur Ent- 
ſcheidung brachte.“) In ſehr deutlicher Weiſe hatte der 
preußiſche Miniſterpräſident im Februar 1865 dem ruſſiſchen 
Geſandten Oubril gegenüber auf den Eindruck hingewieſen, 
den die „Barbarei“ des Vorgehens gegen die proteſtantiſche 
Kirche allenthalben in Weſteuropa hervorrufe. 

Daraufhin hielt es der Vizekanzler Fürſt Gortſchakow für 
angebracht, die Erleichterung des konfeſſionellen Druckes zu 
befürworten — ſchon um dem „Skandal vor Europa“, den der 
Kaiſer beſonders fürchtete, zu entgehen. So kam denn end- 
lich der geheime Allerhöchſte Befehl vom 19.31. März 1865 
zuſtande, nach welchem bei Schließung gemiſchter Ehen das 
ſchriftliche Verſprechen, die Kinder in der griechiſchen Kon⸗ 


feſſion zu erziehen, nicht mehr verlangt wurde. Noch immer 


aber war die Scheu vor der orthodoxen Geiſtlichkeit und der 
flawophilen Partei fo groß, daß die Regierung es nicht 
wagte, dieſen Allerhöchſten Befehl in der Geſetzesſammlung 
zu veröffentlichen. 


1) (3. Eckardt) Deutſchproteſt. Kämpfe in den balt. Prov. Rußlands. 
Leipzig 1888. S. 333; vgl. Ruff. balt. Blätter. Leipzig 1886. I S. 77ff. 
u. v. Bock. Beiträge. Neue Folge. I. V. (1871) S. 301ff. 
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Immerhin trat nun eine Linderung des drückenden 
Gewiſſenszwanges in den Oſtſeeprovinzen ein, trotz des hart⸗ 
näckigen Eifers der orthodoxen Geiſtlichkeit, die — der Erz⸗ 
biſchof Platon an der Spitze — den kaiſerlichen Befehl 
ignorierten.) Die lutheriſchen Paſtoren wurden in dem 
Konflikt der Pflichten, der ihnen durch die an den Refon- 
vertiten vollzogenen Amtshandlungen erwuchs, durch den 
kaiſerlichen Befehl und mehr noch durch die in ihm ent⸗ 
haltene Manifeſtierung einer milderen Auffaſſung der Dogmen 
der Staatskirche weſentlich entlaſtet und konnten trotz aller 
Verfolgungen und Maßregelungen ihrem Gewiſſen folgen. 
Als 1871 dem livländiſchen Konſiſtorium aufgetragen wurde, 
gegen einzelne Prediger das Strafverfahren wegen an Per— 
ſonen orthodoxer Konfeſſion vorgenommener Amtshandlungen 
einzuleiten, erwies es ſich, daß in Livland von 105 Predigern 
ſich nur zwölf dieſes Vergehens nicht ſchuldig gemacht hatten, 
und zwar, weil es in ihren Kirchſpielen keine Orthodoxen 
gab. Im Hinblick auf dieſe Tatſache, welche die Unhalt⸗ 
barkeit der beſtehenden Zuſtände auf das eindringlichſte 
illuſtrierte, erklärte das livländiſche Konſiſtorium dem General- 
konſiſtorium, daß ein Vorgehen gegen einzelne Paſtore zur 
Amtsentſetzung faſt ſämtlicher Paſtoren führen würde. In⸗ 


zwiſchen war die öffentliche Meinung des proteſtantiſchen 


Europa lebhaft gegen die religiöfe Bedrückung in den Oſt⸗ 
ſeeprovinzen eingetreten. 1870 und 1871 hatte die Evan⸗ 
geliſche Allianz ſich an Kaiſer Alexander II. während deſſen 
Anweſenheit in Deutſchland mit der Bitte um Linderung des 
Gewiſſenszwanges gewandt — welche Bitte vom Kaiſer 
wohlwollend aufgenommen wurde. 

Auch die livländiſche Ritterſchaft und der ehemalige 
Generalgouverneur Graf Peter Schuwalow traten wiederholt 


1) Vgl. v. Bock. Livl. Beitr. N. F. S. 295. 
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für die Gewiſſensfreiheit ein. Wenn auch dieſes Ziel nicht 
erreicht werden konnte, ſo gelang es doch, die Niederſchlagung 
ſämtlicher wider die lutheriſchen Prediger ſchwebender Reli⸗ 
gionsprozeſſe durch den miniſtriellen Erlaß vom 22. Juli 1874 
durchzuſetzen. 

Die Rekonvertiten wurden fortan als Lutheraner ange⸗ 
ſehen.“) 

Dieſe milde Praxis fand mit dem Regierungsantritt 
Alexanders III. ein Ende. 

Es iſt bekannt, wie ſehr dieſer gutmütige aber beſchränkte 
Monarch unter dem Einfluß des panflawiftijd-orthodoren 
Regimes des fanatiſchen Oberprokurators des heil. Synods 
Konſtantin Pobjedonoszew ſtand. Alexander III. der auf den 
Bericht eines der baltiſchen Gouverneure über Maßnahmen 
zur Unterſtützung der Orthodoxie eigenhändig bemerkte: 
„Alles dieſes gleicht einer Propaganda der Orthodoxie, das 
kann ich keineswegs dulden“, vernichtete durch einen Feder⸗ 
ſtrich den Toleranzbefehl ſeines Vaters von 1865, den 
Pobjedonoszew „für eine Kränkung für ganz Rußland“) 
erklärt hatte, ſetzte damit die Wirkſamkeit des barbariſchen 
ruſſiſchen Strafgeſetzes in allen interkonfeſſionellen Fragen 
wieder in Kraft und befahl der livländiſchen Ritterſchaft 
auf ihre erneute Supplik um Glaubensfreiheit vom Herbſt 
1885 „ſolche Geſuche nie mehr vorgubringen”.*) 

Die unglückſelige lutheriſche Kirche der Oſtſeeprovinzen 


1) Urteil d. Petersb. Appellationshofs in Sachen d. P. Grün. Ville⸗ 
boris S. 7. 

2) Vgl. A. v. Villebois „Staatskirche und Landeskirche in den 
deutſchen Oſtſeeprovinzen Rußlands“, Weſtnik Jewropy, Jan. 1898, 
(ruſſ.). Deutſch als Mſkr. gedr. Riga 1898. S. 16. 

) Vgl. Balt. Monatsſchr. 1905, S. 156. 

4) Vgl. Ruſſ. Balt. Blätter, III, S. 22 und (J. Eckart), Deutſch⸗ 
proteſtant. Kämpfe uſw. 1. e. S. 357. 


Tt 


* 


Die Vorbereitung des Bodens der Revolution. 85 


mußte nun von neuem den alten Leidensweg beſchreiten; 
derſelbe Gewiſſenszwang, dieſelben Verfolgungen der von der 
Orthodoxie Abgefallenen, dieſelben Maßregelungen der Pree 
diger, denen ihr Gewiſſen gebot zu handeln nach dem 
Worte der Schrift: „Gebet dem Kaiſer, was des Kaiſers iſt, 
und Gott, was Gottes iſt.“ 

Die ganze entſetzliche Not jener Zeit ſteht uns, die wir 
in ihr erwachſen ſind, noch lebhaft vor Augen. 

Die Situation hatte ſich gegen früher bedeutend dadurch 
verſchärft, daß nicht nur gegen das Luthertum vorgegangen 
wurde, ſondern wie ſchon 1869 der Generalgouverneur 
Albedinsky in feiner berüchtigten Denkſchrift“) gefordert 
hatte gegen das Deutſchtum. Es galt nicht nur eine religidfe, 
ſondern eine nationale und politiſche Unterdrückung. Die 
lutheriſche Kirche wurde als ein gefährlicher Machtfaktor des 
ſeparatiſtiſch geſinnten deutſchen Elements dargeſtellt, als ein 
Mittel, die Geiſter der „unterdrückten“ Eſten und Letten zu 
knebeln und dieſe zu germaniſieren, kurz als einer der Fak— 
toren, die der Verſchmelzung des Oſtſeegebietes mit dem 
Reich hindernd im Wege ſtehen. 

Dieſes panſlawiſtiſche Programm geht deutlich hervor aus 
dem Briefe Pobjedonoszews an die reformierte Geiſtlichkeit 
Schaffhauſens, die im Dezember 1886 vergeblich an ſeine 
chriſtliche Einſicht appelliert hatte;?) dieſes Programm iſt 
auch ſonſt mit aller Deutlichkeit proklamiert worden.“) Daß 
es mit allen — auch den unmoraliſchſten — Mitteln durch⸗ 
geführt wurde, dafür bürgten der fanatiſche Haß und der 


fanatiſche Charakter Pobjedonoszews. Es ſei nicht vergeſſen, 


1) (I- Eckardty) Fünfzig Jahre Ruſſ. Verwaltung in den Balt 
Provinzen. Leipzig 1883. S. 287ff. 

2) Ruſſ. balt. Blätter IV, (1888) S. 70f. 

3) Vgl. eine Unterredung mit Pobjedonoszew. Balt. Mon. 1905, 
S. 154ff. 
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daß ihm der reformierte Petersburger Konſiſtorialrat Dalton 
„offenkundige Unwahrheit“ bei ſeinen Behauptungen über 
die lutheriſche Geiſtlichkeit nachgewieſen hat.) 

Hand in Hand mit dem Angriff gegen das Luthertum 
ging eine neuentfeſſelte energiſche Propaganda, die ſich der⸗ 
ſelben Mittel bediente wie die Propaganda der vierziger 
Jahre, nur daß ſie dabei vorſichtiger verfuhr. Über die 
Form der offiziellen Propaganda, vgl. den Hirtenbrief des 
Erzbiſchofs Arſſenij an die Geiſtlichkeit der Rigaſchen Eparchie 
in Nr. 1 der Rigaſch. Eparchialzeitung von 1897. Deutſch 
in Balt. Mon. 1897. Beilage zur Balt. Chronik 1896/97. 
Denn daß damals Eigennutz und materielle Abſichten bei 
den Übertritten zur Orthodoxie mitgewirkt hatten, hatte ſelbſt 
Pobjedonoszew in ſeinem Bericht für das Jahr 1883 zugeben 
müſſen.“) Aber ſchon die Tatſache, daß die Konvertiten von 
den kirchlichen Reallaſten, die auf dem Grundbeſitz aller 
Lutheraner ruhen, geſetzlich befreit werden, iſt geeignet, einen 
ſittlich niedrig ſtehenden Menſchen zum Übertritt zu verführen. 
Daß daneben inoffiziell Verſprechungen anderer materieller 
Vorteile als Landzuweiſung und Straferleichterung bei 
Kriminalverbrechen vorgekommen ſind und in zahlreichen 
Fällen Erfolg gehabt haben, iſt eine Tatſache, die bewieſen 
werden kann. Es ſei hier ein einziger Fall regiſtriert: Am 
6. Januar 1887 ſagte der griechiſche Pope in der eſtniſchen 
Kirche der Kreisſtadt Fellin in einer Anſprache wörtlich: 
Einem jeden, der die griechiſch-orthodoxe Religion angenommen 
hat, iſt Land zugeteilt worden und ein jeder, der noch zu 


) S. H. Dalton, „Offenes Sendſchreiben an K. Pobjedonoszew. 
Leipzig 1889. S. 23f. Vgl. auch Balt. Mon. 1897, Beilagen zur Balt. 
Chronik 1896/97, S. 24, wo eine andere „Unwahrheit“ Pobjedonoszews 
nachgewieſen wird. 

2) Vgl. A. v. Villebois 1. e. S. 5. 
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ihr übertreten wird, ſoll auch Land erhalten; dieſes iſt der 
Befehl unſeres Allergnädigſten Kaiſers und Herren.“) 

Charakteriſtiſch für die Form der Propaganda iſt die 
Tatſache, daß neben der offiziellen Tätigkeit der griechiſchen 
Kirche dieſem Zwecke auch eine private ſtaatlich anerkannte 
und unterſtützte Vereinigung dient, die „baltiſche Brüderſchaft“, 
deren einzige Aufgabe in der Förderung der Orthodoxie und 
der Miſſionstätigkeit unter den „Andersgläubigen“ der Oſtſee⸗ 
provinzen beſteht. Dieſe Brüderſchaft, die dem „heiligſten 
Synod“ unterſtellt iſt und aus 10 Abteilungen beſteht, genießt 
das höchſte Vertrauen und Wohlwollen der Regierung und 
verfügt über bedeutende Mittel. 

Neben dieſer triumphierenden Stellung der Staatskirche 
befindet ſich die lutheriſche Landeskirche in der Lage einer 
nur geduldeten Sekte. 

Wie demütigend, ja entwürdigend dieſe Lage iſt, wird 
durch den Umſtand dargetan, daß zum Bau lutheriſcher 
Gotteshäuſer gemäß der Vorſchrift des Miniſters des Innern 
vom 13. Oktober 1885 die Genehmigung der orthodoxen 
Eparchialobrigkeit erforderlich ijt — während der griechiſchen 
Kirche durch Geſetz vom 10. Februar 1886 ſogar das Recht 
der Enteignung privater Immobilien erteilt worden iſt.“) 

In den letzten zehn Jahren hat eine mildere Handhabung 
der Machtmittel der griechiſchen Kirche Platz gegriffen, 
nachdem die Notlage durch die Gewiſſensnot der Rekon⸗ 
vertiten und die zahlreichen Paſtorenprozeſſe (über 200) 
ihren Höhepunkt erreicht hatte, ſo daß Kaiſer Alexander III. 
ſelbſt in einer Randbemerkung zu einer Supplik 1893 die 
Situation als eine „wirklich verzweifelte“ (wörtlich: ohne 
Ausgang) bezeichnete“) und am 27. Juni 1894 verfügte, daß 

1) S. Ruff. Balt. Blätter III, S. 90. 

2) Ruff. balt. Blätter, III, S. 91f. 

5) v. Villebois J. e. S. 15. 
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neuerhobene Anklagen wider lutheriſche Prediger von den 
Miniſtern des Innern und der Juſtiz und dem Oberprofu- 
rator des Synods daraufhin zu prüfen ſeien, ob fie nieder- 
zuſchlagen oder zu verfolgen ſeien. 

Aber erſt das Toleranzedikt vom 17. April 1905 hat 
dem Martyrium der lutheriſchen Kirche in den Oſtſeeprovinzen 
ein Ende gemacht. Ob die Verheißungen dieſes Ediktes in 
Erfüllung gehen werden, ob wirkliche unbeſchränkte Gewiſſens⸗ 
und Glaubensfreiheit eintreten wird, das wird die nächſte 
Zukunft lehren. 

Was aber durch den Fanatismus zelotiſcher und unwiſſen⸗ 
der Popen und den blinden Eifer beſchränkter und böswilliger 
Beamten geſündigt worden iſt, das iſt nicht mehr gut zu 
machen. 

Wie zerſetzend und demoraliſierend die griechiſche Kirche 
gewirkt hat, ſowohl indem fie durch Anwendung unſittlicher 
Mittel bei ihrer Propaganda die niedrigen Inſtinkte der 
Maſſen weckte, als auch, indem ſie die in Gewiſſensnot 


Verzweifelnden zwang, Sitte und Geſetz beiſeite zu laſſen, 


das hat die Revolution gezeigt, die überall dort, wo eine 


konfeſſionell ſtark gemiſchte Bevölkerung exiſtiert, einen be— 


ſonders günſtigen Nährboden gefunden hat. Hierauf werden 
wir an anderer Stelle noch zurückkommen und wenden uns 
nun der Ruſſifizierung auf dem Gebiete des Schulweſens zu. 
Hierbei wollen wir uns entſprechend dem Zweck dieſer Unter 
ſuchungen auf die Volksſchule beſchränken, deren Umwand— 
lung in aller erſter Linie der Revolution den Boden geebnet 
hat, während die gleichzeitige Ruſſifizierung der Mittel⸗ 
und Hochſchulen hauptſächlich indirekt der Revolution in die 
Hände gearbeitet hat, indem ſie ein Heer nihiliſtiſcher Lehrer 
und Studenten in die Oſtſeeprovinzen führte, die, wie wir 
ſehen werden, ſich an der politiſchen Propaganda lebhaft 
beteiligten. : 
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2. Die Ruſſifizierung der Volksſchule. 


Die Volksſchule in den Oſtſeeprovinzen ſtammt in ihren 
Uranfängen aus einer weit zurückliegenden Zeit. Sie iſt ein 
kirchliches Inſtitut deſſen vornehmſte Aufgabe es war, das 
religiös⸗ſittliche Bewußtſein der Maſſen zu heben. Daher 
waren die erſten Volkslehrer die Diener der Kirche. 

Als die deutſchen Kreuzfahrer Livland dem Chriſtentum 
gewonnen, verfuhren ſie mit ungewöhnlicher Milde gegen die 
getauften Heiden.) Während in Preußen die Exekutionen 
der abgefallenen Neophyten einen breiten Raum in der 
Koloniſationsgeſchichte einnehmen, leſen wir in Heinrichs von 
Lettland Chronik von Schonung und Vergebung „um der 
heiligen Taufe willen“. Der Grund zu dieſem dem Zeitgeiſt 
keineswegs entſprechendeu Verfahren lag natürlich nicht in Er- 
wägungen humanitärer Natur, ſondern in der Erkenntnis, daß 
eine dauernde Beherrſchung der über ein weites und wildes Land 
zerſtreuten Eingeborenen durch eine Handvoll Krieger und 
Geiſtlicher — ohne Beihilfe des wichtigſten ſonſtigen Koloni— 
ſators: des Bauers — nur denkbar ſei durch friedliche Ge— 
winnung der Eingeborenen, mit denen zuſammenzuleben eine 
Schickſalsnotwendigkeit erſchien. 

Nicht nur weil der Beſitz des Landes durch äußere Feinde. 
Ruſſen und Litauer in Frage geſtellt wurde — nein, auch 
weil ein entvölkertes Land keinen Gewinn darſtellt. Mit 
unleugbarem diplomatiſchem Geſchick verſtanden die klugen 
Prieſter die Intereſſen der Eingeborenen mit den ihrigen zu 
verknüpfen. Beſonders die wenig mannhaften Letten (Lett 
gallen), deren Vergangenheit, wie der Chroniſt berichtet, in 


1) Val. K. v. Freymann, Über den Geiſt der livl. Koloniſation in 
Balt. Mon. Bd. 58, 1904, S. 38f. und A. von Tranſehe, Die Ein⸗ 
geborenen. Alt⸗Livlands im 13. Jahrhundert. Ebd. Bd. 43, 1896, S. 367 
und paſſim. 
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beſtändiger Furcht vor den umwohnenden Nationen, Ruſſen, 
Litauer, Eſten und Liven verlaufen war, wurden überraſchend 
ſchnell gewonnen. 

Anpaſſungsfähig, wie alle unterdrückten Nationen, er⸗ 
kannten ſie ſofort die Vorteile der chriſtlichen Taufe, die ihnen 
Bündnis und Schutz der „Eiſenmänner“ gewährte. Auch das 
Gefühl der befriedigten Rache an den bisherigen Peinigern 
ſpielte, wie wir wiſſen, eine große Rolle. Die Unterwerfung 
der übrigen Völkerſchaften ging längſt nicht ſo friedlich vor 
ſich, insbeſondere die Eſten und Semgallen kämpften, wie 
wir oben geſehen haben, noch lange für ihre Freiheit. 

Immer aber zeigte ſich als leitender Grundgedanke der 
Unterwerfung: möglichft weitgehende Schonung des Lebens 
und des Beſitzes der Neugetauften. 

Durch dieſe Politik befeſtigten die deutſchen Eroberer ihre 
Herrſchaft. An eine Germaniſierung der Eingeborenen war 
nicht zu denken. Die Entnationaliſierung eines Volkes iſt 
überhaupt nur möglich bei friedlicher Aufſaugung durch eine 
kulturell zwar höher aber wirtſchaftlich naheſtehende Gruppe 
eines anderen Volkes. So find die Slaven in den oſt⸗ 
deutſchen Städten durch die deutſchen Bürger, in den oſt⸗ 
deutſchen Landſchaften durch die deutſchen Bauern germaniſiert 
worden. In Livland gab es keine Städte der Eingeborenen, 
die Städte waren vielmehr deutſche Gründungen; dagegen 
war das ganze flache Land mit Ausnahme der wenigen 
Burgen, Klöſter und Pfarren ausſchließlich von Eingeborenen 
beſiedelt. Die Form, wie dieſen die deutſche Kultur zuge⸗ 
führt wurde, war zunächſt nur religidje Unterweiſung durch 
die Geiſtlichkeit. An irgend einen geordneten Unterricht 
— etwa im Leſen und Schreiben — iſt dabei in den meiſten 
Fällen nicht zu denken. Erſt ſpäter mögen Eingeborene in 
größerer Anzahl in den Dom⸗ und Kirchenſchulen zu Prieſtern 
erzogen worden ſein. Daß ſchon im 13. Jahrhundert Ein⸗ 
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geborene zu Prieſtern geweiht wurden, erfahren wir aus 
Heinrichs von Lettland Chronik; ob in ſo früher Zeit geiſt⸗ 
liche und andere Bücher in die Landesſprachen überſetzt 
worden ſind, wie dieſes in Preußen geſchah, wo der Legat 
Wilhelm v. Modena 1224 die Grammatik des Alius Donatus 
ins altpreußiſche überſetzte,) wiſſen wir nicht. Da die refor⸗ 
matoriſche Tätigkeit des Legaten hauptſächlich nach Livland 
fällt, ſo iſt aber eine ſolche Annahme nicht unberechtigt. 

Die Zeit des Mittelalters können wir füglich kurz über⸗ 
gehen, da das Schulweſen bei dem Mangel an Profanſchulen 
von keinem bedeutenden Einfluß auf die Volksbildung ſein 
konnte. Die erſte weltliche Stadtſchule iſt 1428 in Reval 
gegründet worden.) Die Schulung verfolgte eben meiſt 
religiöfe Zwecke. Daß die katholiſche Kirche nichts für die 
ſittliche Hebung des Volkes getan und ſich nur im Formel⸗ 
weſen bewegt habe, da ihre einzige Abſicht die Herrſchaft 
über die Geiſter geweſen ſei, iſt eine Lehre, der man wie 
überall auch in unſerer Geſchichte immer wieder begegnet, 
eine Lehre, die auf einſeitiger proteſtantiſcher Geſchichtsauf⸗ 
faſſung baſiert und keineswegs richtig iſt.“ 

Es ſei hier auf die Kirchenſtatuten des Erzbiſchofs Henning 
von Riga vom Jahre 1428 hingewieſen, die nicht nur die 
ſittliche Hebung der niederen Geiſtlichkeit bezwecken, ſondern 
auch die Stärkung des chriſtlichen Bewußtſeins und der 
Sittlichkeit des Landvolkes im Auge hatten. Bemerkenswert 
iſt die Beſtimmung der Statuten, daß zu Pfarrämtern nur 
ſolche Perſonen befördert werden ſollen, welche der Idiome 
ihrer Eingepfarrten völlig mächtig find. Bereits im Amt 
befindliche Pfarrer, denen jene Fähigkeit abgeht, wurden ver⸗ 


1) F. Amelung, Balt. Kulturſtudien. Dorpat 1884 u. 85. S. 64. 

2 a. a. O. S. 213. 

3) Über Rüſſow vgl. oben S. 5 auch Th. Helmſing, Abriß balti⸗ 
ſcher Kirchengeſchichte. Eiſenach 1875 vgl. Amelung J. e. S. 213f. 
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pflichtet, binnen Jahresfriſt ſich Kaplane zuzugeſellen, welche 
die Landesſprache beherrſchen.) Ahnliche Zwecke hatte bereits 
der Beſchluß der Livländer Herren und Stände auf dem 
Landtage zu Walk vom 28. Januar 1422 verfolgt.“) 

Auch in der Folgezeit bemüht ſich die katholiſche Geiſt⸗ 
lichkeit, der undeutſchen Bevölkerung die chriſtlichen Sitten⸗ 
lehren zu vermitteln, wie beſonders die Synodal⸗ und Viſi⸗ 
tationsordnungen der Oſelſchen Biſchöfe Johannes von Orgis 
und Johannes Kyvel 1505, 1517 und 1519 beweiſen. 
Streng wurde auch darauf geſehen, daß Predigt und Lehre 
in den Landesſprachen (in ydiomate vulgari) ſtattfanden, 
daß Kinder und Unwiſſende in den Grundwahrheiten des 
Chriſtentums unterrichtet würden, daß die Bauern die Ge⸗ 
bete in ihrer Sprache (in loquela Estonica) leſen und ſprechen 
lernen.“) 1521 beſchloß der Oſel-Wiekſche Landtag auf An⸗ 
trag des Biſchofs Kyvel, daß jede Herrſchaft auf ihren Gütern 
einen „Armen“ zu halten hätte, der die Kinder im Glauben 
und in den zehn Geboten zu unterrichten hatte.“) Die Gründung 
einer Hochſchule in Alt⸗Pernau oder Dorpat wurde ins Auge 
gefaßt, wo auch Kinder der Bauern, die dazu Luſt bezeigen, 
ſtudieren konnten, um als Kirchſpielspfarrer einſt ihren Volks— 
genoſſen dienen zu können. 


1) Liv⸗, Eſt⸗ und Kurland. Urkundenbuch. Bd. VII. Edit. H. Hilde- 
brand. Nr. 690 vgl. a. a. O. Einleit. XXV. 

2) C. Schirren, Verzeichnis livl. Geſchichts⸗Quellen. Dorpat 1861 bis 
1868. S. 14. Datierung, vgl. Briefe III S. 61 und Hildebrand, Ar 
beiten 75—76 S. 8. 

3) Synodal⸗Statut des Bfs. Johannes von Oſel v. 1505 (23. Juni) 
und Anhang dazu in Liv.⸗Eſt.⸗Kurl. Urk.⸗Buch. 2. Abt. Bd. II. Edit. 
L. Arbuſow. 1905. Nr. 781 u. 782. 

4) 1521 (20. Sept.). Artikel des Bfs. Joh. Kyvel, der Ritterſchaft 
zur Beratung vorgelegt. . 

Geh. Archiv, Kopenhagen. Königl. Samml. Livonica. Bl. 35 a; 
vgl. Hildebrand, Urk.⸗Arb. 1875— 76. S. 88 u. Amelung. 1. e. S. 251ff. 
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Ahnliche Beſtrebungen in der Volksbildung verfolgten 
auch die Rigaſchen Erzbiſchöfe Jasper Linde (1509 —1524) 
und Johann von Blankenfeld (1524 — 1527). Hier ſehen wir 
an der Schwelle des Reformationszeitalters die Uranfaͤnge 
der Volksſchule. 

Ein irgend weſentlicher Fortſchritt in der Volksbildung 
während des 16. Jahrhunderts zeigt ſich auch nach der Re— 
formation nicht. Es handelte ſich dabei in erſter Linie um 
religiöje Unterweiſung aus religiöfen Gründen.!) So heißt 
es noch 1578 in Balthaſar Ruſſows Chronik: „Denn etliche 
vom Adel haben in Betrachtung ihres Seelenheils und der 
Seligkeit ihrer armen Bauern eigene Prediger, der undeutſchen 
Sprache erfahren, auf ihre eigenen Unkoſten und Beſoldung 
in ihren Höfen gehalten, welche alle Sonntage die Bauern 
und das Geſinde in der Lehre des Katechismi unterrichten 
mußten. Und etliche tugendſame Witwen und Matronen 
vom Adel haben ſich auch nicht geſchämt, in Ermangelung 
eines Paſtors ihren Bauern und ihrem Geſinde in ihren 
Höfen die fünf Stücke des Katechismi auf undeutſch vor- 
zuleſen und fie zu aller Gottesfurcht zu ermahnen.“ )) Eine 
Tradition, der die Frauen vom livländiſchen Adel drei 
Jahrhunderte durch treu geblieben ſind! 

Es iſt hier nicht der Ort auf die Volkserziehung des 
6. Jahrhunderts, die noch eng mit den Traditionen des 
Katholizismus im Zuſammenhang ſtand, näher einzugehen. 


1) Vgl. die Urk. von 1524, 1537 und 1552 in Hupels Neuen 
Nord. Miszellaneen. Bd. VII. 1794. S. 272, 303 und 343. 

) Balthaſar Rüſſows Livl. Chronik (1598), hochdeutſch von Ed. 
Pabſt, Reval, 1845. S 83f. Vgl. auch die Urk. von 1532. Reinholt 
Orgis auf Idel überläßt dem Prediger von Allendorf einen halben 
Haken Landes, wofür dieſer einen jungen Letten zum evangeliſchen Pree 
diger auszubilden habe, „der armen Bauernſchaft und Chriſtengemeinde 
zum Troſt“. Rig. Sitzungsberichte 1877. S. 99. 
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Der Hauptnachdruck lag in der Verſtärkung der kirchlichen 
Seelſorge. Auf dieſem Gebiete hat beſonders Herzog Gott⸗ 
hard von Kurland (1562—1587) im Einvernehmen mit der 
Ritterſchaft Rühmliches getan. In ſeiner „Kirchenreformation“ 
von 1570 wird auch auf die Schulen ein ganz beſonderes 
Gewicht gelegt. Bei allen Kirchen follen ſolche angelegt 
werden. Von den Lehrern heißt es in der Kirchenordnung 
von 1570: „Sie ſollen ſich eines chriſtlichen, ſittlichen und 
anſtändigen Lebens befleißigen und die Jugend beſonders im 
Katechismus unterrichten und zum Gottesdienſt anhalten, 
dann dafür ſorgen, daß die Knaben gute Fortſchritte in den 
freien Künſten und Sprachen machen und gute Sitten an⸗ 
nehmen.“ ) Auch die bisher meiſt nur handſchriftlich vor⸗ 
handenen lettiſchen Texte bibliſcher und anderer Erbauungs⸗ 
ſchriften wurden ſtark vermehrt und in Druck gebracht.“) 
Die Aufnahme lettiſcher Knaben in die höheren Mittelſchulen 
(Partikularſchulen) wurde ausdrücklichin Ausſicht genommen.“) 

Während fo in Kurland Herzog und Ritterſchaft ihr Kirchen⸗ 
und Schulweſen ausbauen konnten, wurde in Livland jede Ent⸗ 
wicklung durch die ſeit 1558 faſt beſtändig tobenden Kriege 
gehemmt. Zwar war durch die Unterwerfungsverträge von 
1561 und 1562 die unbehinderte Ausübung des lutheriſchen 
Glaubens durch die Krone Polen gewährleiſtet worden und 
in dem Vertragsinſtrument vom 25. und 26. Dezember 1566 
über die Union Livlands mit dem Großfürſtentum Litauen 
nicht nur die Religionsfreiheit ausdrücklich gewahrt, ſondern 


1) Th. Kallmeyer, „Die Begründung der evangel. luth. Kirche in 
Kurland durch Herzog Gotthard., Mitteil. a. d. Livl. Geſch. Bd. VI, 
(1852), S. 164. 

2) A. a. O. S. 190 ff. vgl. C. E. Napierſki, Chronolog. Konſpekt 
der Lettiſchen Literatur von 1587—1830. Magazin d. lettiſch. literar. 
Geſ. Bd. 3, 2 u. 3. Mitan 1831. 

) Kallmeyer S. 119. 
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auch die Errichtung von Kirchen und Schulen für alle Stände, 
insbeſondere auch für die Bauern (plures etiam scholas et 
ecclesias pro rustica plebe instituendas) ſtipuliert worden,) 
doch brachen die Polen nach Vertreibung der Ruſſen 1582 
dieſe Verträge) und es begann eine offene Poloniſierung 
und Katholiſierung, wobei ſich die Jeſuiten, an ihrer Spitze 
der päpſtliche Nuntius Antonio Poſſevino, beſonders hervor- 
taten. Die beſchworenen Verträge wurden annulliert, die 
lutheriſche Landeskirche für eine Sekte erklärt. Genau die⸗ 
ſelben Vorgänge, wie ſie drei Jahrhunderte ſpäter durch die 
ruſſiſche Regierung in Szene geſetzt wurden! 

Unter dieſen Umſtänden kann es nicht wundernehmen, 
daß Glaube, Sitte und Volksbildung, die an und für ſich 
feſt wurzelten, auf eine tiefe Stufe herabſanken. In Eſtland, 
deſſen weſtlicher Teil allerdings ſchon ſeit 1561 zu Schweden 
gehörte, ſtand es wegen der beſtändigen Kriegsnot nicht viel 
beſſer.) Der Volksunterricht beſchränkte ſich ausſchließlich 
auf Katechiſationen durch die Prediger, die aber bis zur Re⸗ 
gierung Guſtav Adolfs keineswegs ſyſtematiſch durchgeführt 
wurden. 

Erſt dieſer Monarch, der unter ſeinem Szepter Livland 


1) Urkunde vom 25. und 26. Dezember 1566 in Ziegenhorn 1. e. 
Nr. 64 (Beilagen S. 75. 

) Constitutiones Livoniae vom 3. und 4. Dezember 1582; ibid. 
Nr. 83. Vgl. Th. Schiemann, Hiſtoriſche Darſtellungen und archiva⸗ 
liſche Forſchungen, 1886, S. 103 ff., und T. Chriſtiani, Die Gegen⸗ 
reformation in Livland. Balt. Mon. Bd. 36 (1889). 

3) Vgl. T. Chriſtiani, Biſchof Dr. Rudbeckins ꝛc., in Balt. Mon. 
Bd. 34 (1900), und G. O. F. Weſtling, Kirche, Geſetz ꝛc. in Eſtland 
zur Zeit der ſchwediſchen Herrſchaft, und deſſelben Mitteilungen über 
die Kirchenverfaſſung in Eſtland ꝛc., und Mitteilungen über den Volks⸗ 
unterricht in Eſtland 1561—1710, in Beiträge zur Kunde Eſt⸗, Liv- 
und Kurlands, Bd. 5 (1900). 
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und Eſtland vereinigte, ergriff energiſchere Maßregeln zur 
Hebung des Kirchen⸗ und Schulweſens. 

Ein geordnetes Kirchenregiment wurde eingeſetzt, Kirchen 
und Schulen inſtand geſetzt oder neu erbaut, regelmäßige 
Viſitationen angeordnet, den Predigern Katechiſation der ein⸗ 
gepfarrten Bauern vorgeſchrieben.) 1630 gründete der 
Gouverneur Skytte in Dorpat ein Gymnaſium, an dem auch 
Unterricht im Lettiſchen und Eſtniſchen gehalten werden ſollte. 
Dieſes Gymnaſium wurde 1632 durch Guſtav Adolf zur 
Univerſität erhoben. — Noch immer aber beſtand der Volks⸗ 
unterricht faſt ausſchließlich in der Katechiſation durch die 
Geiſtlichen, auf Lokalviſitationen und Hausbeſuchen. Abge⸗ 
ſehen davon, daß die Prediger häufig dieſe Pflichten nicht 
erfüllten, ſträubten ſich auch die Bauern dagegen. „Oft 
ereignete es ſich, daß, wenn der Geiſtliche in ein Dorf kam, 
die Jugend insgeſamt in den Wald lief, während die Alten 
ſich unwillig zeigten und erklärten, ſie könnten Gottes Wort 
unmöglich in ihren alten Tagen lernen, wenn ſie es nicht in 
der Jugend getan haben.“) Die bis gegen Ende des 
17. Jahrhunderts in Eſtland und Livland errichteten Kirch— 
ſpielsſchulen, wo den undeutſchen Kindern etwas mehr als 
bloß religidfer Unterricht geboten wurde, waren wenig zahl⸗ 
reich. Beſonders mangelte es an Schulmeiſtern aus dem 
verſtändlichen Grunde, daß dieſe die undeutſchen Sprachen 
vollſtändig beherrſchen, alſo ſelbſt Undeutſche ſein mußten. 
Der Schulunterricht lag in den Händen der Küfter, die nach 


1) Konſiſtorial⸗ und Kirchenviſitationsordnung von 1634, 13. Aug., 
in v. Buddenbrocks Sammlung der Geſetze, welche das heutige liv- 
ländiſche Landrecht enthalten. Bd. II (1821), S. 133. Vgl. Das 
Volksſchulweſen in Liv⸗, Eſt⸗ und Kurland, in Balt. Mon. Bd. 21 
(1872), S. 530; G. Sonntag, in Albanus Livl. Schulblätter, 1815, 
S. 86 f.; J. Hollmann, Die Volksſchule in Livland. 1876, J. c. S. 25 ff. 
2) ſ. Weſtling J. c. S. 236. 
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der Verordnung des Oberkonſiſtoriums von 1650 bei jeder 
Kirche vorhanden ſein mußten, nach den Viſitationsproto⸗ 
kollen von 1668 und 1669 aber nur bei einzelnen Kirchen 
fungierten.) 

Eine Beſſerung trat unter der Regierung Karls XI. ein. 
1671 wurden den bereits 1650 für die vier Kreiſe Livlands 
errichteten Behörden für das äußere Kirchenweſen (Ober- 
kirchenvorſteherämter) regelmäßige Viſitationen der Kirchen 
und Schulen zur Pflicht gemacht. 1673 wurde Johann 
Fiſcher zum Generalſuperintendenten berufen, ein Mann voll 
unermüdlichen Eifers für die Volksbildung, der ſich um die 
überſetzung der Bibel ins Lettiſche und Eſtniſche bemühte 
und ſein Augenmerk auf die Ausbildung tüchtiger Küſter und 
Lehrer richtete. Propſt Glück zu Marienburg — in deſſen 
Haufe bekanntlich die ſpätere Kaiſerin Katharina I. gelebt 
hat — gründete 1683 mehrere Schulen in ſeinem Kirchſpiel, 
aus denen ſchon in den Jahren 1684 und 1685 Zöglinge 
als Schulmeiſter entlaſſen wurden. „So wurde“ — berichtet 
Glück ſelbſt — „das Land mit Schulmeiſtern bepflanzt und 
wo keine Schulhäuſer, nahmen die Paſtores ſelbe ins Haus." *) 
1684 wurde in Biſchofshof bei Dorpat ein wirkliches Lehrer⸗ 
ſeminar gegründet, wo 160 undeutſche Knaben auf Staats⸗ 
koſten erzogen und nach zweijährigem Kurſus als Schul⸗ 
meiſter in die Kirchſpiele entlaſſen wurden. Dieſe Ein⸗ 
richtungen hatten Erfolg. Die Schulen auf dem flachen 
Lande mehrten ſich, in allen Kirchſpielen der Krone wurden 
Schulen angelegt, und 1687 beſchloß der Livländiſche Land⸗ 
tag, daß gleichwie auf den Domänen auch auf den adligen 


1) Vgl. Tobien, Agrargeſetzgebung S. 37. 

2) Ibid. S. 38. Über J. Fiſcher und E. Glück ſ. auch Th. Döbner, 
Die Geſchichte der lettiſchen Bibelüberſetzung, in Magazin der lettiſch⸗ 
literar. Geſellſchaft, Bd. 19, 2, 1893, S. 12 f. 
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Gütern in jedem Kirchſpiel ein Küſter beſtellt werden ſoll, 
der zugleich Lehrer ſein ſoll, auch, wo erforderlich, Schulen 
gebaut werden ſollen. 1692 fehlen ſolche Kirchſpielsſchulen 
nur noch bei einigen „adligen Kirchen und Gemeinden“. 
Der Landtag beſchließt, für Einrichtung der fehlenden Schulen 
Sorge zu tragen.) 

Die entſetzlichen Verwüſtungen des nordiſchen Krieges 
machten auch dieſen vielverſprechenden Anfang zur allge⸗ 
meinen Volkserziehung zunichte. 

Bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts blieben die Volks⸗ 
ſchulverhältniſſe ſehr mangelhaft. 1736 wurde durch eine 
Generalſchulviſitation feſtgeſtellt, daß in ganz Livland 108 
Volksſchulen, und zwar 78 Kirchſpielsſchulen und 30 ſog. 
Hofsſchulen, d. h. von den Gutsherren auf dem Gutshof ein⸗ 
gerichteten Volksſchulen exiſtierten, die zuſammen etwa 1300 
Schüler aufwieſen.“) Erſt der Landtag von 1765 ſchuf eine 
durchgreifende Verbeſſerung des Volksſchulweſens. In den 
Motiven zum Landtagsſchluß, betreffend das „Bauerſchul⸗ 
weſen“, heißt es wörtlich: „Eine edle Nitter- und Landſchaft 
fiehet die Notwendigkeit der beſſeren Erziehung der Bauer- 
Jugend zu ſehr ein, als daß ſie nicht mit allem Ernſte auf 
dieſe Verbeſſerung als eines der eſſentiellſten Stücke der all- 
gemeinen Wohlfahrt bedacht ſein ſollte. Sie hat zu dem 
Ende von jeher dieſen Punkt einen von den hauptſächlichſten 
ihrer Landtagsdeliberationen ſein laſſen und ein jedes Mit⸗ 
glied derſelben hat an ſeinem Teil und ſo weit ſeine Kräfte 
gereichen, ſchon bisher das mögliche zur Erreichung dieſes 
heilſamen Zweckes angewandt, wovon die hin und wieder im 
Lande exiſtierenden guten Schulanſtalten und das durch⸗ 


1) Balt. Mon. 1872, ©. 531. 

) Bol. Hollmann I. e. S. 10. Vgl.: Über den Zuſtand bis 1765. 
V. Kupffer, Das unbewegliche Vermögen der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Volkskirche, in Balt. Mon. 
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gehends allgemeiner gewordene Leſen der Bauer-Jugend 
Zeugnis ablegen.“ „Der hauptſächlichſte Fehler, welcher alle 
gute Anſtalten bisher gehindert, iſt wohl der Mangel an 
guten und tüchtigen Schulmeiſtern und die Unmöglichkeit, 
ſolchem durchgängig abzuhelfen. Hier im Lande ſind die 
Leute ſehr rar — und dennoch müßten es eigentlich einge- 
borene Landeskinder ſein, weil die Fremden bei allen übrigen 
Eigenſchaften dennoch durch den Mangel der Sprache keinen 
oder doch einen ſehr ſpäten Nutzen ſtiften würden. Es müßten 
nächſtdem eigentlich Bauern ſein, welche den erſten Grund 
zur Erziehung der Bauer⸗Jugend legten, weil der Bauer, 
welcher ohnehin ſehr ſchwer und öfters nur mit der Schärfe 
dahin zu bringen iſt, daß er ſeine Kinder in die Schule 
ſchickt, natürlicher Weiſe mehr Zutrauen zu ſeinem Mitgeſellen 
als zu einem Deutſchen hat, weil er von dieſem und auch 
oft nicht ohne Grund vermutet, daß er die Schul-Jugend 
mehr zu feinem Privatnutzen brauche als gehörig unter- 
richte. Die Nitter- und Landſchaft hat ſich demnach ange⸗ 
legen ſein laſſen, ein Mittel ausfindig zu machen, wie dieſem 
Mangel vors erſte notdürftig abzuhelfen und vors künftige, 
wenn es gleich einige Zeit koſten ſollte, tüchtige Schulmeiſter 
aus der Bauernſchaft (her)anzuziehen ſeien.“) 

Auf Grund dieſer Erwägungen beſchloß der Landtag von 
1765 folgende drei Formen des Volksſchulweſens: 1. häuslicher 
Unterricht durch die Eltern unter Aufſicht des Kirchſpiel⸗ 
predigers. 2. Bauern- oder fog. Hausſchulen. Die Guts⸗ 
herren von Gütern von fünf und mehr Haken haben für die 
Kinder ihres Gebietes ſolche einzurichten. Alle acht Tage 
ſollen beſondere bäuerliche Beamte: die Kirchen-Vormünder, 


1) Vgl. R. J. L. v. Samſon, Hiſt. Verſuch über die Aufhebung der 
Leibeigenſchaft in den Oſtſeeprovinzen, Beilage zum Inland, 1838, 
Sp. 85 ff. 


Feng 


100 Die Vorbereitung des Bodens der Revolution. 


und alle vier Wochen die Prediger dieſe Schulen viſitieren. 
„Gütern unter fünf Haken ſoll es freiſtehen, falls ſie nicht 
ſelbſt aus chriſtlichem Eifer eine ſolche Schule anlegen wollen 
oder können, die Kinder in die Kirchſpielsſchule zu ſchicken.“ 
3. Kirchſpielsſchulen für die Schüler, welche die Hausſchulen 
abſolviert haben unter Aufficht des Predigers und des Kirchen- 
vorſtehers. Allgemeiner Schulzwang für die Zeit von Martini 
(10. November) bis Oſtern reſp. Georgi (23. April).) 
Wir haben die Beſchlüſſe des livländiſchen Landtages 
von 1765 genauer hier anführen zu müſſen geglaubt, weil 
ſie die tatſächliche Grundlage für das ſpätere Volksſchulweſen 
bilden, eine Grundlage, der man die Anerkennung nicht wird 
verſagen können, daß ſie human und praktiſch zugleich iſt. 
Durch dieſe Einrichtungen, die in analoger Weiſe auch in 
den andern Provinzen ſtattfanden, wurde erreicht, daß die 
Zahl der Analphabeten in ſchnellem Maße abnahm, ſo daß 
der Schriftſteller und Paſtor Hupel 1774 in einem gewiſſen 
Stolz auf ſeine neue Heimat ſagen konnte: „Jetzt ſieht man 
ſchon achtjährige Kinder leſen und ſelten erwachſenere, die 
ganz unwiſſend find“) und 1786: „In beiden Herzogtümern, 
ſonderlich in Livland, ſieht man ſehr auf die Anlegung und 
Unterhaltung der Gebiets⸗ und Dorfſchulen. Gewiß muß 
manches europäiſches Reich uns hierin weit nachſtehen: man 
findet genug hieſige Bauernkinder von 7 bis 9 Jahren, die 
fertig leſen und nur wenige, die gar nicht leſen können.“) 
Wie weit Hupel bei der Betrachtung des Bildungs⸗ 


1) S. von Samſon 1. e. und v. Tranſehe, Gutsherr und Bauer. 
J. e. S. 169. 

2) Topographiſche Nachrichten von Lief⸗ und Eſtland, I. 1774, 
S. 579. 

3) Die kirchliche Statiſtik von Rußland. Nord. Miszellaneen 11,1786, 
S. 343. Vgl. 13, S. 501. Vgl. W. v. Bock, Evangel. Allianz, S. 279f. 
Tobien, Agrargeſetzgebung, 1. e. S. 44 f. 
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zuſtandes zu optimiſtiſch urteilte oder zu ſehr generaliſierte, 
läßt ſich beim Mangel einer Statiſtik für jene Zeit nicht be⸗ 
urteilen. Er ſelbſt gibt für das Kirchſpiel Oberpahlen, wo 
er als Prediger wirkte, folgende Daten:) 

Des Leſens waren kundig 


Knaben Mädchen Männer Weiber 
im Jahre 1771 64% 60% 57% 560% 
re 74% 63% 64% 


Wenn wir auch annehmen müfjen, daß das Bildungs- 
niveau in den meiſten andern Kirchſpielen des Landes niedriger 
war, ſo können wir doch behaupten, daß in Anbetracht der 
ſonſtigen niedrigen Kultur der bäuerlichen Bevölkerung und 
der keineswegs günſtigen wirtſchaftlichen Lage des Landes 
auf dem Gebiete der Volksbildung in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts dasjenige geleiſtet worden iſt, was man 
billigerweiſe von jener Epoche verlangen kann.“) Werfen wir 
einen Blick auf die gleichzeitigen Verhältniſſe in Preußen, 
ſo finden wir, daß auch dort die Schulgeſetze von 1713, 
1717 und 1736 nicht die gewünſchten praktiſchen Erfolge 
gehabt haben. Erſt Friedrich der Große entwickelte eine 
durchgreifende Tätigkeit auf dem Gebiet des Volksſchulweſens. 
Wie in Livland der Landtagsſchluß von 1765, ſo war in 
Preußen das General-Landſchul-Reglement von 1763 die 
Grundlage des ſpäteren Volksſchulweſens. e 

Keineswegs aber war der Bildungsumfang den die Volks— 
ſchule in Preußen vermitteln ſollte im 18. Jahrhundert größer 
als der in Livland. In einer Kabinettsorder vom 5. Sept. 
1779 ſagt der philoſophiſche König zu dieſem Thema „auf 
dem platten Lande iſt es genug, wenn die Leute ein bischen 


77 


1) Topographiſche Nachrichten 1. e. II. 1777, vgl. Tobien J. e. S. 44. 

2) Vgl. z. B. auch die höchſt intereſſante Schulſtatiſtik für die 
v. Campenhauſenſchen Güter Orellen und Kudum 17341775 in 
v. Bock, Evangel. Allianz J. e. S. 318ff. 
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lefen und ſchreiben lernen; wiſſen fie zuviel, fo laufen fie in 
die Städte und wollen Sekretärs und ſo was werden.“) 

Erſt die wirtſchaftliche und politiſche Emanzipation des 
Bauernſtandes konnte in Preußen wie in Livland den Boden 
für eine umfaſſendere Volksbildung abgeben. 

Durch die livländiſche Bauernverordnung von 1819 wurde 
das Volksſchulweſen in der Weiſe geordnet, daß für jede Ge- 
meinde von nicht weniger als 500 männlichen Seelen eine 
Gebietsſchule und für jedes Kirchſpiel von 2000 männlichen 
Seelen eine Parochialſchule exiſtieren müſſe; kleinere Ge⸗ 
meinden oder Kirchſpiele haben ſich zuſammenzuſchließen. Im 
übrigen bleiben die bisherigen Grundſätze: Aufſicht der Kirchen⸗ 
behörden, Verwaltung durch die Landſtände: Ritterſchaft, 
Geiſtlichkeit und Bauernſchaft und allgemeiner Schulzwang 
beſtehen. 

Die oberſte Schulverwaltung durch Ritterſchaft und Geiſt⸗ 
lichkeit wurde 1839 organiſiert, indem eine Oberlandſchul⸗ 
behörde und vier Kreislandſchulbehörden für Livland ins 
Leben gerufen wurden. Gleichzeitig beſchloß der Landtag von 
1839 die Begründung eines Volksſchullehrerſeminars, da die 
1684 in Dorpat und 1737 in Wolmar begründeten Seminare 
ſchon vor 1765 eingegangen waren. Das Seminar wurde 
1839 in Wolmar eröffnet und erhielt, da die Regierung ein 
Lehrerſeminar nicht beſtätigen wollte, den Namen „Küſter⸗ 
ſchule“; 1849 wurde es nach Walk übergeführt, wo es als 
Parochiallehrerſeminar bis zu ſeiner Aufhebung (1890) be⸗ 
ſtehen blieb und 508 Zöglinge gehabt hat, von denen die 
meiſten Volksſchullehrer geworden ſind, und infolge einer 
vortrefflichen pädagogiſchen und ſittlichen Erziehung ſegens⸗ 
reich gewirkt haben.) 1871 wurde in Walk neben dem 


1) Tobien J. e. S. 45f. 
) Vgl. Peterſon, Bach und Inſelberg, „Das ritterſchaftliche Paro- 
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Parochiallehrerſeminar ein lettiſches Gemeindelehrerſeminar, 
1873 in Dorpat ein eſtniſches Gemeindelehrerſeminar von 
der livländiſchen Ritterſchaft eröffnet. 

Es kann an dieſer Stelle auf die verſchiedenen Ver⸗ 
beſſerungen der Schulorganiſation und des Unterrichts nicht 
eingegangen werden, ebenſowenig auf die zeitlich und in- 
haltlich analogen Einrichtungen in den anderen Provinzen. 
Es mag nur darauf hingedeutet werden, daß die Durchführung 
des Schulzwanges auf nicht geringe Schwierigkeiten bei der 
bäuerlichen Bevölkerung, beſonders den Eſten, ſtieß, die darin 
eine Art geiſtiger Frone erblickte. Der Umfang des Wiſſens, 
den die Volksſchulen vermittelten, war ſelbſtverſtändlich nicht 
groß, jedoch genügend, um den Übergang ſtrebſamer Schüler 
in die höheren Elementarſchulen (Kreisſchulen), ja auch in 
die Mittelſchulen, Gymnaſien und Realſchulen zu ermög⸗ 
lichen. 

Die von der livländiſchen Oberlandſchulbehörde 1874 
erlaſſene Inſtruktion ſetzt den Umfang des Unterrichts 
folgendermaßen feit:') 

1. Der häusliche Unterricht ſoll umfaſſen: Leſen, Kate⸗ 
chismus, Einmaleins ($ 3). 

2. Der Unterricht in der Gemeindeſchule: Leſen, Schreiben, 
Kopf⸗ und Tafelrechnen in den vier Spezies mit benannten 
und unbenannten Zahlen, Worterklärung der fünf Haupt⸗ 
ſtücke des Katechismus, Bibliſche Geſchichte, Elemente der 
Geographie, Geſang, Turnen für Knaben, Handarbeit für 
Mädchen, endlich falkultativ auf Wunſch der Gemeinde: 
Deutſch und Ruſſiſch (§ 20). 

3. Der Unterricht der Parochialſchule beginnt da, wo 


chiallehrerſeminar in Walk, ſeine Lehrer und Zöglinge 1839—90". 
Riga 1898. 

1) Inſtruktion für die livländiſchen Landſchulen evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſcher Konfeſſion. 
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der Unterricht der Gemeindeſchule abgeſchloſſen hat. Hinzu 
kommen: Geſchichte, Naturkunde, Stilübungen, deutſche und 
ruſſiſche Sprache (§ 25). 

Für die Lehrpläne werden folgende Grundſätze als maß— 
gebend aufgeſtellt: 

„Aller Unterricht ſei klar und wahr hinſichtlich des Inhalts 
wie der Darſtellung.“ 

„Aller Unterricht ſoll auf Anſchauung beruhen und der 
Leiſtungsfähigkeit der Kinder angemeſſen ſein.“ 

„Aller Unterricht ſei erziehend und ſo eingerichtet, daß 
die geſamten Kräfte des Kindes naturgemäß und harmoniſch 
zur Entwicklung gelangen.“) 

Als Zweck der evangelijd-lutherijden Land- oder Bauern⸗ 
ſchulen bezeichnet die Inſtruktion der livländiſchen Ober⸗ 
landſchulbehörde: Vorbildung zur Konfirmation und zum 
Eintritt in das Gemeindeleben ($ 1) oder wie es in den 
1875 allerhöchſt beſtätigten Vorſchriften für die evangelifd- 
lutheriſchen Landesvolksſchulen und Lehrerſeminare in Eſt⸗ 
und Kurland lautet: Die evangeliſch⸗lutheriſchen Landvolks⸗ 
ſchulen „haben zum Zweck, in der örtlichen Bevölkerung die 
religidjen und moraliſchen Begriffe zu kräftigen und nützliche 
Kenntniſſe zu verbreiten.” ?) 

Der Charakter der Volksſchule als eines kirchlichen 
Inſtituts zur Hebung der Sittlichkeit und zur Heranbildung 
eines geſunden Staatsbürgertums iſt auf das deutlichſte 
ausgeſprochen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Volksſchule in den 
Oſtſeeprovinzen bis zum Jahre 1886 die ihr geſtellten Auf⸗ 


5 Lehrpläne für die livländiſchen Landſchulen evangeliſch⸗lutheriſcher 
Konfeſſion von 1874. Abgedruckt in „Materialien zur Kenntnis des 
evangeliſch⸗lutheriſchen Landvolksſchulweſens in Livland“, veröffentlicht 
vom Liv. L.⸗Kollegium 1884. S. 145. 

) Reg.⸗Anz. 25. Mai 1875, Nr. 114. 
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gaben auf das beſte erfüllte. „Ritterſchaft, Geiſtlichkeit und 
Bauerngemeinden ſorgten in gemeinſamer, rein ehrenamtlicher 
Arbeit für die Pflege und Förderung der Volksſchule; in den 
einzelnen Kirchſpielen war die direkte Verwaltung der Schulen 
den lokalen Organen der Kirchenadminiſtration, dem Kirchen 
konvent und der Kirchſpielsſchulverwaltung übertragen, die 
obere Aufſicht ſtand der Kreis- und Oberlandſchulbehörde zu. 
Dieſe Inſtitutionen beſtanden ebenfalls aus von der Ritter— 
ſchaft, Geiſtlichkeit und Bauernſchaft gewählten Gliedern. 
Die oberſte Leitung der einheitlichen Ordnung der Volks— 
ſchuladminiſtration wurde endlich von der ritterſchaftlichen 
Landesvertretung im Einvernehmen mit dem evangeliſch— 
lutheriſchen Konſiſtorium geführt.“) 

Über die Tätigkeit der Volksſchule in Livland liegt uns 
offizielles ſtatiſtiſches Material vor,“) aus dem wir nach⸗ 
ſtehend die Ziffern wiedergeben, welche die Entwicklung bis 
1886 und den Niedergang nach der in dieſem Jahre er— 
folgten „Reform“ illuſtrieren: 


1 5 2 * 5 | 8 28 5 D 

Earl Se Se] Se | Se | 
se S Fs |S0| FO | TE SSS 

a |e | | 8 igs] #£) 88] 879 
1851 — 1595 — 17063 639 18658; — | — | 658 
1861| 110 2459 652 24504 762 2696363 — | — | 781 
1871 109 3171867 | 34524| 976 37695 — | — | 1018 
1881 | 122 | 4887 955 | 40349 | 1077 | 45236 — — 1311 
1886 | 131 4941 988 | 43834 1119 48775 33034 | 34759 1410 
1894 | 101 |4553 | 903 | 38686 | 1004 | 45239 | 29814 — 1413 
| 41850 | 1032 | 51752 | 30975 | 29033 | 1243 


1904 | 111 | 6602 | 884 


1) v. Villebois 1904, ©. 6f. 

2) Publikationen des Liv. L.⸗K. 1. J. v. Jung⸗Stilling, Beitrag 
zur Statiſtik der evangeliſch⸗lutheriſchen Landvolksſchulen in Livland, 
1879. 2. Materialien zur Kenntnis der livländiſchen Bauernverhält⸗ 
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Wir entnehmen dieſer Tabelle die Tatſache, daß in den 
acht Jahren nach erfolgter Reform ein abſoluter Rückgang 
der Zahl der Schulen, Schüler und Lehrer erfolgte, ſo daß 
z. B. die Summe der regelmäßig die Volksſchule beſuchenden 
Kinder (ſog. Stammſchüler) in dieſem Zeitraum von 48775 
auf 43239, alſo um 3536 ſank. Zehn Jahre darauf hat 
ſich dieſe Ziffer infolge ſtärkeren Beſuchs der Parochialſchulen 
und des neueingeführten ruſſiſchen Typus der ſog. Miniſter⸗ 
ſchulen auf 51752 gehoben, ſo daß eine abſolute Zunahme 
der Stammſchüler ſeit 1886 um 2977 ſtattfand. Dieſe 
Zunahme erfolgte jedoch in einem Zeitraum von 18 Jahren, 
ſteht alfo in gar keinem Verhältnis zum Bevölkerungszuwachs. 
Entſprechend der durchſchnittlichen Zunahme der Schüler vor 
1886 hätte die Schülerzahl in dieſen 18 Jahren nicht um 
2977, ſondern um ca. 15000 wachſen müſſen. Noch ſchlimmer 
ſtellt ſich die Relation, wenn man ſämtliche Schulkinder ins 
Auge faßt, alſo 1. die ſog. Stammſchüler, 2. die ſog. Re⸗ 
petitionsſchüler, d. h. ſolche, die den Kurſus der Schule 
abſolviert haben und zu gewiſſen Zeiten zur Repetition in 
der Schule verſammelt werden und endlich 3. der Kinder, 
welche den häuslichen von den Kirchenorganen überwachten 
Unterricht erhalten. 

Die Summe ſämtlicher Schulkinder beträgt für das 
Jahr 1886: 116 548, für das Jahr 1904: bloß 111 760; 
ſie hat alſo im Laufe von 18 Jahren nicht nur nicht zu⸗ 
genommen, ſondern um 4788 abgenommen. 

Dieſe Statiſtik redet eine deutliche Sprache, indem ſie 
den äußeren Verfall der Volksbildung in Livland feſtſtellt, 
die Statiſtik aber, welche den inneren Verfall vor Augen 


niſſe, 1883. 3. Materialien zur Kenntnis des evangeliſch⸗-lutheriſchen 
Landvolksſchulweſens in Livland, 1884. 4. Bericht über das Volksſchul⸗ 
weſen, 1894, Mit. u. a. 
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führt, ſteht in blutiger Schrift auf einem andern Blatte der 
Geſchichte. Die lettiſche Revolution und die eſtniſchen Mord⸗ 
brände zeugen laut wider die Schulreform. Wir werden 
weiter unten ſehen, welch eine verhängnisvolle Rolle die 
Schullehrer bei der revolutionären Bewegung geſpielt haben 
— wir werden mit Entſetzen wahrnehmen, wie vollſtändig 
verroht und verwildert die junge Generation des Landvolks 
iſt, das Produkt der ruſſiſchen Volkserziehung! 

Wir haben unſerer Darſtellung der Entwicklung des 
Volksſchulweſens vorgegriffen und kehren zu der „vorreforma— 
toriſchen“ Epoche zurück. 

Von der Geſamtzahl der ſchulpflichtigen Kinder (zwiſchen 
acht Jahren und der Konfirmation) beſuchten die Schulen 
1871/72 — 46,8 % der Knaben und 39 70 der Mädchen, 
1876/77 — 62,1% „ „ „ OOM len 

1880/81 beſuchten 66 % aller ſchulpflichtigen Kinder die 
Schulen, während 32,06 %è häuslichen Unterricht genoß, ſo 
daß in dieſem Jahre über 98% aller ſchulpflichtigen Kinder 
unterrichtet wurden. 

Von den Konfirmanden hatten die Schule abſolviert 
1876/77 — 78,9% der Knaben und 69,7% der Mädchen, 
1881/82 Sx, 86,7 ( 75 1 ” " 79,6 “he " " 

Es ergibt fid) aus dieſen Ziffern, daß in den achtziger 
Jahren die Volksbildung einen relativ hohen Stand erreicht 
hatte, daß es jedenfalls nur ſehr wenige Analphabeten unter 
den jüngeren Generationen gab — eine Tatſache, die wieder⸗ 
holt vom Staate, insbeſondere bei der Rekrutierung aner⸗ 
kannt worden iſt. In dieſer Hinſicht ſtanden die Oſtſee⸗ 
provinzen mit Finnland weitaus in erſter Stelle im ruſſiſchen 
Reich, wo die Zahl der Analphabeten unter den Rekruten 
Da eine 1 Höhe, 1896 etwa 70%, ) einnahm. 


) Balt. Chronik 1896/97 S. 11. 
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Nach der offiziellen Statiſtik Rußlands) betrug die 
Bildungsziffer der 47 europäiſchen Gouvernements Rußlands 
1886; 2,37, d. h. 2,37 %é der Bevölkerung beſuchte Clementar- 
ſchulen. Die Bildungsziffer Livlands für 1886 betrug aber 
9,87 gegenüber derjenigen Finnlands von 9,25 und Polens 
von 2,58. Allerdings find bei Finnland verſchiedene Elementar— 
ſchulen, wie z. B. Sonntagsſchulen nicht in Anſchlag ge⸗ 
bracht worden, ſo daß die Bildungsziffer Finnlands weit 
höher als 9,25 ſein dürfte, doch ſind bei Livland auch nur 
die ſog. Stammſchüler (vgl. oben) und nicht die ſonſtigen 
Schüler (jog. Repetitionsſchüler) berückſichtigt worden. Da⸗ 
gegen wird die offizielle Statiſtik die Bildungsziffern der 
innerruſſiſchen Gouvernements eher zu hoch als zu niedrig 
gegriffen haben.“) 

Was nun die Unterhaltungskoſten der Volks- 
ſchulen in Livland betrifft, die durch die Bauernverordnung 
von 1819 den Gemeinden auferlegt waren, ſo entfielen 
noch 1867/68 46,7% der Unterhaltungskoſten auf die Ritter⸗ 
gutsbeſitzer, der Reſt auf die bäuerlichen Gemeindeglieder. 
Mit dem zunehmenden Bauernlandverkauf änderte ſich jedoch 
dieſes Verhältnis. 

Die geſamten Unterhaltsmittel der livländiſchen Volks⸗ 
ſchulen in Geld, Naturallieferungen, Naturalleiſtungen und 
Landdotierungen ſind für das Jahr 1881/82 auf rund 
409 000 Rbl. berechnet worden, wovon 44% auf Geld und 
25, % auf Landdotierungen entfallen. Letztere ſtammen faſt 

) Statiſtik des ruſſ. Reichs. X. Ausgabe des ſtatiſt. Zentral 
komitees des Miniſteriums d. Innern 1890. Vgl. Balt. Monatsſchrift, 
Bd. 42, 1895. S. 527ff. 

2) Vgl. „Zur Geſchichte u. Kritik der offiziellen ſtatiſt. Daten über 
die Elementarbildung in Rußland.“ Nach einer Studie von Falborn 


und Tſcharnoluski, Petersburg 1898 (ruſſ.). Balt. Mon. Bd. 47, 1899. 
S. 354 ff. 
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ausnahmslos aus Schenkungen der Gutsbeſitzer. An Jahres— 
beiträgen ſind 1881/82 geleiſtet worden: von den Gemeinden 
206544 Rbl. 45 Kop., von den Gutshöfen: 71817 Rbl. 11 Kop. 

In der letzteren Summe kommen noch die Unterhalts— 
koſten der drei Lehrerſeminare und der Oberlandſchulbehörde 
nebſt einigen kleineren Zahlungen, ſo daß der Großgrund— 
beſitz im Jahre 1881/82 im ganzen 100 726 Rbl. 22 Kop. 
für das Volksſchulweſen aufgebracht hat, alſo faſt die Hälfte 
der von den Bauerngemeinden aufgebrachten Mittel. Ein 
Beweis dafür, daß die Ritterſchaft ſich ihrer Patronatspflicht 
gegenüber der Landeskirche und deren Inſtitutionen auch in 
bezug auf materielle Unterſtützung lebhaft bewußt war. 

So lagen die Verhältniſſe, als die Staatsregierung 1885 
die Ruffizierung der Oſtſeeprovinzen mit aller Energie in 
Angriff nahm. 

Die Landvolksſchulen hatten bisher ihren Zweck: Reli— 
gioſität und Sittlichkeit zu fördern, und nützliche Kenntniſſe 
zu verbreiten, in vollſtem Maße erfüllt. Von einer Germa— 
niſierung der lettiſchen und eſtniſchen Bevölkerung durch 
deutſchen Zwangsunterricht war nicht die Rede. Die deutſche 
Sprache war nur in den Parochialſchulen obligatoriſch, um 
den etwaigen Übergang von Parochialſchülern in die höheren 
Elementarſchulen oder Mittelſchulen, die damals alle deutſch 
waren, zu ermöglichen. Ganz ebenſo wurde die ruſſiſche 
Sprache behandelt im Hinblick auf die Ableiſtung der all 
gemeinen Wehrpflicht. 

Der Unterricht im Ruſſiſchen nahm von Jahr zu Jahr 
zu; auch in den Gemeindeſchulen. Während 1874/75 in 
383 von 916 Gemeindeſchulen die ruſſiſche Sprache gelehrt 
wurde, geſchah dieſes 1880/81 bereits in 602 von 955 
Gemeindeſchulen und 1886 in 816 von 988 Gemeindeſchulen.“) 


1) Materialien 1. e. 1883. S. 24. 
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Schon vor 50 Jahren hatte die Abſicht beſtanden, die 
Volksſchule dem Miniſterium der Volksaufklärung unterzu⸗ 
ordnen, d. h. dem Einfluß der Provinzialſtände zu entziehen. 
1837 hatte der damalige Miniſter Uwarow einen darauf 
hinzielenden Antrag geſtellt, der aber 1838 von Kaiſer Ni⸗ 
kolaus I. abgelehnt wurde. Derſelbe Vorgang hatte ſich 1856 
wiederholt. Als in den ſechziger Jahren die jlawophile 
Preſſe einen Hetzkrieg gegen die Grenzmarken eröffnete, wurde 
der Geheimrat Mogilansky in die Oſtſeeprovinzen delegiert, 
um über das dortige Unterrichtsweſen Bericht zu erſtatten. 
Dieſer Bericht von 1866") iſt in mancher Hinſicht lehrreich. 
Der Geheimrat kann nicht umhin anzuerkennen, daß die 
baltiſchen Lehranſtalten im allgemeinen auf einer höheren 
Stufe ſtehen als in Rußland, ſieht aber in dem mangel⸗ 
haften Unterricht im Ruſſiſchen einen genügenden Grund 
zu Reformen. Obgleich er — wie er ſelbſt zugeſteht — 
keine Veranlaſſung hatte, Volksſchulen zu inſpizieren, da dieſe 
nicht zu ſeinem Reſſort gehörten, gibt er folgendes Gutachten 
ab: „Um die Eſten und Letten aus der Unbildung heraus- 
zuziehen und ihre Germaniſierung zu verhindern, müßte die 
ruſſiſche Sprache in den Landvolksſchulen eingeführt werden; 
freilich erfordert dies nicht geringe Anſtrengungen und Geld- 
mittel, aber ſie werden nicht vergeudet werden, wenn es auf 
dieſe Weiſe gelingt, mehr als 1½ Millionen der örtlichen 
Landbevölkerung mit der ruſſiſchen Familie zu verbinden. 
Dieſes Ziel verdient es wohl, daß zur Erreichung desſelben 
die entſprechenden Maßregeln ergriffen werden.“ Gegen dieſe 
Vorſchläge wandte ſich der Kurator des Dörptſchen Lehr- 
bezirks Graf Keyſerling auf das energiſcheſte. „In den 
baltiſchen Provinzen — ſo ſchreibt er am 13. Juni 1866 


1) Vgl. über ihn u. das Folgende: „Der Kampf um das baltiſche 
Schulweſen“ in deutſch⸗proteſtant. Kämpfe. I. e. S. 389 ff. 
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dem Miniſter — beſteht die notwendige Verbindung des 
Volksbildungsweſens mit der Kirche in vollem Maße, und 
vornehmlich dieſer Verbindung iſt die bedeutende Ausbreitung 
derjenigen Kenntniſſe, die man in eſtniſcher und lettiſcher Sprache 
erwarten kann, zuzuſchreiben. Die Errichtung, die Organi- 
ſation und den Unterhalt der Schule hat der Adel auf ſich 
genommen und in gewiſſer Beziehung auch die Landgemeinden. 
Die Einmiſchung der Regierung in dieſe Verhältniſſe würde 
ſchwerlich zu günſtigen Ergebniſſen führen. Im Gegenteil 
kann man mit Sicherheit annehmen, daß der Adel ſich in 
ſolchem Falle von jeglicher Mitarbeit und allen Ausgaben 
befreien wird, während die Regierung, dem allgemeinen 
Prinzip gemäß, an dem Unterhalt von Landſchulen ſich nicht 
beteiligt.“ 

In demſelben Sinne demonſtrierten auch die Ritterſchaften 
gegen die Bureaukratiſierung und Ruſſifizierung der Volks⸗ 
ſchule, indem ſie beſonders darauf hinwieſen, daß die Trennung 
der Schule und Kirche einen tiefen Einſchnitt in das Volks⸗ 
bewußtſein machen und dadurch das Pflichtgefühl für das 
Schulweſen lockern würde. 

Endlich ſprach ſich auch der Generalgouverneur Albedinsky 
in ſeiner berüchtigten Denkſchrift vom 15. Oktober 1869, die 
wir ſchon oben kennen gelernt haben,) gegen die „Reform“ 
des Volksſchulweſens aus, freilich aus rein fiskaliſchen Er⸗ 
wägungen. Die Regierung ließ ihren Plan fallen und ſo 
wurde damals, wie man nach den heutigen Erfahrungen mit 
Fug und Recht ſagen darf, eine Generation der Land— 
bevölkerung vor ſittlicher Verlumpung gerettet! 

Durch die Allerhöchſten Befehle vom 28. November 1885 
und 19. Februar 1886 wurden die Landvolksſchulen und 
Seminare dem Miniſterium der Volksaufklärung direkt unter⸗ 


1) S. oben. S. 85. 
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ſtellt, „behufs Vereinheitlichung der Aufſicht über die Lehr⸗ 
anſtalten und Gleichmäßigkeit der Leitung des Unterrichts⸗ 
weſens“.) Daß unter „Gleichmäßigkeit“ nicht nur der 
übliche bureaukratiſche Schematismus, das A und O der 
ruſſiſchen Regierungskunſt verſtanden wurde, ergab ſich ſehr 
bald aus den Verhandlungen, die von der Landesvertretung 
und der Oberlandſchulbehörde mit dem Kurator des Dörpt- 
ſchen Lehrbezirks Kapuſtin geführt wurde. 

Dieſer erklärte in unzweideutiger Weiſe, daß die Mutter⸗ 
ſprache in der Volksſchule vor der Reichsſprache zurückzu⸗ 
treten hätte, und ſtellte den konfeſſionellen Charakter der 
Volksſchule in Abrede. Ferner ſollte ein weitgehendes Auf⸗ 
ſichtsrecht der Staatsregierung beſtehen; zu dieſem Zweck 
wurde 1887 ein Volksſchuldirektor und vier Volksſchul⸗ 
inſpektore geſchaffen. 

Daneben ſollte die frühere auf dem Prinzip der Selbſt⸗ 
verwaltung beruhende Organiſation des Volksſchulweſens 
beſtehen bleiben. Alſo ein konfeſſionell⸗nationales Gewebe 
mit konfeſſionslos⸗antinationalem Einſchlag! 

Es war von vornherein klar, daß ein derartiges Gebilde 
nicht zuſtande kommen konnte. 

Inzwiſchen begannen die Ruſſifikatoren ihre Vorſtöße nach 
verſchiedenen Richtungen. Gemeindeſchulen wurden in ſog. 
Miniſterſchulen mit ruſſiſcher Unterrichtsſprache umgewandelt, 
die Oberlandſchulbehörde wurde aufgefordert, den ruſſiſchen 
Unterricht in den Lehrerſeminaren ſoweit zu verſtärken, daß 
die Abſolventen in den Volksſchulen ruſſiſch unterrichten 
könnten. Die Landesvertretung erhob Proteſt dagegen in 
Petersburg. Vergebens. Am 17. Mai 1887 erſchien ein 


) Das Folgende hauptſächlich nach A. v. Villebois, „Das Vere 
hältnis der Organe der Selbſtverwaltung zum Landvolksſchulweſen in 
Livland“ Riga 1904, u. K. v. Freymann, „Um die livländiſche Volks. 
ſchule“ in Balt. Monatsſchrift, Bd. 59, 1905. 
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Geſetz unter dem in Rußland üblichen konditionellen Titel 
„Temporäre ergänzende Regeln für die Verwaltung der 
Elementarſchulen in Live, Kur- und Eſtland.“ Dieſes Geſetz 
legaliſierte die Auffaſſung des Kurators und erklärte den 
geſchilderten unhaltbaren Dualismus „bis auf weiteres“ in 
Permanenz. Als weſentlicher Inhalt der „temporären Regeln“ 
die 1893 Geſetz wurden, ſei hervorgehoben: ein weitgehendes 
Aufſichtsrecht der ruſſiſchen Beamten, die auch die Lehrer 
„vorläufig“ anſtellen und abſetzen können; das Recht der 
Gemeinden, Volksſchulen in jog. Miniſterſchulen umzuwandeln; 
der obligatoriſche ruſſiſche Unterricht in den Parochialſchulen und 
in der dritten Klaſſe der Gemeindeſchulen, in deren zwei unteren 
Klaſſen der Unterricht „nach Bedürfnis“ auch ruſſiſch ſein könne. 

Die livländiſche Ritterſchaft erklärte auf dem Juni⸗Landtag 
1887, daß dieſes Geſetz eine weitere Mitwirkung der Ritter⸗ 
und Landſchaft an der Verwaltung des Volksſchulweſens 
ausſchlöſſe, da es die Tätigkeit der Selbſtverwaltungsorgane 
lähme, die Mutterſprache aus der Schule verbanne und die 
Trennung der Schule von Kirche und Haus bezwecke. Der 
Landtag verfügte die Schließung der drei ritterſchaftlichen 
Lehrerſeminare und beauftragte den Landmarſchall, die 
Aufhebung der bisherigen Organe der Volksſchulverwaltung 
erwirken zu wollen, da die Ritterſchaft ſich zu ihrem tiefſten 
Bedauern genötigt ſähe, auf das ihr verfaſſungsmäßig zu⸗ 
ſtehende Recht der Errichtung, Erhaltung und Verwaltung 
der Volksſchulen zu verzichten. Die Ritterſchaft tat alſo den 
Schritt, den der Kurator Graf Keyſerling ſchon vor 21 Jahren 
der Regierung als eine notwendige Folge der Ruſſifizierung 
in Ausſicht geſtellt hatte. 

Gleichzeitig ordnete das Konſiſtorium an, daß die Prediger 
von nun ab ihre Beziehungen zur Volksſchule auf die ihnen 
durch das Kirchengeſetz auferlegte Beaufſichtigung des Reli— 
gionsunterrichtes zu beſchränken hätten. 

Lettiſche Revolution I. 8 
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Die Antwort der Regierung auf die Bitte der Ritterſchaft 
um Befreiung von der Mitwirkung an der Verwaltung des 
neuen Volksſchulweſens ließ auf ſich warten. Sie wurde 
wiederholt und abgelehnt. Auch ein 1891 im Einvernehmen 
mit den Ritterſchaften der Schweſterprovinzen gemachter 
Verſuch, das Projekt einer neuen Volksſchulverordnung, in 
welchem auf die Anſprüche des Staatsregierung Rückſicht 
genommen war, durchzubringen, ſcheiterte. 

Inzwiſchen war das Volksſchulweſen in die heilloſeſte 
Verwirrung geraten. 

Der Unterricht in den Parochialſchulen und der oberen 
Klaſſe der Gemeindeſchule ſollte ruſſiſch ſein, aber weder 
Schüler noch Lehrer verſtanden ruſſiſch. 32 Parochialſchulen 
hatten geſchloſſen werden müſſen. In den übrigen Schulen 
begannen die Schüler auszubleiben. Die Frage des Eigen⸗ 
tums an den Parochialſchulen, das den Kirchſpielskirchen zu⸗ 
ſteht, begann brennend zu werden. Der livländiſche Gouverneur 
verſuchte ſie dadurch zu löſen, daß er von den Parochial⸗ 
lehrern einen Revers darüber verlangte, daß ſie die Schul⸗ 
gebäude und Ländereien namens der Schulverwaltung und 
nicht namens der Kirche beſäßen. Die Parochiallehrer 
weigerten ſich faſt einmütig, einen derartigen Revers zu 
unterſchreiben, und die Rechtsfrage blieb offen. Dafür wurden 
alle Eigentumsklagen der kirchlichen Organe abgelehnt. 

Volksſchuldirektor und Inſpektore begannen eine fieber⸗ 
hafte Tätigkeit; „fie ſetzten Lehrer ein und Lehrer ab, ohne 
dadurch den ruhigen Gang des Schulweſens weſentlich zu 
fördern. Eine Folge ihres Eifers war das Auftreten von 
Lehrern mit Gage ohne Amt und mit Amt ohne Gage.“) 


1) Balt. Mon. 1904. S. 403. Vgl. auch: „Das ruſſiſche Miniſterium 
der Volksaufklärung und die lutheriſche Volksſchule in Livland.“ Ruff. 
Balt. Blätter IV (1888) S. 39 f. und paſſim, wo zahlreiche Einzelfälle 
aufgeführt werden. 
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Trotzdem der Kurator erkärte: 150 Inſpektoren wären 
nicht imſtande, die Arbeit der Volksſchulverwaltung ohne die 
ſtändiſchen Organe zu leiſten, das verfloſſene Jahr, während 
deſſen die Ritterſchaft der Verwaltung ferngeſtanden, müſſe 
als verloren betrachtet werden, und das Volksſchulweſen ſei 
bedeutend unter das frühere Niveau geſunken — geſchah nicht 
das geringſte zur Wiederherſtellung normaler Verhältniſſe, 
aus dem ſehr einfachen Grunde, weil die Regierung die 
Volksſchule als eine der wichtigſten Faktoren zur Ruſſifizierung 
der Oſtſeeprovinzen anſah und daher nicht preisgeben wollte. 
Gleichzeitig wurde von dem oberſten Gerichtshof des Staates, 
dem Senate, wiederholt der Grundſatz betont, daß die Volks⸗ 
ſchule konfeſſionell ſei, allerdings nur darin, daß ausſchließ⸗ 
lich Lutheraner verpflichtet ſeien, zu ihrem Unterhalte beizu⸗ 
ſteuern (Ukaſe vom 19. Oktober 1901 und 13. Februar 1902). 

Die Verhältniſſe wurden immer unhaltbarer. 

Auf einer Sitzung der Oberlandſchulbehörde am 9. De- 
zember 1903 erklärte der Volksſchuldirektor Somtſchewski 
offiziell: Hauptzweck der Schule ſei die Verbreitung der 
ruſſiſchen Sprache! Im Widerſpruch zu den Regeln von 1887 
wurde unter Gutheißung des Miniſteriums der Volksauf⸗ 
klärung der Gebrauch der ruſſiſchen Unterrichtsſprache auch 
in den unteren Abteilungen der Gemeindeſchulen erzwungen. 

„Die Wirkſamkeit und das Intereſſe der Volksſchul⸗ 
inſpektoren richteten ſich vornehmlich auf die Hebung der 
ruſſiſchen Sprachkenntniſſe und die Einbürgerung der vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Geſinnung in der Volksſchule.“ Bezeichnend 
für dieſe Tätigkeit iſt eine Rede, die der Fellinſche Volks⸗ 
ſchulinſpektor N. Proſchljakow am 28. Februar 1903 in der 
Mädchenparochialſchule zu Paiſtel (bei Fellin) hielt und der 
wir folgende Kraftſtellen entnehmen: „Mädchen, lernt ruſſiſch! 

) Balt. Chron. 1901/02, S. 131 und 1902/03, S. 88. 
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Wer nicht ruſſiſch verſteht, gleicht einem Blinden. Aber nur 
dann könnt ihr das Ruſſiſche erlernen, wenn eure Eltern zu 
Hauſe mit euch ruſſiſch ſprechen. Ihr ſollt Mütter werden 
und mit euren Kindern von Anfang an nur ruſſiſch ſprechen; 
an den Wiegen eurer Kinder ſollt ihr nur ruſſiſche Lieder 
ſingen. Wenn dann eure Kinder in die Schule kommen, 
dann ſind ſie klug und kommen gut vorwärts; denn wer 
nicht ruſſiſch ſpricht, iſt dumm. Jetzt, wo ihr noch keine 
Kinder habt, lehrt euren jüngeren Geſchwiſtern ruſſiſch und 
ſprecht mit ihnen nur ruſſiſch. Wißt ihr auch, wie nützlich 
die Kenntnis des Ruſſiſchen iſt? Ihr könnt überall Stellen 
erhalten, und ſogar in Rußland Köchinnen oder Bonnen 
werden mit 8—12 Rbl. monatlichem Gehalt. Die A. J. 
aus Tarwaſt hat ruſſiſch gelernt und ich habe ſie daſelbſt 
als Lehrerin angeſtellt. Religion iſt nicht ſo wichtig wie das 
Ruſſiſche. Wozu nützt euch die Religion? Dazu kennt ihr 
ſie ſchon von euren Eltern und werdet ſie noch kennen lernen 
in der Konfirmandenlehre. Die Religionsſtunden in der 
Schule find nicht jo wichtig. Hier ſorgt für das Ruſſiſche. 
In der Kirche hört ihr ſchon genug Religion. Auch das 
Eſtniſche iſt nicht ſo wichtig. Wozu lernt ihr es? ihr kennt 
es ja ſchon ohnehin; aber das Ruſſiſche verſteht ihr eben 
nicht von ſelbſt. Viele meinen, Mädchen brauchten kein 
ruſſiſch, weil ſie nicht wehrpflichtig ſeien. Wer das ſagt, iſt 
töricht. Ihr ſeid zwar nicht wehrpflichtig, aber ihr habt 
andere noch wichtigere Aufgaben: ihr ſollt dem Reiche und 
dem Kaiſer Kinder gebären und Untertanen erziehen, die 
ruſſiſch verſtehen. Auch der Kaiſer freut ſich, wenn er hört, 
daß ſeine Untertanen das Ruſſiſche lernen und lieben. Be⸗ 
richte darüber werden alljährlich eingeſandt und gelangen auch 
zum Kaiſer. Daher lernt ruſſiſch!“) 


1) Bericht an das livl. Konſiſtorium. 
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Die Verbindung zwiſchen Schule und Kirche wurde 
immer mehr gelockert. Den Predigern wurde jeder Einblick 
in die Schultätigkeit bis auf den Religionsunterricht und 
alle direkten Beziehungen zu den Lehrern verwehrt. Der 
Schulbeſuch wurde immer geringer. In einem allerunter⸗ 
tänigſten Rechenſchaftsbericht pro 1899 führte der livländiſche 
Gouverneur an, daß im Jahre 1892 12%, 1899 aber 
ſchon 20% aller im ſchulpflichtigen Alter ſtehenden Kinder 
in Livland ohne jeglichen Unterricht geblieben waren. Die 
Bildungsziffer, die wie wir oben ſahen, 1886 9,87% be— 
trug, war nach offizieller Mitteilung 1898 auf 7% geſunken. 

Das Intereſſe der Bauerngemeinden für das Schulweſen 
erkaltete, was ſich in der Hinterziehung der Leiſtungen für 
die Schule äußerte. 

Wie das Volk dieſe Verhältnifje empfand, charakteriſiert 
eine Bittſchrift der Schulälteſten der eſtniſchen Landgemeinde 
Fellin vom Februar 1896: „Mit Herzſchmerzen müſſen wir 
zuſehen, wie die Volksſchulen, welche mit ſo großen Opfern 
vom Volk unterhalten werden, mit jedem Jahre ſich ver⸗ 
ſchlechtern. Obgleich die Schulkinder mit bitteren Tränen 
ihre Bücher benetzen, ſo können ſie doch keinen Nutzen aus 
ihnen ziehen, weil die Sprache der Schulbücher ihnen fremd 
iſt, und der Lehrer ſie in einer unverſtändlichen Sprache 
unterrichtet. In keinem Lehrgegenſtande können die Kinder 
ſolche Fortſchritte machen wie früher. An Stelle der früheren 
regelmäßigen Aufſicht von ſeiten der Schulverwaltung der 
örtlichen Autoritäten der früheren Organiſation, erſcheint 
jetzt nach Jahren der Schulinſpektor zur oberflächlichen Re⸗ 
viſion der Volksſchulen und verlangt mit der größten 
Strenge mehr und mehr ruſſiſch. Kaum 100 Tage im 
Jahre, abzüglich der Kirchen- und Kronsfeiertage, beſuchen 
unſere Kinder die Schule; die elfjährigen Kinder müſſen drei 
Winter hindurch die Schule beſuchen. Es iſt dringend 
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nötig, foldjen Kindern die Mutterſprache beizubringen, bevor 
der Lehrer einen ſyſtematiſchen Unterricht anfangen kann, 
doch jetzt fordert der Volksſchulinſpektor: man dürfe die 
Kinder nur in ruſſiſcher Sprache lehren! Nach dem Schluß 
des Unterrichts kehren ſie in die Familien zurück, wo ruſſiſch 
weder geſprochen noch verſtanden wird, und vergeſſen die 
wenigen auswendig gelernten ruſſiſchen Vokabeln und Phraſen 
und verſtehen weder ruſſiſch, noch die Mutterſprache, noch 
ſonſt was! Unſer Volk läßt ſehr gerne die Kinder fremde 
Sprachen lehren und beſonders die ruſſiſche Sprache, denn 
ſie iſt in Zukunft den Kindern notwendig, aber daß dies 
mit ſolcher Strenge und auf Koſten anderer Lehrgegenſtände 
und der allgemeinen Bildung geſchieht, wie es gegenwärtig 
in unſeren Schulen projektiert wird, das empfinden unſere 
Eltern und unſer Volk unausſprechlich ſchwer und traurig 
und das Volk drückt ſeine Unzufriedenheit gegen die Schulen 
auf verſchiedene Weiſe aus: z. B. die Kinder werden unregel— 
mäßig zur Schule geſchickt, die Beiträge zur Erhaltung der 
Schulen werden ungern und äußerſt unregelmäßig gezahlt, 
die Gagen der Schullehrer werden unaufhörlich herabgeſetzt, “ 
die Schulen werden geſchloſſen. So verſchwindet die Liebe und 
die Schulen werden in Zwangsanſtalten umgewandelt und das 
Reſultat von allem in nächſter Zukunft iſt: Mangel an guten 
Schullehrern und Laſterhaftigkeit der jungen Generation!” *) 

Wahrlich ein in ſeiner Einfachheit erſchütterndes Bild 
der Folgen der ruſſiſchen Staatsräſon und ein prophetiſches 
Wort, das ſich ſchrecklich erfüllt hat. 

) Nach Mitteilung der eſtniſchen Zeitung „Poſtimees“ vom 8. Sept. 
1898 wurden die Schulmeiſterſtellen in einigen Gemeinden auf Mindeſtbot 
vergeben. Balt. Chr. 1898, S. 12. 

2) Balt. Mon. 1905. I. e. S. 409f. Vgl. auch den Artikel „Warum 
häufen ſich die Verbrechen“ in der eſtniſchen Zeitung „Uus Aeg“ vom 
8. Okt. 1903. Balt. Chr. 1903/04, S. 29. 
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Wie es mit der „Laſterhaftigkeit der jungen Generation“ 
beſtellt war, können wir an der Hand amtlicher Daten) 
nachweiſen. 

Die Zahl der in den 13 Jahren 1892 1904 vom 
Rigaſchen Bezirksgericht wegen Verbrechens gegen das Eigen⸗ 
tum beſtraften männlichen Individuen betrug 6004, die ſich 
nach dem Lebensalter folgendermaßen gruppieren: 


I. Im Alter bis zu 17 Jahren 303 = 5,05% 
iil: yee — rr 1416 = 23,58 „ 
III. o 4086 — 68,05 „ 
TV gen Se 16.310 ¢ 
V. „ „ von mehr als 710 //. 13 = 0,22 „ 


6004 = 100%, 


Die Zahl der Verbrecher im Alter von 17-20 Jahren 
iſt, wie wir ſehen, im Verhältnis zu den übrigen Lebensaltern 
außerordentlich groß. Setzen wir die Kolumnen II und III 
in ein Verhältnis nach der Zahl der Jahre, ſo erhalten wir 


) 08 * 
die Gleichung II: II — 4: 4086 _ 354: 136. Die Krimi. 
o 


nalität in den Lebensjahren 17—20 erſcheint alſo 2,6 mal 
größer als in den Lebensjahren 21—50, d. h. auf 10 ver⸗ 
urteilte Verbrecher im Alter von 21—50 Jahren kommen 26 
im Alter von 17—20 Jahren. 

Leider geben die offiziellen Ziffern nicht an, wie ſich die 
Zahl der verurteilten Verbrecher innerhalb der Lebens⸗ 
jahre 21—50 differenziert; wir würden ſonſt für die Lebens⸗ 
jahre 17 bis etwa 25 ein noch weit ungünſtigeres Bild 
erhalten. 

Die livländiſche Ritterſchaft, die die ſyſtematiſche Demo⸗ 
ralifierung der Volksjugend durch das neue Syſtem nicht 


1) Nach den „Materialien“ herausgegeben vom ſtatiſtiſchen Komitee 
des livländiſchen Gouvernements. Jahrgänge 1892-1904. Riga (ruſſ.) 
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aufhalten konnte, litt ſchwer unter dem Gefühl der formellen 
Verantwortung, die nach dem Geſetz noch auf ihren Organen 
laſtete, da weder ihre Bitten um Enthebung von ihrer Mit⸗ 
wirkung noch ihre Vorſchläge zur Neuregelung des Volksſchul⸗ 
weſens Berückſichtigung gefunden hatten. Im Februar 1896 
beſchloß der Landtag abermals, um eine Wiederherſtellung der 
konfeſſionellen Volksſchule mit Unterricht in der Mutterſprache 
und Verwaltung durch die Landſtände zu petitionieren und 
als ein Erlaß des Miniſters der Volksaufklärung vom 9. April 
1897 die Altersgrenze der Lehrer auf 17 Jahre! herabſetzte 
und ihren Befähigungsnachweis auf Kenntnis der ruſſiſchen 
Sprache beſchränkte, da beſchloß die Ritterſchaft, ſich an den 
Kaiſer ſelbſt zu wenden, damit ein Machtwort des Monarchen 
das drohende Unheil aufhalte. 

Am 10. Dezember 1897 erfolgte der Beſcheid in der her⸗ 
gebrachten Form: das Geſuch der Ritterſchaft iſt ohne Ver⸗ 
folg zu laſſen. 

Die Ritterſchaft hat ſich durch dieſen ungnädigen Beſcheid 
nicht irremachen laſſen; nachdem jahrelange Verhandlungen 
mit Kurator und Miniſterium zu nichts geführt hatten, 
wandte ſie ſich am 22. April 1905 an den damaligen Präſi⸗ 
denten des Miniſterkomitees Staatsſekretär Witte mit einer 
Denkſchrift, die mit folgenden Worten ſchließt: „Noch einmal 
naht die livländiſche Ritterſchaft im vollbewußten Intereſſe 
des Reiches wie auch der geſetzlich ihrer Fürſorge anver- 
trauten engern Heimat, unter Vorſtellung des herrſchenden 
Notſtandes in der Volkserziehung, der Staatsregierung mit 
der Bitte um Wiederaufrichtung der Lebensbedingungen der 
evangeliſch⸗lutheriſchen Landvolksſchule: Anerkennung der Schule 
als kirchliche Einrichtung, Gebrauch der Mutterſprache als Unter⸗ 
richtsmittel und kommunale Verwaltung des Volksſchulweſens 
in gemeinſamer Mitarbeit der Ritterſchaft, Geiſtlichkeit und 
Vertretung des Bauernſtandes.“ 
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Doch alle dieſe Beſtrebungen galten der Zukunft. Was 
die letzten 20 Jahre geſchaffen, was alles an der Volksſeele 
gefrevelt worden iſt, das ließ ſich nicht mehr gutmachen. 

Wenn jemals das ernſte Wort der Schrift: „Wer da 
Wind ſäet, wird Sturm ernten“ Recht behalten ſollte, ſo iſt 
es in den unglücklichen Oſtſeeprovinzen geſchehen, wo die 
blinde Ruſſifizierungspolitik der Regierung blutige Früchte 
getragen hat. 

Zu ſpät hat die Regierung dieſes eingeſehen als ſie durch 
die am 18. Mai 1905 Allerhöchſt beſtätigte Reſolution des 
Miniſterkomitees erklärte: „Es muß in bezug auf das Oft- 
ſeegebiet mit beſonderem Nachdruck der vom Miniſterkomitee 
ſchon ausgeſprochene Grundſatz betont werden, daß aus den 
Schulen in keinem Falle Werkzeuge einer künſtlichen Durch⸗ 
führung ruſſifikatoriſcher Prinzipien gemacht werden dürfen 
und daß die Lehranſtalten vor allem das Ziel einer Heran- 
bildung der Kinder und der Jugend gemäß den Anforde— 
rungen der örtlichen Geſellſchaft und zwecks Einflößung guter 
Sitten im Auge haben müſſen.“ 

Denn wie das Miniſterkomitee in derſelben Reſolution 
ſagt: „Die Lage des Schulweſens in den Oſtſeeprovinzen 
erſcheint unbefriedigend“ und „die Hinweiſe auf den Verfall 
der Volksbildung ſind gerechtfertigt“. „Die Folge eines 
ſolchen Verfalls des Schulweſens ſind Verhältniſſe, die die 
Entwicklung des Unglaubens, eine Verſtärkung der Sitten⸗ 
loſigkeit und eine Vergrößerung der Zahl der minderjährigen 
Verbrecher begünſtigen.“) 

Wir werden bei Darſtellung der Revolution ſehen, wie 
zutreffend dieſe vernichtende Selbſtkritik der Regierung ſein 
follte. 


1) Vgl. die oben S. 119 angegebene Statiſtik. 


Die Vorbereitung des Bodens der Revolution. 


3, Die Ruſſiftzierung des Juftiz- und Verwaltungs- 
weſens. 


Entſprechend der Herkunft des deutſchen Elements in den 
Oſtſeeprovinzen aus den niederſächſiſchen Regionen wurzeln 
deſſen Rechtsvorſtellungen im ſächſiſchen Rechte. (Vgl. Ge⸗ 
ſchichtliche Überſicht der Grundlagen und der Entwicklung des 
Provinzialrechts in den Oſtſeegouvernements. Teil II, 1845. 
F. G. v. Bunge, Geſchichte des Gerichtsweſens und des Ge⸗ 
richtsverfahrens in Liv-, Eſt⸗ und Kurland. Reval 1874. 
v. Tranſehe, Zur Geſchichte des Lehnsweſens in Livland. I. 
Riga 1903. S. 36ff.) 

Sowohl die Landrechte als auch die Stadtrechte ſind nahe 
verwandt den niederſächſiſchen Land- und Stadtrechten. Be⸗ 
zeichnend iſt, daß noch 1626 König Guſtav Adolf von 
Schweden der eſtländiſchen Ritterſchaft zuſicherte: „wenn 
mans begehrete, das Sachſenrecht, deren ſich die Ritterſchaft 
mehrenteils gebraucheten, in ſpecie konfirmieren“ zu wollen. 
Als Hilfsrecht galt wie im Mutterlande das römiſche und 
kanoniſche Recht. Im 17. Jahrhundert fand inſofern eine 
Veränderung ſtatt, als einerſeits das römiſche Recht mehr 
in den Vordergrund trat, andererſeits in Eſtland und Liv⸗ 
land das ſchwediſche Reichsrecht ſubſidiäre Geltung erhielt. 
Bei Vereinigung der Provinzen mit Rußland wurden die 
beſtehenden zum Teil nicht kodifizierten Rechte beſtätigt; das 
ruſſiſche Reichsrecht fand nur ſoweit Anwendung, als es mit 
der allgemeinen Reichsverfaſſung und der Organiſation und 
Wirkſamkeit der Reichsbehörden in Zuſammenhang ſtand. 

Das Provinzialrecht der Oſtſeeprovinzen wurde nach zahl— 
reichen vergeblichen Verſuchen der Ritterſchaften erſt während 
der Regierungszeit der Kaiſer Nikolaus I. und Alexander II. 
kodifiziert, und zwar Behördenverfaſſung und Ständerecht 1845 
und das Privatrecht 1864. Die Kodifikation des Zivil- und 
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Kriminalprozeſſes wurde wegen der ſeit 1867 geplanten Ein⸗ 
führung von Friedensgerichten verſchoben und iſt nicht zur 
Ausführung gelangt. 

Was die Rechte der Autochthonen betrifft, jo ijt der Um⸗ 
ſtand, daß den Vaſallen die niedere und meiſt auch die 
höhere Gerichtsgewalt über ihre bäuerlichen Hinterſaſſen von 
Anbeginn zuſtand, maßgebend für die Rechtsentwicklung 
geweſen. Die aus dem 13. und 14. Jahrhundert ſtammenden 
fog. Bauernrechte enthalten kurze Sammlungen meiſt traf 
rechtlicher Beſtimmungen, die zum großen Teil dem ſächſiſchen, 
zum kleineren dem Gewohnheitsrechte entnommen ſind. Im 
übrigen unterſtanden die Hinterſaſſen, wie im Mutterlande, 
dem Hofrecht ihres Grundherrn. Entſprechend der geltenden 
altgermaniſchen Auffaſſung des Gerichtsverfahrens trugen 
aber die Gerichtstagungen des Grundherrn einen ausgeſprochen 
ſtändiſchen Charakter inſofern, als das Urteil von Standes⸗ 
genoſſen des Beklagten gefunden werden mußte. Wie wir 
aus zahlreichen Quellen wiſſen, übten in jedem Gutsbezirk 
während der Zeit der Leibeigenſchaft mehrere ältere Bauern 
das Amt der Rechtfinder im Patrimonialgerichte aus. Bei 
Kriminalverbrechen hatte der Gerichtsherr zum Urteilſprechen 
„geſchworene Eingeſeſſene von Adel“ heranzuziehen. „Nach 
der Anklage“, ſo berichtet der bauernfreundliche Chroniſt 
Ruſſow 1578, „haben die Männer von Adel, ſo im Gerichte 
geſeſſen, kein Urteil oder Sentenz gefällt, ſondern ganz ſtill 
geſchwiegen, denn die Bauernälteſten mußten allewege nach 
altem Herkommen des Landes das Recht finden und das 
Urteil über den Miſſetäter fällen.“) 

In Livland wurde 1632 die Kriminalgerichtsbarkeit der 
Grundherren aufgehoben bis auf die ſog. Hauszucht, die 
hausväterliche Gewalt des Erbherrn, die als ein Teil der 


1) Bal. v. Tranſehe, Gutsherr und Bauer. 1. e. S. 40ff. 
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Patrimonialgerichtsbarkeit bis zum Anfang des 19. Jahr⸗ 
hunderts beſtehen blieb. 

Bevor wir die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit 
und Errichtung beſonderer Bauerngerichte unterſuchen, haben 
wir in kurzen Zügen die Behördenverfafjung der vier Pro⸗ 
vinzen vor der Einführung der Juſtizreform von 1889 dar⸗ 
zuſtellen,) wobei wir das Gerichtsweſen der Städte nicht 
berückſichtigen werden, da es für die bäuerliche Bevölkerung 
nicht in Frage kommt. 

Die Gerichtsverfaſſung der Oſtſeeprovinzen geht auf die 
ſtändiſchen Einrichtungen des Mittelalters zurück. Seit Auf⸗ 
löſung des livländiſchen Staatenbundes (1561) differenzieren 
ſich die einzelnen Territorien entſprechend ihren hiſtoriſchen 
Schickſalen; es bleibt aber nach allerlei Wandlungen doch 
ein gleichartiger Zug in den Gerichtsverfaſſungen der ſtamm⸗ 
verwandten Provinzen beſtehen, der den altgermaniſchen 
ſtändiſch⸗ariſtokratiſchen Charakter zeigt. 

In Eſtland hatte ſich die mittelalterliche Gerichtsverfaſſung 
am reinſten erhalten, wobei nur die Kompetenzen der ein— 
zelnen Inſtanzen ſich den veränderten Zeitverhältniſſen ans 
gepaßt hatten. 

Die erſte Gerichtsinſtanz auf dem flachen Lande in Zivil- 
und Kriminalſachen für alle Nichtadligen war das Mann⸗ 
gericht, deren es drei gab. Die zweite Inſtanz, gleichzeitig 
Forum für den Adel und die Geiſtlichkeit, war das Ober— 
landgericht, das aus den zwölf Landraten der Ritterſchaft 
unter Vorſitz des Gouverneurs beſtand, alſo vollſtändig dem 
mittelalterlichen „Landesrat“ entſprach. Geringere Zivilſachen 
des Adels und der Geiſtlichkeit gelangten an das Nieder- 
landgericht, das aus dem Ritterſchaftshauptmann, drei Mann⸗ 

) Vgl. Provinzialrecht des Oſtſeegouvernements. I. Teil. Be⸗ 
hördenverfaſſung. St. Petersburg, 1845. 
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richtern, feds Manngerichtsaſſeſſoren und vier Hakenrichtern 
beſtand. Beide Landgerichte ſaßen nicht ſtändig, ſondern 
hielten Juridiken ab. Die laufenden Geſchäfte wurden im 
Oberlandgericht von drei Landräten, im Niederlandgericht vom 
Ritterſchaftshauptmann und den dejourierenden Gliedern der 
Manngerichte geführt. 

Als Polizei und Exekutivbehörde fungierten elf Haken⸗ 
richter. Sämtliche Richterpoſten waren ehrenamtliche Poſten 
der Ritterſchaft. 

In Livland, wo die polniſche Regierung die mittelalter⸗ 
liche Verfaſſung abgeſchafft und durch eine polniſche (Kaſtel⸗ 
lane, Staroſten, Woiwoden) erſetzt hatte, fand durch die 
ſchwediſche Regierung eine vollſtändige Reorganiſation des 
Gerichts⸗ und Verwaltungsweſens ſtatt. 

Die erſte Inſtanz in Zivil- und Kriminalſachen, mit 
Ausnahme ſchwerer peinlicher Prozeſſe gegen Edelleute, und 
aller Sachen wegen adliger Güter, ſowie Erbſchaften, Teſta⸗ 
menten und Standesſachen und Edelleuten bildeten die vier 
Landgerichte. Zweite Inſtanz in Zivil⸗ und Kriminal⸗ 
ſachen und erſte Inſtanz in den dem Landgericht nicht kom⸗ 
petierenden Sachen war das Hofgericht, das ſeit 1834 aus 
einem Präfidenten, einem Vizepräſidenten, zwei Räten und 
zwei Aſſeſſoren beſtand, wo die zwei Räte ernannt, die übrigen 
Glieder von der Ritterſchaft auf ſechs Jahre gewählt wurden. 

Beide Inſtanzen hielten in vollem Beſtande jährlich zwei 
reſp. drei regelmäßige, nach Erfordernis auch noch außer⸗ 
ordentliche Juridiken ab; in der Zwiſchenzeit wurden die 
laufenden Geſchäfte im Landgerichte von einem, im Hofgerichte 
von drei Gliedern geführt. Als Polizei und Exekutivbehörde 
fungierten die acht Ordnungsgerichte. Dieſen Ordnungs⸗ 
gerichten ſtand keine beſondere Polizeimacht zur Seite mit 
Ausnahme der ſog. Marſchkommiſſäre, je zwei Polizeibeamten 
bei jedem Ordnungsgericht, die urſprünglich den Durchmarſch 
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von Truppen zu organiſieren hatten. Landgericht und Ord- 
nungsgericht wurden von der Ritterſchaft beſetzt. 

Die Inſel Oſel wurde im 18. Jahrhundert in judiziärer 
und adminiſtrativer Hinſicht mit Livland verbunden als ein 
beſonderer Kreis Livlands mit einem Landgericht und einem 
Ordnungsgericht, deren Glieder von der öſelſchen Ritterſchaft 
gewählt wurden, die auch einen der zwei Aſſeſſore des liv— 
ländiſchen Hofgerichts wählte. 

In Kurland, wo die herzogliche Gerichtsverfaſſung ſich 
an die des Herzogtums Preußens anlehnte, war ſeit 1812 
das Oberhauptmannsgericht, deren es fünf gab, die erſte 
Inſtanz in Kriminal- und Zivilſachen mit Ausnahme von 
Kriminal-, Konkurs- und Ediktalprovokationsſachen von Edel⸗ 
leuten und Rechtsſtreitigkeiten wider die Korporation der 
Ritterſchaft. Zweite Inſtanz in Kriminal- und Zivilſachen 
und erſte in den dem Oberhauptmannsgericht nicht kompe⸗ 
tierenden Sachen war das Oberhofgericht. 

Als Polizei⸗ und Exekutivbehörde ſowie als Gerichtshof 
für Bagatellſachen fungierten die zehn Hauptmannsgerichte. 

Die Glieder der Hauptmanns⸗ und Oberhauptmanns- 
gerichte wurden von der Ritterſchaft reſp. dem Landtage der 
Großgrundbeſitzer gewählt; die Glieder des Oberhofgerichts: 

| Präſident, vier ältere und zwei jüngere Räte aus der Zahl 
| der amtierenden Oberhauptleute nad) der Anciennität berufen. 
N Sämtliche Richter in Kurland wurden auf Lebenszeit gewählt. 
Wenn — wie wir dieſer kurzen Überſicht entnehmen — 
die allgemeine Organiſation des Gerichtsweſens in den drei 
Provinzen eine gewiſſe Buntſcheckigkeit zeigt, die aus der 
Verſchiedenheit der hiſtoriſchen Entwicklung der drei Provinzen 
zu erklären iſt, ſo findet ſich in der ſpäter entſtandenen 
Organiſation der Bauerngerichte eine große Übereinſtimmung. 
Schon bei Einführung der Statthalterſchaftsverfaſſung 
in Eſtland und Livland (1783) wurden Gerichte mit bäuer- 
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lichen Beifigern errichtet,) und zwar in jeder Statthalterſchaft 
eine „Ober-Rechtspflege“ und in jedem Doppelkreis eine 
„Nieder⸗Rechtspflege“. Nachdem 1796 die Statthalterſchafts⸗ 
verfaſſung und damit auch dieſe Gerichtsinſtitutionen aufs 
gehoben worden, behielt die livländiſche Ritterſchaft den 
Gedanken ſtändiſcher Gerichte für die bäuerliche Bevölkerung 
im Auge, wie die Landtagsſchlüſſe von 1796, 1797 und 
1803 beweifen.”) Der § 12 des Landtagsſchluſſes beſtimmt: 

„Um die Streitigkeiten der Bauern unter ſich in einem 
Gebiete zwiſchen Wirt und Knecht, ferner Knechte mit 
Knechten und Wirte mit Wirten entſcheiden zu laſſen, foll 
der Erbherr verpflichtet ſein, Bauerngerichte, wozu die 
Bauern die Mitglieder ſelbſt wählen ſollen, einzurichten, 
wobei aber der Gutsherr allezeit und einzig der letzte Ober⸗ 
richter iſt.“ Alſo ein rein ſtändiſches Forum der leibeigenen 
Bauern mit dem Inſtanzenzug an den Erbherrn, deſſen 
Entſcheidung inappellabel fein follte.*) Die livländiſche 
Bauernverordnung von 1804, durch welche die Leibeigenſchaft 
in Livland aufgehoben wurde, brachte eine neue Gerichts— 
ordnung. Ein Bauerngericht, aus drei Richtern beſtehend, 
übt die Rechtſprechung in Zivil- und leichteren Kriminal⸗ 
ſachen zwiſchen den Bauern aus. Je ein Richter wird vom 
Gutsherrn, den Bauernwirten und den Knechten gewählt. 
Der Gutsherr hat nur das Recht, Sprüche des Bauern⸗ 
gerichts zu mildern, und zwar in ſolchen Fällen, wo er Anteil 
an der Sache hat. Zweite Inſtanz in Bauernſtreitigkeiten 
und erſte Inſtanz in Streitigkeiten zwiſchen Gutsherrn und 


1) v. Tranſehe, Gutsherr und Bauer, S. 192. 

2) ebd. S. 211. v. Samſon, Leibeigenſchaft, Beil. B. 

3) Materialien zu Grundſätzen zur Verbeſſerung des Zuſtandes der 
Bauern, entworfen auf dem Landtage im September 1796 (Riga 1796), 
S. 12. Vgl. den § 15 des Landtagsſchluſſes von 1797 bei v. Samſon, 
J. e. S. 164. 


128 Die Vorbereitung des Bodens der Revolution. 


Bauern iſt das Kirchſpielsgericht, in welchem neben dem 
adligen Richter drei Bauern Sitz und Stimme haben. 
Dritte und letzte Inſtanz in Bauernſtreitigkeiten und zweite 
Inſtanz in Streitigkeiten zwiſchen Gutsherrn und Bauern 
iſt das Landgericht mit zwei Bauern als Beiſitzern. Als 
letzte Inſtanz in Streitigkeiten zwiſchen Gutsherrn und Bauern 
fungierte das Hofgericht.) 

Durch die Bauernverordnungen von 1816, 1817 und 
1819 wurde abermals eine neue Gerichtsordnung geſchaffen, 
die auf dem Gedanken der Gerichtsordnung von 1804 baſiert 
und in allen weſentlichen Punkten bis zur Juſtizreform von 
1889 in Geltung blieb. Wir unterſcheiden vier (in Kurland 
drei) Inſtanzen für bäuerliche Rechtsſtreitigkeiten:“ 

1. Das Gemeindegericht für Zivil- und geringfügige 
Strafſachen (Polizeivergehen) der Landgemeindeglieder iſt 
erſte Inſtanz in allen Sachen der Landgemeindeglieder, 
ordnet unſtreitige Rechtsſachen, beglaubigt Verträge aller 
Art und iſt Vormundſchaftsamt. Es beſteht aus einem 
Vorſitzenden und zwei Beiſitzern, die von der Gemeinde auf 
drei Jahre gewählt werden, erſterer aus der Zahl der Grund— 
eigentümer oder Pächter, letztere aus allen Gemeindegliedern. 

2. Das Kirchſpielsgericht. Es beſteht aus dem Kirchſpiels⸗ 
richter, gewählt auf Verſammlungen der aus mehreren Pfarr- 
kirchſpielen beſtehenden Kirchſpielsgerichtsbezirke von ſämtlichen 
Rittergutsbeſitzern und Predigern, und drei Beiſitzern bäuer⸗ 
lichen Standes, gewählt von den Gemeinderichtern des Bezirks. 
Das Kirchſpielsgericht war zugleich Gericht in Zivilſachen 


1) v. Tranſehe, 1. e. S. 222. Tobien, Agrargeſetzgebung, I. e. 
S. 242f. 

) Vgl. J. Engelmann, Das Staatsrecht des Ruſſiſchen Reichs. 
Marquardſens Handbuch des öffentlichen Rechts. Freiburg i. B., 1889, 
S. 229f. 
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und Polizei-, Vormundſchafts⸗ und Aufſichtsbehörde über die 
Landgemeinden. 

3. Das Kreisgericht. Es beſteht aus dem Kreisrichter 
und zwei Aſſeſſoren, die von der Ritterſchaft, und zwei 
bäuerlichen Beifigern, die von ſämtlichen Kirchſpielsgerichts⸗ 
beiſitzern des Kreiſes auf drei Jahre gewählt werden. Es 
iſt Gerichtshof erſter Inſtanz in Klageſachen von Land⸗ 
gemeindegliedern gegen alle Perſonen anderer Stände und 
zweite Inſtanz in allen Beſchwerde⸗ und Appellationsſachen 
von den Kirchſpielsgerichten, ferner Obervormundſchafts⸗ 
behörde für Bauern und Korroborationsbehörde für den 
Erwerb bäuerlicher Grundſtücke. 

4. Der oberſte Landesgerichtshof, in Eſtland das Ober⸗ 
landgericht, in Livland das Bauerndepartement des Hof⸗ 
gerichts, in Oeſel das Bauerndepartement des Landrat⸗ 
kollegiums und in Kurland das Oberhofgericht. 

Der oberſte Landesgerichtshof war anfangs letzte Inſtanz 
in Bauernſachen; ſpäter war die Beſchwerde an den Senat 
zuläſſig. 

In Kurland gab es keine Kirchſpielsgerichte; dagegen 
war die Zahl der Kreisgerichte verdoppelt (10). Dieſe be⸗ 
ſtanden aus je einem Kreisrichter, einem adligen und einem 
bäuerlichen Beiſitzer und hatten im weſentlichen die Befug⸗ 
niſſe der Kirchſpiels⸗ und Kreisgerichte in Livland, wo es 
28 Kirchſpielsgerichte und 8 Kreisgerichte gab. 

Was endlich die niederen Organe der Landpolizei betrifft, ſo 
hat auf dem Bauernlande der Gemeindeälteſte, auf dem Hofes⸗ 
lande die Gutsverwaltung, i. e. der Gutsherr oder ein von 
ihm damit Bevollmächtigter die Polizei. Der Gemeinde⸗ 
älteſte hat eine Strafgewalt bis zu zwei Tagen Arreſt und 
einem Rubel Pön. Die Gutsverwaltung hat keine Straf⸗ 
gewalt, ſie überweiſt die von ihr auf dem Hofeslande wegen 
irgendwelcher Vergehen Verhafteten entweder dem Gemeinde⸗ 

Lettiſche Revolution I. 9 


130 Die Vorbereitung des Bodens der Revolution. 


gericht, dem in Polizeiſachen eine Strafbefugnis bis zu drei 
Tagen Haft und bis zu dreißig Rutenhieben zuſtand, oder 
aber dem Kirchſpielsgericht oder der Kreispolizei.') 

Neben dieſen niederen Polizeiorganen, die für Aufrecht⸗ 
erhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit auf dem 
flachen Lande zu ſorgen hatten, beſtand noch die ſanitäre 
Polizei der Kirchſpielsvorſteher und die Kirchenpolizei der 
Kirchenvorſteher und Kirchenvormünder. 

Auf den erſten Blick erſcheint die Organiſation des Polizei⸗ 
weſens kompliziert und ſchwerfällig, beſonders für denjenigen, 
der nicht in einem Lande mit weitgehender Selbſtverwaltung und 
hiſtoriſch erwachſenen Formen des öffentlichen Rechts- und 
Verwaltungsweſens (wie etwa England) aufgewachſen iſt. In 
Wirklichkeit funktionierte dieſer ſcheinbar äußerſt verzwickte 
Apparat vortrefflich, wie die relativ niedrige Zahl der Kriminal⸗ 
verbrechen vor Einführung der Polizei- und Juſtizreform 
beweiſt. Der bekannte Nationalökonom Dr. J. Keußler urteilt 
treffend über das alte Polizeiweſen: „Die Struktur iſt eine 
ſehr komplizierte, das Ineinandergreifen der einzelnen Räder 
in dieſem Räderwerk aber ein ſo glattes und akkurates, daß 
Kompetenzkonflikte kaum vorkommen, trotzdem jene Funk⸗ 
tionen zumeiſt von Perſonen geübt werden, die keinerlei ver⸗ 
waltungsrechtliche Bildung genoſſen und auch keine direkte 
praktiſche Vorſchule im Polizeidienſte durchgemacht haben; 
das findet ſeine Erklärung in dem Umſtande, daß alle dieſe 
Inſtitutionen nicht durch die klügelnde theoretiſche Reflexion 
allein, die nimmer die Geſamtheit eines lebendigen ſozial— 
politiſchen Organismus zu erfaſſen imſtande iſt, geſchaffen, 
ſondern aus den gegebenen tatſächlichen ſozialökonomiſchen 
Bedingungen des baltiſchen Lebens und ſeiner Entwicklung 


2) Livländiſche Bauernverordnung von 1860. Landgemeindeordnung 
von 1866. 
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organiſch herausgebildet ſind und daß die Bevölkerung, 
zumal die am Regimente beteiligten Klaſſen in ihrem Denken, 
Fühlen und Leben daher auch mit den öffentlich-rechtlichen 
Einrichtungen innerlich verwachſen ſind.“ „Und ſoweit nicht 
Antipathie gegen fremdgeartetes Leben oder der Dünkel vor⸗ 
gefaßter Meinung oder abſtrakter, einſeitiger Theorien den 
Blick des fremden Beobachters trübt, erfaßt ihn Staunen 
und Bewunderung, wie mit ſo geringen Mitteln, ſowohl was 
den Perſonalbeſtand, als was die Geldopfer betrifft, ſo Großes 
in zweckentſprechender Form geleiſtet wird.“ „Das iſt die 
Frucht Jahrhunderte überdauernder freier Selbſtbetätigung 
in öffentlichen Angelegenheiten, der ſelbſtändigen Beteiligung 
an dem inneren Ausbau der Inſtitutionen, denen die ver- 
änderten ökonomiſchen und ſozialen Bedingungen des ſich 
umgeſtaltenden Lebens im Laufe der Zeiten die Erfüllung 
neuer Pflichten übertrug.“) 

Was hier von einem Zweige des Verwaltungsweſens 
geſagt iſt, läßt ſich auf das ganze Verwaltungs- und Juſtiz⸗ 
weſen ausdehnen. Überall ein organiſcher Ausbau hiſtoriſch 
entſtandener Lebensformen auf dem Boden weitgehendſter 
Selbſtverwaltung, weder künſtlich erdachte theoretiſche Gebilde 
noch ſprunghafte anorganiſche Neuerungen, wie fie das mo⸗ 
derne Rußland zu ſeinem Verderben ſo zahlreich aufweiſt. 
Als Leitmotiv: allmähliche Heranbildung des Bauernſtandes 
zur Selbſtverwaltung auf der Grundlage gemeinſchaftlicher 
wirtſchaftlicher und ſozialer Intereſſen. Dieſen Grundſätzen 
entſprechend trugen Gericht und Verwaltung einen patriar- 
chaliſchen Charakter; keine landfremden Beamten, keine Kar⸗ 
rieremacher und Streber, ſondern Leute, die mitten heraus 
aus dem Lande genommen waren, die das Landleben von 


1) Dr. Joh. Keußler, Aphorismen zur baltiſchen Polizeireform. 
Balt. Monatsſchr. Bd. 36, 1889, S. 67 u. 70. 
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klein auf kannten, Großgrundbeſitzer und Geſindewirte (Hof⸗ 
bauern), die mit dem Volke in ſeiner Sprache redeten, die 
den verwickelten Gedankengang des Bauers kannten, ſeine 
weit ausholenden Reden geduldig anhörten, die genau wußten, 
wo ihn der Schuh drückt und ſich nicht durch Bauernſchlau— 
heit hinter das Licht führen ließen. 

Daß Richter und Verwaltungsbeamte unbeſtechlich und 
von fleckenloſer Ehrenhaftigkeit waren, lag im Weſen der 
ſtändiſchen Ordnung des Gerichts- und Verwaltungsweſens, 
in welchem der Dienſt als „Landesdienſt“, d. h. in erſter 
Linie als ehrenvolle Pflicht betrachtet wurde, der zum Teil 
(wie z. B. in Eſtland) ſogar ehrenamtlich geleiſtet wurde. 
Es ſoll dieſer Umſtand auch nicht als Verdienſt hervor⸗ 
gehoben werden; dagegen kann er aber auch nicht übergangen 
werden im Hinblick auf die notoriſche Korruption des ruſſi⸗ 
ſchen Beamtentums, das nun an Stelle des einheimiſchen 
treten ſollte. 

Gegenüber dieſen unzweifelhaften Vorzügen darf nicht 
verſchwiegen werden, daß das Prozeßverfahren der einheimi— 
ſchen Gerichte kompliziert und der Inſtanzenzug ſchleppend 
war, ſo daß eine Anderung der Gerichtsordnung und des 
Prozeſſes von den Balten ſelbſt als Notwendigkeit empfunden 
wurde.) Daß dieſe Anderung nicht ſchon früher eingetreten 
war, iſt nicht Schuld der provinziellen Selbſtverwaltungs⸗ 
organe, ſondern der Staatsregierung. Bereits 1845 hatte 
dieſe bei Gelegenheit des Inkrafttretens der beiden erſten 
Teile des Provinzialrechts der Oſtſeeprovinzen eine Reform 
des Zivil- und Kriminalprozeſſes in Ausſicht geſtellt. In den 


1) Vgl. J. Schiemann, Über die Notwendigkeit einer Reform der 
kurländiſchen Gerichtsverfaſſung. Balt. Mon. Bd. 25, 1877. Th. Berent, 
Rechtspflege und Rechtswiſſenſchaft in den baltiſchen Provinzen. Balt. 
Mon. Bd. 26, 1879. Vgl. auch die verſchiedenen Artikel von Zwing⸗ 
mann, Bergbohm u. a., ibid. Bd. 24— 26. 
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Jahren 1864 und 1865 wurden Entwürfe fertiggeſtellt, jedoch 
nicht beſtätigt, da 1867 der Generalgouverneur Albedinsky 
die Einführung von Friedensgerichten und damit im Zu⸗ 
ſammenhang eine gänzliche Reorganiſation des Gerichts- und 
Verwaltungsweſens in den Oſtſeeprovinzen dringend befür- 
wortete. Die Einführung der Friedensgerichte wurde 1880 
beſchloſſen, der Termin jedoch wegen der geplanten allge— 
meinen Juſtizreform hinausgeſchoben.“) 

So war ſeit den Arbeiten der ſog. Zentraljuſtizkommiſſion 
in Dorpat (1864/65) wiederum ein Vierteljahrhundert ins 
Land gegangen und es war nichts geſchehen. Das unab— 
wendbare Schickſal der meiſten Reformprojekte der baltiſchen 
Stände hatte auch die Entwürfe einer neuen Prozeßordnung 
erreicht: ſie waren im Aktenſtaube der ruſſiſchen Archive 
begraben. Das bisherige Gerichts- und Verwaltungsweſen, 
wie wir es mit ſeinen Vorzügen und Nachteilen geſchildert 
haben, blieb alſo beſtehen. 

Es muß zugegeben werden: „modern“ waren dieſe Zu— 
ſtände nicht, ſie rochen dem aufgeklärten Ruſſen bedenklich 
nach dem ſchwarzen Mittelalter. Auch entſprachen fie keines- 
wegs dem mit Alexander III. zur Herrſchaft gelangten Staats⸗ 
gedanken: ein Zar, ein Glaube, eine Sprache, ein Recht. 

Es wurde demnach beſchloſſen: wie auf den Gebieten der 
Kirche und der Schule auch auf dem des Rechts- und Ver⸗ 
waltungslebens in den Grenzmarken das „Fremdſtämmige“ 
auszurotten und an deſſen Stelle das Füllhorn der Seg— 
nungen ruſſiſcher Aufklärung über das befreite Land aus— 
zuleeren. 

Die Reform des Gerichts- und Verwaltungsweſens ſteht 
in innigſtem Zuſammenhange mit den von uns bereits ge— 
ſchilderten Maßregeln zur Ruſſifizierung der Oſtſeeprovinzen. 

1) Vgl. O. Schmidt, Rechtsgeſch. Liv-, Eſt⸗ und Kurlands. Dorpat 
1895, S. 253f. 
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In demſelben Jahre 1883, als der Dörptihe Kurator Baron 
Stackelberg durch den jeſuitiſchen Fanatiker M. N. Kapuſtin 
erſetzt wurde, erſchien, verſehen mit außerordentlihen Voll⸗ 
machten, der Senateur N. A. Manaſſein zur Unterſuchung 
des Gerichts- und Verwaltungsweſens. Die „Manaſſeinſche 
Reviſion“ mit allen ihren Begleiterſcheinungen: der Hetzarbeit 
der Tſchinowniks wider die deutſchen Gerichte, den Agents 
provocateurs, den künſtlichen Bittſchriften und den Ent⸗ 
täuſchungen hinſichtlich der erwarteten Reſultate iſt ſo oft in 
Flugſchriften geſchildert worden, daß ſie hier füglich über⸗ 
gangen werden kann. Es hatte den Anſchein, als wenn 
Manaſſein nicht vorſichtig genug geweſen ſei und das Haupt⸗ 
gebot politiſcher Klugheit: pas de zele! nicht genügend be⸗ 
achtet hätte; er wurde plötzlich abberufen und ſein Bericht 
nicht veröffentlicht. 

Dieſer bis zum heutigen Tage „geheim“ gebliebene, aber 
zur Genüge bekannte Bericht Manaſſeins ſchildert die Ein- 
richtungen der Oſtſeeprovinzen als vollſtändig überlebt, weiſt 
darauf hin, daß eine Einigung des baltiſchen Gebiets mit 
dem ruſſiſchen Reich nicht ſtattfinden könne, da der wich⸗ 
tigſte Einigungsfaktor, die ruſſiſche Sprache, fehle, daß die 
Bevölkerung mit der deutſchen Kultur ſich auch die deutſche 
Sprache aneigne, „daß wie die Schule, fo auch das intellek⸗ 
tuelle Leben des Landes genährt würden von einem ablehnen⸗ 
den Verhalten gegen unſere Aufklärung, unſere Einrichtungen, 
unſere Ziviliſation, die von einem ihnen (d. i. den Balten) 
fremden Geiſt durchweht ſeien“, und konſtatiert ſchließlich, 
daß die Balten nicht die Initiative zur Beſeitigung dieſer 
Mängel ergreifen würden, ſondern „daß nur ein autoritativer 
von außen her gelenkter Gang der Ereigniſſe zum vorgeſteckten 
Ziel führen könne“. “) 


1) Vgl. die Darſtellung der ruſſiſchen von der Regierung ſubven⸗ 
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Dieſer Eingriff von außen ließ nicht auf ſich warten. 
Mit dem Jahre 1885 begann — wie bereits oben darge⸗ 
ſtellt worden iſt — die energiſche Durchführung des panjlas 
wiſtiſchen Programms, nachdem mit dem Amtsantritt des 
Generalleutenants M. A. Sinowjew am 12. Juli 1885 ein 
ebenſo talentierter als brutaler Verfechter der Regierungs⸗ 
politik Gouverneur von Livland geworden war. 

Über das Weſen dieſer Politik konnte man keinen Augen⸗ 
blick im unklaren ſein, nachdem Kaiſer Alexander III. in 
ſeiner ablehnenden Antwort auf die Supplik der livländiſchen 
Ritterſchaft wegen der Glaubensfreiheit erklärt hatte, „er ſehe 
auf die baltiſchen Provinzen als auf einen Teil von Ruß⸗ 
land und erſtrebe mit allen Kräften eine Vereinigung, auf 
dem Boden des Geſetzes ſtehend, nicht der Privilegien“, “) 
und nachdem auch der Großfürſt Wladimir am 30. Juni 
1886 in Dorpat verkündet hatte: „Es iſt der unerſchütter⸗ 
liche Wille Sr. Majeſtät, eine vollſtändige Aſſimilation und 
Gleichſtellung mit dem Reiche zuſtande zu bringen.“ „Für 
die ruſſiſchen Männer“ — ſchrieb eine ruſſiſche Zeitung — 
„ſind dieſe Worte wie ein Leuchtturm, ſie erleuchteten den 
weiteren Weg.“ 

Einen Weg, der über die Trümmer der zerſtörten alten 
Kultur zur Demoraliſation der bäuerlichen Bevölkerung und 
zur Revolution führte! 

In raſcher Reihenfolge erſchienen nun Verordnungen und 
Geſetze gegen die Ausübung des lutheriſchen Glaubens und 
gegen die Anwendung der Mutterſprache in der Schule und 
in den Behörden; alsdann wurde an die Aufhebung des 


tionierten Zeitung „Rishski Westnik“ vom 25. Oktober 1894 in Balt. 
Mon. Bd. 41, 1894, S. 670. 

1) Schreiben des Gen.⸗Adjutant. v. Richter im Allerhöchſten Auf⸗ 
trage d. d. 20. Oktober 1885. Balt. Mon. Beil. zur Balt. Chronik VI. 
1901/02. S. 1. 
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bisherigen Gerichts- und Verwaltungsweſens gegangen. Das 
Geſetz vom 3. Juni 1886 ſtellte durch Vergrößerung der 
Kompetenzen der Staatsanwaltſchaft (Prokuratur) und durch 
einige Anderungen des Prozeßverfahrens eine Interims⸗ 
ordnung her bis zur Einführung des ruſſiſchen Gerichts— 
weſens; ſodann wurde durch Geſetz vom 9. Juni 1888 das 
ruſſiſche Polizeiſyſtem eingeführt und endlich erſchien am 
9. Juni 1889 das Geſetz, in Grundlage deſſen am 20. No⸗ 
vember in Eſtland, am 28. November in Livland und am 
30. November und 3. Dezember 1889 in Kurland die bis— 
herigen Juſtizbehörden durch ruſſiſche erſetzt wurden. Schon 
am 4. Februar 1889 war die Juriſtenfakultät zu Dorpat im 
ruſſiſchen Sinne reorganiſiert worden. Das neue Gerichts⸗ 
weſen entſpricht im weſentlichen den allgemeinen ruſſiſchen 
Gerichts- und Friedensrichterinſtitutionen, doch werden die 
Friedensrichter nicht wie im Innern des Reiches von den 
Ständen gewählt, ſondern von der Regierung ernannt. Für 
die vier Provinzen ſind vier Bezirksgerichte errichtet worden, 
je eines in Eſtland und Livland und zwei in Kurland; als 
Appellationsinſtanz dient eine Abteilung des Petersburger 
Appellhofes. Die Bauerngerichte wurden dahin abgeändert, 
daß den Gemeindegerichten ſog. Bauernkommiſſare als Auf— 
ſichtsperſonen und Oberbauernrichter als Oberbehörden über⸗ 
geordnet wurden. Als Prozeß gilt der ruſſiſche Kriminal- 
und Zivilprozeß mit geringen Modifikationen. Gerichtsſprache 
iſt in allen Behörden mit Ausnahme der Gemeindegerichte, 
wo die örtliche Volksſprache „temporär“ zugelaſſen wurde, 
die ruſſiſche.“) 

Iſt nun an und für ſich die Einführung einer vollſtändig 
neuen Gerichtsordnung mit einem von dem früheren ganz 
verſchiedenen Prozeßverfahren ein gewagtes Experiment 


) Vgl. O. Schmidt 1. c. S. 289— 293. 
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gegenüber einer Bevölkerung, deren Kulturſtufe relativ niedrig 
ijt, jo muß der Umſtand, daß das Recht in einer der Bez 
völkerung fremden Sprache geſucht und geſprochen werden 
ſoll, vollends dazu führen, daß die Rechtsvorſtellungen ins 
Schwanken geraten und das Rechtsbewußtſein ſchwindet. 

Man vergegenwärtige ſich die Lage, die durch die Suftiz- 
reform in den Oſtſeeprovinzen geſchaffen wurde. 

In den früheren Behörden fanden die Verhandlungen in 
der Sprache der rechtſuchenden Perſonen ſtatt. Die Richter 
waren Landeskinder und verhandelten mit den Parten in 
deren Mutterſprache. Die Eingaben und die einzureichenden 
Urkunden (Verträge, Schuldverſchreibungen uſw.) wurden in 
der Sprache der Beteiligten abgefaßt. Jetzt galt als Ge- 
richtsſprache ausſchließlich das Ruſſiſche, eine Sprache, die 
der überwiegende Teil der Bevölkerung nicht verſtand, ge⸗ 
ſchweige denn fo weit beherrſchte, als es für ein Gerichts⸗ 
verfahren notwendig war. Dieſer Zuſtand mußte auch für 
die Zukunft gelten, da die mit der Juſtizreform gleichzeitige 
Einführung der ruſſiſchen Unterrichtsſprache in den Lehr— 
anſtalten nur ſehr allmählich zu genügender Kenntnis des 
Ruſſiſchen führen konnte; zumal bei der bäuerlichen Be— 
völkerung, die im Privatleben ihre Mutterſprache gebraucht 
und die in der Volksſchule angelernten Sprachen wieder 
vergißt. 

Infolgedeſſen kam es zu den ſchlimmſten Erſchwerungen 
der Rechtspflege. Im Kriminalverfahren wurde ein unmittel- 
barer Verkehr zwiſchen dem Unterſuchungsrichter, den Richtern 
und der Staatsanwaltſchaft einerſeits, dem Angeklagten und 
dem Zeugen andererſeits unmöglich. Dieſer Verkehr wurde 
für den Angeklagten durch den Verteidiger, für die Zeugen 
durch den Translateur vermittelt. Da es beim ganzen Ver— 
fahren auf den richtigen Sinn jedes Wortes ankommt, ſo 
hängt das Schicksal des Angeklagten von der Gewiſſenhaftig— 
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keit des juriſtiſch ungebildeten Translateurs ab, der von den 
Richtern und dem Staatsanwalt nicht kontrolliert werden 
kann, da dieſe Perſonen der Landesſprachen nicht mächtig 
ſind. Ebenſo ſchwierig geſtaltet ſich das Zivilverfahren. Im 
Bezirksgericht eriftieren für dieſes Verfahren keine Trans- 
lateure und ſo müſſen ſich die ſtreitenden Parteien durch 
Rechtsanwälte vertreten laſſen, was natürlich große Koſten 
ve rurſacht. 

Bei den Friedensrichtern übernimmt wie bei den Unter⸗ 
ſuchungsrichtern der Translateur die Vermittlung, der ein 
ſchlecht bezahlter, privatim vom Richter angeſtellter, rechts⸗ 
unkundiger, die Sprachen ſchlecht beherrſchender, gänzlich 
unqualifizierter und unkontrollierbarer Privatmann iſt. 

Wer jemals das Unglück gehabt hat, als Partei oder 
Zeuge einem ſolchen Gerichtsverfahren beizuwohnen, der wird 
eine quälende Erinnerung an dieſe Fülle von Mißverſtänd⸗ 
niſſen und Unſinn behalten, die von dem unwiſſenden und 
häufig übermüdeten Translateur zutage gefördert wurde, der 
beſtändig durch das nervöſe: „Was ſagt er?“ oder das 
gleichgültige „genug geſchwatzt!“ des Richters unterbrochen 
wird, der zufrieden iſt, wenn er ungefähr erfährt, um was 
es ſich handelt und nach welchem Schema der Fall zu bes 
handeln iſt. Es ſei hier das Zeugnis eines Ruſſen in der 
„Nowaja Wremja“ (11. Dezember 1899) angeführt: „Welch 
unerfreuliches Bild in den ... baltiſchen Bezirksgerichten die 
durch einen Dolmetſcher vor ſich gehende Befragung der des 
Ruſſiſchen unkundigen Zeugen bietet, das wiſſen diejenigen, 
die bis in die tiefe Nacht hinein den Gerichtsverhandlungen 
in der „verſtummten Grenzmark“ ... haben beiwohnen 
müſſen. Nur nach dem Urteil von Leuten, die mit den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen abſolut nicht bekannt find, iſt dieſes 
Land in den letzten Jahren ſchon völlig ruſſifiziert.“ Der 
Dolmetſcher ermüdet, wird zerſtreut, „verwechſelt mitunter 
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Kläger und Beklagten“, unterbricht die Zeugen mitten in 
ihren Ausſagen, „um ein langes Verhör zu vereinfachen und 
abzukürzen“, mißverſteht ſie, überſetzt falſch, lückenhaft oder 
ungenau uſw. Proteſte helfen nicht immer, da auch der 
Richter ungeduldig werden kann. „Auf dieſe Weiſe wird die 
Ausſage des Zeugen in der Wiedergabe des Dolmetſchers 
durch zufälliges Verſchweigen, Kürzungen, Müdigkeit, Miß⸗ 
ſtimmung, ſchlechtes Gedächtnis, Unfähigkeit, genau und 
knapp Fragen und Antworten wiederzugeben, und viele an- 
dere kleine Urſachen völlig entſtellt.“ Dazu kommt dann 
noch, „daß die Wahl der Translateure im baltiſchen Gebiet 
in vielen Fällen eine ſehr unglückliche ijt’, . . ihre etatsmäßige 
Gage iſt ſo gering, „daß ſich in der Praxis der baltiſchen 
Bezirksgerichte der Brauch herausgebildet hat, die Parteien 
noch mit einer Ergänzungsgebühr von einem Rubel zu belegen, 
ſobald ein Zeugenverhör durch den Translateur bevorſteht.“ 

Soweit die „Nowaja Wremja“, die den einzigen Troſt 
in der Hoffnung findet, daß einmal die geſamte baltiſche 
Bevölkerung fließend ruſſiſch ſprechen werde.) 

Beſonders der Einzelrichter iſt in einer Weiſe von dieſem 
in den Gerichtsinſtitutionen gar nicht vorgeſehenen Trans⸗ 
lateur abhängig, daß ein Laie leicht den Richter bloß für 
Protokollführer, den Translateur für den eigentlichen Frage⸗ 
fteller halten könnte. Was aus dieſem Verhältnis entſteht, 
wenn der Translateur aus dieſem oder jenem Grunde, etwa 
durch Beſtechung parteiiſch iſt, braucht nicht beſonders aus⸗ 
gemalt zu werden; ebenſowenig welche Ratloſigkeit, ja Ver⸗ 
zweiflung den ungebildeten, langſam denkenden Bauer bei 
ſolcher Verhandlung ergreift. 

Eine direkte Folge des allgemeinen Mißtrauens gegenüber 
der Fähigkeit des ruſſiſchen Gerichts, insbeſondere des Einzel⸗ 


1) Vgl. Balt. Chronik 1899/1900 S. 87. 
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richters, die objektive Wahrheit feſtzuſtellen, ſowie der weit⸗ 
gehenden aber ſehr erklärlichen Abneigung gegen die Moleſten, 
denen der Rechtſuchende bei dem entſetzlichen Formalismus 
des Verfahrens ausgeſetzt iſt, iſt die Tatſache, daß ein großer 
Teil der begangenen Verbrechen nicht zur Anzeige gelangt. 
Die Schäden, welche dem Betroffenen und den etwaigen 
Zeugen durch unnütze Zitationen, Fahrten, Warten beim 
Unterſuchungsrichter, im Gericht uſw. erwachſen, werden häufig 
höher eingeſchätzt, als der durch das Verbrechen verurſachte 
direkte Verluſt. Der in der Stadt wohnende Unterſuchungs⸗ 
richter ſcheut koſtſpielige Fahrten über Land und zitiert in⸗ 
folgedeſſen die Beteiligten, ohne Rückſicht auf deren Zeit⸗ 
verluſt, auf weite Strecken, einmal, zweimal, dreimal, um 
ſchließlich zu verkünden, daß die Sache wegen Mangels an 
Beweiſen niedergeſchlagen wird. Kommt es aber zum ge⸗ 
richtlichen Verfahren, ſo ſind abermalige Zitationen und, da 
ſämtliche Verhandlungen eines Tages auf dieſelbe Stunde 
(zehn Uhr) angeſetzt werden, ſtundenlanges Warten die Folge, 
bis man aufgerufen wird, um zu erfahren, daß der Beklagte 
nicht erſchienen iſt, und daß die Verhandlung vertagt wird. 
Iſt auch der Moment der Verhandlung erſchienen, ſo erweiſt 
es ſich, daß der Beklagte vollauf Zeit und Gelegenheit zur 
Verdeckung aller Spuren des Verbrechens gehabt hat, oder daß 
die Ausſagen bei der Vorunterſuchung in einer Sprache, die 
die Beteiligten nicht verſtanden, mißverſtändlich wiederge⸗ 
geben ſind. 

Welch eine Rolle die allgemeine Abneigung der Bevölkerung 
gegen die Anzeige von Verbrechen in der Kriminaliſtik ſpielt, 
ſoll hier eine ſtatiſtiſche Erhebung darſtellen, die im Jahre 
1903 von der eſtländiſchen Ritterſchaft unter Beihilfe des 
Gouverneurs gemacht worden iſt: 

Von 261 ſchweren Einbruchsdiebſtählen waren der Polizei 
bekannt 109, alſo 42 ,. 
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Von 421 ſonſtigen qualifizierten Diebſtählen 220, alſo 
. 

Von 216 Pferdediebſtählen 81, alſo 37 %. 

Von 82 Brandſtiftungen 24, alſo 30 %. 

Es liegt auf der Hand, welchen verderblichen Einfluß eine 
derartige Stellnug der Bevölkerung auf die Kriminalität 
haben muß; bedentet ſie doch die Zuſicherung der Straffreiheit 
bei dem größeren Teil aller Verbrechen. 

Über die Zunahme der Verbrechen, die von der Bevölkerung 
ſchwer empfunden wurde und auf die die Preſſe immer wieder 
hinwies, läßt ſich kein deutliches Bild gewinnen, einmal weil 
nur ein geringer Teil der Verbrechen zur Anzeige und Ver: 
folgung gelangt, dann weil die amtliche Statiſtik manches 
zu wünſchen übrig läßt, insbeſondere auch die Neigung hat, 
„alles zum Beſten zu kehren“. 

Eine Zuſammenſtellung der Daten über Perſonen, die 
durch das Rigaſche Bezirksgericht in den Jahren 1892—1904 
verurteilt worden ſind,) ergibt folgende Skala: 


Verbrechen wider Verbrechen wider das 

die Perſon Eigentum von Privaten 
1892 165 356 
1893 144 402 
1894 125 573 
1895 122 565 
1896 199 497 
1897 223 384 
1898 202 910 
1899 200 431 
1900 186 451 
1901 236 512 
1902 248 579 
1903 293 692 
1904 246 745. 


) Materialien herausgegeben vom Livl. gouvernementsſtatiſtiſchen 
Komitee. Jahrgänge 1892— 1904. Riga (ruſſ.). 
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Trotz der Schwankungen, die wir nicht erklären können 
(3. B. das Jahr 1895 bei Verbrechen wider die Perſon und 
1897 bei Verbrechen wider das Eigentum!), weit die Skala 
eine aufſteigende Kurve auf, die durch die Bevölkerungs⸗ 
zunahme allein nicht erklärt werden kann. 

Wir wenden uns nun zu einer weiteren Wirkung der 
Juſtizreform. 

Das geltende Privatrecht in den Oſtſeeprovinzen iſt das 
1862 als dritter Teil des Provinzialrechts kodifizierte Privat- 
recht, das auf die früheren größtenteils unkodifizierten Land⸗ 
und Stadtrechte der einzelnen Territorien und Städte der 
Provinzen zurückgeht. Die ruſſiſchen Richter, die in ihrer 
überwiegenden Zahl vor ihrer Entſendung in die Oſtſee⸗ 
provinzen von deren Provinzialrecht überhaupt nie etwas 
gehört haben, müfjen nun in der Zivilrechtspflege nach einem 
ihnen völlig unbekannten Rechtsbuch Recht ſprechen. Nicht 
nur für den Juriſten, für jeden denkenden Menſchen hat 
dieſe Erſcheinung etwas Ungeheuerliches. Noch ſchlimmer 
wird ſie aber, wenn man weiß, daß die zu den einzelnen 
Artikeln des oſtſeeprovinziellen Privatrechts zitierten Rechts⸗ 
quellen, auf die bei Interpretationen und Kontroverſen ge⸗ 
ſetzlich zurückgegangen werden muß, faſt ausſchließlich nur 
in deutſcher Sprache vorhanden ſind, wie denn auch die um⸗ 
faſſende juriſtiſche Literatur faſt durchgängig in deutſcher 
Sprache abgefaßt iſt. Und der ruſſiſche Richter ſpricht meiſt 
kein Wort Deutſch, geſchweige denn, daß er das ſchwere 
wiſſenſchaftliche Deutſch oder gar Mittelniederdeutſch (die 
Sprache der alten Ritter- und Stadtrechte Livlands) verſtände. 

Es bedarf nicht eines beſonderen Hinweiſes darauf, wie 
ſehr die Rechtſprechung durch dieſe Mängel leiden muß. 

Durch die Umwandlung der juriſtiſchen Fakultät an der 
früheren Univerſität Dorpat iſt dieſen unhaltbaren Zuſtänden 
eine gewiſſe Dauer garantiert worden. Aus dem juriſtiſchen 
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Studium ſind diejenigen Fächer, die zum Verſtändnis des 
Privatrechts eine unumgänglich notwendige Vorbedingung 
darſtellen, als ſelbſtändige Studienfächer ausgeſchieden worden: 
Theorie des Zivilprozeſſes, deutſches Privatrecht, deutſche 
Rechtsgeſchichte und provinzielle Rechtsgeſchichte. Was jedoch 
noch ſchlimmer iſt, das Privatrecht ſelbſt wird nach der Ent— 
laſſung des letzten hervorragenden Vertreters dieſes Faches, 
des Profeſſors Karl Erdmann (1893), von einem der ruſſiſchen 
Profeſſoren der juriſtiſchen Fakultät, der in dieſer Hinſicht 
autodidakt iſt, geleſen, wobei jahrelange Vakanzen des Lehr— 
ſtuhles vorkommen. Wie wenig hierbei die wiſſenſchaftliche 
Seite der Frage in Betracht kommt, beweiſt die Antritts— 
vorleſung des Zivilrechtlehrers Profeſſors A. Kriwzow, des 
Nachfolgers des tüchtigen und ehrlichen Profeſſors Kaſſo, im 
Februar 1896, der die bäuerliche Lage in den Oſtſeeprovinzen 
in den ſchwärzeſten Farben ſchildert und einen Übergang zum 
großruſſiſchen Gemeindebeſitz (dem „Mir“) empfahl. Der 
gelehrte Profeſſor charakteriſierte die zahlreichen bäuerlichen 
Kleingrundbeſitzer, die „Geſindeswirte“, als eine ſchwere Plage 
für das Land, gewiſſermaßen das nämliche, was im Innern 
des Reiches die halsabſchneideriſchen Dorfwucherer, die Kulaki, 
ſind. — Zudem ſeien dieſe Hofbeſitzer — und da ſchaute der 
Pferdefuß bedenklich hervor — große Helfer im Germani— 
ſieren.) Dieſer Mann der vorurteilsfreien Wiſſenſchaft 
wurde 1899 durch einen andern Profeſſor, Netſchajew, ab⸗ 
gelöſt, der ebenſowenig wie er an Sachkenntnis litt. Ihm 
folgte ein gewiſſer Newſorow, der ſeinen Lehrſtuhl dazu be— 
nutzte, gegen das Deutſchtum zu hetzen. Welchen Wert ſeine 
Lehrtätigkeit hatte, charakteriſiert ſeine Auffaſſung des balti- 
ſchen Privatrechts, das er öffentlich mit dem Schmähnamen 


) Balt. Chronik 1896, S. 36, vgl. S. 59 u. 105. 1897, S. 76. 
1898, S. 44 und 1899/1900, S. 15. 
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„Herrenrecht“ belegte. Inzwiſchen war im Februar 1897 
ein Lehrſtuhl für das Privatrecht der Oſtſeeprovinzen errichtet 
worden, und zwar in — Charkow! Die Abſolventen des 
Faches ſollten Vorzugsrechte beim Dienſte in den Oſtſee⸗ 
provinzen genießen. 

Dieſe Verhältniſſe geben ein trauriges Prognoſtikon für 
die baltiſchen Rechtsverhältniſſe der Zukunft. Was die Ver⸗ 
gangenheit und Gegenwart betrifft, ſo ſind die meiſten 
amtierenden Richter ohne jede Vorbildung im Privatrecht 
und mangels der Kenntnis der deutſchen Sprache auch nicht 
in der Lage, ſich autodidaktiſch eine irgend gründlichere Kenntnis 
des oſtſeeprovinziellen Rechts anzueignen. 

So herrſcht hier ein Zuſtand, dem ein Weſteuropäer 
ſprachlos gegenüberſteht: der größte Teil der Richter, Ver⸗ 
waltungsbeamten und des Advokatenſtandes kennt nicht das 
lebendige Recht des Landes! 

Nehmen wir noch hinzu, daß die Juſtiz- und Verwaltungs⸗ 
beamten faſt durchgängig Ruſſen aus dem Innern des Reichs 
ſind, die das Land und ſeine Bevölkerung nicht kennen, daß 
ſie meiſt voller Vorurteile gegenüber den „feudalen“ Ver⸗ 
hältniſſen herkommen, die ihrem demokratiſchen Empfinden 
ein Greuel find, daß fie es für ihre nationale und moraliſche 
Pflicht erachten, der ruſſiſchen „Aufklärung“ in den Grenz⸗ 
marken zum Siege zu verhelfen, ſo kann man ermeſſen, welche 
ſchweren Folgen dieſes für das Rechtsbewußtſein des Volkes 
haben mußte. 

Es muß allerdings zugegeben werden, daß die Haupt⸗ 
laſter des ruſſiſchen Beamtentums: Beſtechlichkeit und Mangel 
an amtlichem Pflichtgefühl bei den Beamten in den Oſtſee⸗ 
provinzen nicht in dem Maße zutage treten, wie dieſes im 
Innern des Reiches geſchieht. Dieſes liegt offenbar daran, 
einmal daß beſſere Elemente auf dieſen Kampfpoſten geſchickt 
werden, dann daß die Beamten ſich als Vertreter einer Idee 
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fühlen, deren Durchführung ihnen ſowohl adäquat als auch 
vorteilhaft für ihre Laufbahn iſt, ſo daß ihre natürliche Träg⸗ 
heit und Gleichgültigkeit, die von den ruſſiſchen Satirikern 


ur, 


Gdgol, Grybojedoff, Gontſcharöff, Tſchechoff u. a. fo treffend | 


geſchildert wird, bis zu einem gewiſſen Grade paralyfiert 
wird. Da zudem die Bevölkerung der Oſtſeeprovinzen ſich 
nur allmählich an die neuen Geſchäftsuſancen gewöhnte, auch 
meiſt recht ungeſchickt im amtlichen Verkehr zeigte, ſo blieb 
die Beſtechlichkeit in den meiſten Fällen latent, ja mancher 
Beamte entpuppte ſich zu ſeiner eignen Verwunderung wohl 
oder übel als Kato. Um ſo mehr wuchs aber ſeine Ver— 
achtung der Fremdſtämmigen und er konnte ſich raſtlos der 
Aufgabe weihen, dieſe minderwertigen Untertanen dem großen 
Reiche zu aſſimilieren. 

Daß dieſes Urteil nicht zu hart iſt, weiß jeder Kenner 
der baltiſchen Verhältniſſe. Wir wollen hier eine in viel⸗ 
facher Hinſicht typiſche Laufbahn eines baltiſchen Verwaltungs⸗ 
beamten, den Fall „Kaſſatzki“, nach dem offiziellen Prozeß— 
ber icht referieren. 

Joſeph Kaſſatzki, der nach den Prozeßakten in ſeinem 
ganzen Leben nur ein Examen, und zwar im Leſen, Schreiben 
und den vier Spezies, abgelegt hatte, wurde 1881 auf Grund 
gefälſchter Bildungszeugniſſe im Moskauer Gouvernement 
zum Friedensrichter gewählt und wurde 1886 Beamter bei 
der kurländiſchen Akziſe. Bei der Juſtizreform 1889 wurde 
er Bauernkommiſſar in Ofel, wo er im Auftrage des Gouver- 
neurs Sinowjew die Verſchmelzung der Bauerngemeinden 
betrieb und bei Einrichtung der neuen Gemeindekanzleien 
durch „Vermittlung“ der Ankäufe der Geldſchränke, Kaiſer— 
porträts uſw. die Summe von 3421 Rbl. und 72 Kop. „ver⸗ 
diente“. Die murrenden Gemeinden brachte er durch 
Schikanen und Brutalität zum Schweigen. 1896 wurde K. 
Oſelſcher Kreischef (Landpolizeichef); 1898 berichtete K.s Nach— 

Lettiſche Revolution I. 10 


146 Die Vorbereitung des Bodens der Revolution. 


folger, der Bauernkommiſſar B., dem Gouverneur über K.s 
Unterſchlagungen, fand aber wenig Glauben. Bei den darauf 
eingeleiteten Kriminalunterſuchungen kamen ſeine Antezeden- 
tien, ſeine gänzliche Unbildung, die Fälſchungen ſeiner 
Atteſtate uſw. zutage, zum größten Erſtaunen ſeiner Vor— 
geſetzten. Bei der Verhandlung des Prozeſſes vor dem 
Rigaſchen Bezirksgericht im Oktober 1901 machte ſich eine 
allgemeine Sympathie der ruſſiſchen Geſellſchaft für den 
„Unglücklichen“ bemerkbar. Die Verteidigung führte aus, 
daß K. „zur Forderung der Ruſſifizierung eines abgelegenen 
Winkels des Vaterlandes“ viel beigetragen habe — ſeine 
Verirrungen ließen ſich durch ſein herbes Geſchick erklären, 
das ihm neben einer rechtmäßigen Gattin eine Geliebte mit 
drei Kindern beſchert habe. Dieſe zwei Familien hätte er 
ehrenhafterweiſe unterhalten. Er ſei nicht nur ein tüchtiger, 
ſondern auch ein guter Menſch! Die ſog. Unterſchlagungen 
bei Ankauf des Inventars der Gemeindehäuſer ſeien als 
kaufmänniſche Vermittlung aufzufaſſen, der von K. bean- 
ſpruchte () Gewinn von 34% ſei vom Standpunkt des 
Kaufmannes nicht hoch. 

Trotzdem wurde K. in allen Punkten ſchuldig befunden 
und zu 1½ Jahren Arreſtantenkompagnie — dem niedrigſten 
in Frage kommenden Strafmaß — verurteilt. Seine Appella⸗ 
tion wurde vom Senat im Februar 1902 verworfen. In der 
Appellationsſchrift ſtellt er ſich als Opfer der Intrigen der 
Feinde der Ruſſifizierung dar. Am 15. Mai 1902 wurde K. 
auf Vortrag des Juſtizminiſters unter Zuſtimmung des 
Miniſters des Innern allergnädigſt von S. Maj. dem Kaiſer 
von der Verbüßung der über ihn verhängten Strafe befreit 
und ſofort in Freiheit geſetzt. 

Es iſt ſchwer zu ſagen, was einen im „Fall Kaſſatzki“ 
mehr erſchüttert, die entſetzliche Unordnung im Behörden— 
weſen, die es einem Mann mit Elementarſchulbildung ermög⸗ 
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lichte, nacheinander Friedensrichter, Sekretär einer Afzije- 
verwaltung, Bauernkommiſſar und Kreischef zu werden, die 
moraliſche Begriffsverwirrung der ruſſiſchen öffentlichen Mei⸗ 
nung, die in dem Diebe und Betrüger faſt einen Heros 
erblickte, weil er ſeine Nebenfrau und ſeine drei unehelichen 
Kinder ebenſo unterſtützte wie ſeine legitime Familie, oder 
endlich die offenbare, alles Recht verhöhnende Begünſtigung 
des Kaſſatzki durch Juſtiz und Regierung, weil er ein brauch⸗ 
bares Werkzeug der Ruſſifizierung geweſen! 

Es ſei aber fern von uns, den „Fall Kaſſatzki“ zu gene⸗ 
ralifieren. Es gab natürlich Ausnahmen, beſonders in den 
Kollegialgerichten, wo tüchtige und ehrenwerte Beamte nicht 
felten find. Dieſe werden aber nach ununterbrochener bureau- 
kratiſcher Gewohnheit verſetzt, ſobald ſie ſich in die fremden 
Verhältniſſe eingelebt und ſich mit den Rechten und Gewohn⸗ 
heiten des Landes bekannt gemacht haben. Solche Ber- 
ſetzungen und Beförderungen ſind verſtändlich, wenn es ſich 
um Perſonen handelt, die ſich durch den Augenſchein davon 
überzeugt haben, wie unmoraliſch und töricht die Regierungs- 
politik gegenüber den Oſtſeeprovinzen iſt, und die ehrenhaft 
genug ſind, nach ihrer neu gewonnenen Überzeugung zu 
handeln; auch ſind ſolche Verſetzungen verſtändlich, wenn es 
ſich um Perſonen handelt, die durch mehr oder weniger 
ungeſetzliche Handlungen öffentliches Argernis hervorgerufen 
und das Regierungsprogramm kompromittiert haben — 
dagegen gibt es aber zahlreiche Verſetzungen, deren Grund 
dem beſchränkten Untertanenverſtande ewig verborgen bleiben 
wird, da er in den geheimnisvoll waltenden Geſetzen der 
Beamtenhierarchie zu ſuchen iſt. — Jedenfalls muß dieſe 
übertriebene Freizügigkeit der Beamtenſchaft um ſo ſchlechter 
wirken, als es für ſie ſchwer iſt, in dem ihnen ſo ganz 
fremden Boden Wurzel zu faſſen. Direkt demoraliſierend 
wirken aber die ſog. Strafverſetzungen makulierter Beamter 
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von einem Ort der Oſtſeeprovinzen zum anderen, wie ſie 
gang und gäbe ſind und die mit der in Rußland herrſchen⸗ 
den Auffaſſung zuſammenhängen, daß Beamte nur wegen 
grober Kriminalvergehen abgeſetzt werden können. 

Kann es unter ſolchen Umſtänden wunder nehmen, daß 
die Rechtszuſtände in den Oſtſeeprovinzen in den fünfzehn 
Jahren des neuen Regimes vollſtändig verrottet ſind, daß 
das Rechtsbewußtſein der gebildeten Klaſſen auf Schritt und 
Tritt beleidigt und mit Füßen getreten wird, daß die Rechts⸗ 
vorſtellungen der bäuerlichen Bevölkerung vollſtändig aus 
den Fugen gegangen ſind — kurz, daß ein unbeſchreiblicher 
Zuſtand der Rechtsunſicherheit und der moraliſchen Ver⸗ 
wilderung eingetreten iſt?! 


Schlußwort. 


Wir haben in den vorhergehenden Abſchnitten die Wir⸗ 
kungen der ruſſiſchen Grenzmarkenpolitik auf die Bevölkerung 
der Oſtſeeprovinzen geſchildert. Wir haben geſehen, daß 
durch die mit fanatiſchem Eifer und mit den unlauterſten 
Mitteln durchgeführten Konverſionen zahlreiche Bauern — 
in Livland allein weit über 100000 — in der Hoffnung 
auf materielle Vorteile in den Schoß der griechiſchen Kirche 
geführt wurden, dem ſie ſich nicht mehr entwinden konnten, 
nachdem die notwendige Ernüchterung eingetreten war. Wir 
haben ferner geſehen, daß durch dieſe Vorgänge die ſchwerſten 
ſittlichen Konflikte entſtanden, daß viele dieſer Betörten, des 
moraliſchen Halts der Religion beraubt, heimliche Taufen 
vornahmen, in wilder Ehe lebten, die Konfirmation und das 
Abendmahl durch Lüge erſchlichen, kurz, ſich außerhalb des 
Sittengeſetzes ſtellten; daß wieder unzählige andere, die keine 
Gewiſſensnot empfanden, im neuen Glauben, der ihnen nichts 
bot, in gleichgültigem Stumpfſinn, ja in offener Mißachtung 
ſeiner Formen verharrten. Wir haben endlich geſehen, wie 
die Staatskirche das Luthertum auf die Stufe einer chriſt⸗ 
lichen Sekte herabdrückte und ſie in der Vorſtellung des 
Volkes in jeder Weiſe erniedrigte, ſo daß die Autorität der 
lutheriſchen Seelſorger ſyſtematiſch vernichtet wurde. 

Wir haben hierauf die Ruſſifizierung der Volksſchule 
behandelt und haben die merkwürdige und erſchütternde Tat- 
ſache feſtgeſtellt, daß im Laufe von 20 Jahren ein in 
200 Jahren aufgeführter Bau vollſtändig niedergeriſſen 
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worden iſt. Wir haben geſehen, daß die ebenſo ſitten⸗ wie 
gedankenloſe Politik der Panſlawiſten nicht nur die Volks⸗ 
bildung unendlich herabgeſetzt, ſondern, was weit ſchlimmer 
iſt, die Jugend demoraliſiert und in die Arme der Sozial⸗ 
demokraten und Anarchiſten getrieben hat. 

Wir haben ferner die Ruſſifizierung des Juſtiz⸗ und 
Verwaltungsweſens dargeſtellt und haben geſehen, daß die 
patriarchaliſche, bis in die unterſten Inſtanzen ausgebildete 
Selbſtverwaltung durch ein rein bureaukratiſches Regime er⸗ 
ſetzt worden iſt, daß ein Heer von ruſſiſchen Beamten das 
Land überſchwemmt hat, welches ſie weder kannten, noch 
deſſen Sprache ſie verſtanden, daß Recht geſprochen wird 
nach einem Recht, das der Richter nicht kennt, ja in den 
meiſten Fällen nicht einmal kennen lernen kann. Wir haben 
geſehen, daß infolgedeſſen das Rechtsbewußtſein der ge⸗ 
bildeten Klaſſen beſtändig verletzt und daß die Rechtsvor⸗ 
ſtellungen der bäuerlichen Bevölkerung auf das aäußerſte 
erſchüttert worden find. Wir haben an der Hand ſtatiſtiſcher 
Daten nachgewieſen, wie gering das Zutrauen der Bevölkerung 
zum Arm der Gerechtigkeit war und wie ſehr infolgedeſſen 
die Rechtsunſicherheit zugenommen hat. 

Aus dieſen Unterſuchungen läßt ſich erkennen, wie ſehr 
die Ruſſifizierung der Revolution die Wege geebnet hat. 

Als Einleitung zum zweiten, der Schilderung der revo— 
lutionären Ereigniſſe gewidmeten Teil dieſer Abhandlung 
werden wir noch eine andere Seite der die Revolution vor— 
bereitenden Einwirkung des Panſlawismus auf die Letten zu 
unterſuchen haben. Wir werden ſehen, wie in ſyſtematiſcher 
Hetzarbeit ſeit bald 50 Jahren die „unterdrückten“ Letten 
und Eſten gegen alles Deutſche aufgewiegelt wurden. Im 
Sommer 1862 erklärte die von Iwan Akſakow und Juri 
Samarin herausgegebene Zeitung „Denj“ (der Tag): ſie 
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werde ſich glücklich ſchätzen, wenn ſie in etwas dazu bei⸗ 
tragen könnte, das lettiſche Volk „vom Joch der Deutſchen 
zu befreien“. ) 

Damals entſtand unter der Agide des Panſlawismus 
die junglettiſche Partei, die ſich den Raſſen⸗ und Klaſſen⸗ 
kampf zur Aufgabe machte und die in der Grenzmarkenpolitik 
der Regierung dazu auserſehen war, dem verhaßten Deutſchtum 
in den Rücken zu fallen. Die nationale Bewegung unter 
den Letten und Eſten ſtellt ſich als ein rein künſtliches 
Produkt des Deutſchenhaſſes der Panſlawiſten dar. Von 
einer Unterdrückung des lettiſchen und eſtniſchen Volkstumes 
als ſolchen durch die Deutſchen konnte auch bei böswilligſter 
Beleuchtung der Dinge nicht die Rede ſein. Es war vielmehr 
eine unbeſtrittene Tatſache, daß die Pflege des undeutſchen 
Volkstums von den Deutſchen ausgegangen war. Die 
lettiſch-literariſche Geſellſchaft und die gelehrte eſtniſche 
Geſellſchaft, die ſeit Beginn des Jahrhunderts Sprache und 
Eigenart der Letten und Eſten unterſucht, gepflegt und be⸗ 
fördert hatten, beſtanden faſt nur aus Deutſchen, zum größten 
Teil aus deutſchen Predigern. Die Volksſchule war, wie wir 
geſehen haben, national. Von einer gewaltſamen Germani⸗ 
ſierung war nicht die Rede. Man hat im Gegenteil von 
anderer Seite gegen die baltiſchen Deutſchen den Vorwurf 
erhoben, die Letten und Eſten nicht germaniſiert zu haben. 
Sehr mit Unrecht. Solche Vorwürfe beruhen auf Unkenntnis 
der Sachlage. Die bewußte Germaniſierung der Undeutſchen 
wäre bis ins 19. Jahrhundert ein Anachronismus. Erſtens 
verfiel kein Menſch darauf, und zweitens wäre es eine phyſiſche 
Unmöglichkeit geweſen, wie wir ſchon gelegentlich ausgeführt 
haben. Mit den Zeiten Herders in der Aufklärungsperiode 
ſetzte eine Strömung ein, die jeder Entnationaliſierung 
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feindlich war, die darin eine Vergewaltigung der „Menſchen⸗ 
rechte“ geſehen hätte. Es wurde im Gegenteil Mode, fremdes 
Volkstum zärtlich zu pflegen. Man leſe hierüber die Reden 
deutſcher Gelehrter und Prediger nach, die 1819 in der 
lettiſch⸗literariſchen Geſellſchaft zu Mitau gehalten wurden. 
Die Epoche der Romantik konnte in dieſer Auffaſſung keine 
Wandlung bringen. Als eine mehr nüchterne Denkungsart 
herrſchend wurde, da hätte die Frage der Germaniſierung 
der Letten und Eſten zur Sprache kommen können. Doch 
hatte ſich die politiſche Lage der Provinzen damals vollſtändig 
verändert. Das Deutſchtum hatte ſich ſelbſt zu verteidigen 
gegen die ihm drohende gewaltſame Entnationaliſierung. 
Dieſe Verteidigung konnte nur geführt werden auf der Baſis 
der Achtung vor der Mutterſprache, vor der Nationalität. 
Es liegt auf der Hand, daß eine gleichzeitige Entnationali⸗ 
ſierung der Letten und Eſten dieſe Baſis erſchüttert hätte. 


Daher betonten die Deutſchen die Notwendigkeit der nationalen 


Volksſchule. Nur wer ſich eine höhere Bildung erwerben 
wollte, war auf die deutſchen Mittel⸗ und Hochſchulen an⸗ 
gewieſen. Auf dieſem Wege fand eine Germaniſierung 
zahlreicher lettiſcher und eſtniſcher Elemente ſtatt, denn die 
Aneignung einer fremden Kultur hat naturgemäß den Verluſt 
der bisherigen Nationalität zur Folge, zumal wenn damit 
ein Aufrücken in eine ſozial höhere Stufe verbunden iſt. 
Auch die „lettiſche Intelligenz“, die mit dem Eifer des 
Emporkömmlings und dem Nationaldünkel aller kleiner 
Völkerſplitter ihr reines Lettentum betont, iſt im Grunde 
genommen germaniſiert, da ihre Kultur deutſch-proteſtan⸗ 
tijd) iſt. 

Das nationale Moment ſpielte alſo in der junglettiſchen 
Bewegung, die in den ſechziger Jahren des 19. Jahrhunderts 
entſtand, nur die Rolle des ſchön ausſchauenden Mäntelchens, 
mit dem ſich die begehrlichen materiellen Inſtinkte drapierten. 
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Gewiß gab es ſchon damals nationale Fanatiker unter den 
wenigen gebildeteren Führern, aber tatſächlich trug die Be⸗ 
wegung einen wirtſchaftlichen Charakter, der ſeit 1880 einen 
immer mehr ſozialiſtiſchen Anſtrich erhielt. 1882 erſchien in 
Genf ein Monatsblättchen „Der Baltiſche Föderaliſt“, das 
die Aufgabe verfolgte, die Verbindung zwiſchen der ſozialiſti⸗ 
ſchen Bewegung in den Oſtſeeprovinzen und Rußland her⸗ 
zuſtellen. Gleichzeitig ſetzte die offizielle Deutſchenhetze wieder 
kräftig ein; in der Manaſſeinſchen Reviſion, von der wir im 
Abſchnitt über das Juſtizweſen geſprochen haben, fand ſie 
ihren Höhepunkt. 

So wurde von verſchiedenen Seiten der Boden für die 
internationale Sozialdemokratie vorbereitet, der es beſchieden 
war, die herangereifte Saat zu ernten und durch Meuchel⸗ 
mord und Brandſtiftung die deutſche Kultur in den Oſtſee⸗ 
provinzen zu erſchüttern. 


Verlag von Georg Reimer Berlin. 


Geſchichte Rußlands 
unter Kaiſer Nikolaus 1. 


Von 
Prof. Dr. Theodor Schiemann. 


Band I: 


Kaiſer Alexander I. 
und die Ergebniſſe ſeiner Lebensarbeit. 
Preis broſchiert Mark 14.—, in Halbfranz gebunden mark I6.—. 
* 


Das obige, auf drei Bände ſich verteilende Werk ſchoͤpft 
überall aus neu erſchloſſenen archivaliſchen Quellen und ſtellt 
unter beſcheidenerem Titel eine 


monumentale Geſchichte Rußlands im neunzehnten 
Jahrhundert 


dar. An der Schwelle des erſten einleitenden Bandes ſteht Paul I; 
in feiner Mitte Alexander I. Als Menſch und als Politiker in einem 
neuen, ihm durch die Wahrheit der Geſchichte zukommendem Lichte. 


& 


man kann es ohne Übertreibung ausſprechen, daß dieſem 
Schiemannſchen Buche unter den zeitgensſſiſchen Geſchichtswerken 
ein ſehr hoher Platz eingeräumt werden muß. 

Jedenfalls gehort das Buch zu den anregendſten geſchichtlichen 
Werken, die in den letzten Jahren den gebildeten Lefern darge⸗ 
boten wurden. Herr Schiemann räumt gründlich mit allen den 
Vorurteilen auf, die noch immer mit Bezug auf Alexander im 
Schwange gehen. Er iſt ein unerbittlicher Richter, aber er iſt 
auch ein ſcharf beobachtender Pſychologe, und fo gelangt er denn, 
mit forgfältiger Benutzung aller literariſchen Hilfsquellen und 
neuen, vorher unbekannt gebliebenen archivariſchen Dokumenten 
und glaubwürdigen Aufzeichnungen von Privatleuten in hervor, 
ragenden Stellungen, zu einer Charakterdarſtellung Alexanders, 
die in den Grundzügen von der landläufigen gar ſehr abweicht. 

(Berliner Tageblatt.) 


Verlag von Georg Reimer Berlin. 


Die Ermordung Pauls 


und die 


Thronbeſteigung Nikolaus I. 


| Ruffifh und Deutſch in einem Bande. 


Neue Materialien 


veröffentlicht und eingeleitet von 


Prof. Dr. Theodor Schiemann. 


| 


Preis broſchiert M. IO.—, in Leinwand gebunden M. II.—. 
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Es ift keineswegs müßige Neugier, wenn feit nun- 
mehr Joo Jahren immer aufs neue verſucht worden 
iſt, die dichten Schleier zu lüften, mit denen abſichtliche 
Entſtellung, Legende und Fama die Zuſammenhänge - 
verhüllt haben, um die Derantwortlidfeiten zu ver- 
ſchieben. Vielmehr iſt es eine Pflicht hiſtoriſcher 
Gerechtigkeit, das authentiſche Material zuſammen⸗ 
zutragen, um ein abſchließendes Urteil zu ermöglichen. 

Das hat der mit der ruſſiſchen Geſchichte jener 
Zeit fo hervorragend vertraute Verfaſſer des vor- 
liegenden Buches auf Grund der bedeutungsvollen, 
hier zum erſten Male erſchloſſenen geſchichtlichen Ur⸗ 
kunden getan, indem er ſie ſelbſt reden ließ und damit 
ein ſicheres und dauerndes Fundament für das hiſto— 
riſche Urteil gelegt hat. 

Die gleiche Erwägung hat auch die Veröffent- 
lichung der neuen Materialien „Zur Geſchichte des 
| Dezember-Aufftandes 1825“ veranlaßt. 
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Deutſchland 
und die große Politik 


Prof. Dr. Theodor Schiemann. 


Jährlich ein Band mit ausführlichem Perſonen- und Sachregiſter. 
Preis broſch. M. 6.—, in imitierten Halbfranzband geb. M. 7.—. 
Erſchienen find Band I-V (J9J—J905). 
on 

Die Überfichten über die äußere Politik, die hier 
unter dem Titel „Deutſchland und die große Politik“ 
gegeben werden, ſollen das Intereſſe vertreten, das 
wir an den großen Problemen der Weltpolitik nehmen. 

Im Frühjahr jedes Jahres erſcheint ein Band in 
annährend gleicher Stärke, der den Fluß und die Strö⸗ 
mungen der hohen Politik des vergangenen Jahres 
behandelt, ſo daß die Reihe der Bände ein mit dem 
neuen Jahrhundert beginnendes geſchichtliches Quellen- 
werk von hervorragender Bedeutung ſein wird. — 
Bei der geiſtvollen und flüſſigen Darſtellung wird jeder, 
der am öffentlichen Leben Intereſſe nimmt, den Aus- 
führungen des von hoher Warte ſchauenden Autors 
mit Genuß und Gewinn folgen. 

Über den I. Band, der das Jahr 1901 behandelt, 
äußern ſich die „Preuß. Jahrbücher“ in Bd. Jos Seft 2: 

„Zu den hervorragendſten publiziſtiſchen Leiſtungen 
unſerer Zeit, den glänzenden Ausnahmen, gehören zweifel 
los die Schiemannſchen Überſichtsartikel. Zufammen- 
geſtellt bilden ſie nunmehr eine ganz eigenartige gleichzeitige 
Geſchichtsſchreibung. Es iſt kein möglichft farbloſer ob- 
jektiver Geſchichtskalender und es iſt auch keine fort⸗ 
laufende Erzählung, ſondern ein Mittelding, eine Spiege- 
lung der Ereigniſſe, wie ſie nach einander eingetreten ſind, 
in einer ſehr kenntnisreichen und urteilsfähigen Indivi⸗ 
dualität von beſtimmter, ſcharf markierter Tendenz.“ 


Verlag von Georg Reimer Berlin. 


Zum Kontinent des eifigen Südens 
Don Erich von Drygalski. — Deutſche Südpolar-Expe⸗ 
dition. — Fahrten und Forſchungen des „Gauß“ 1901-1903. 
mit 400 Abbildungen ſowie 21 Tafeln und Karten. Geheftet 
mark 18.—; gebunden in eleg. Ganzleinenband Mark 20.—. 


Die Blütezeit der Deutſchen Sanfe 


Hanſiſche Geſchichte von der zweiten Hälfte des XIV. bis zum 
letzten Viertel des XV. Jahrhunderts. Von E. Daenell. 
= Gefrönte Preisſchrift. = 2 Bande. Geheftet Mark 20.—; 
gebunden in 2 Halbfranzbänden Mark 24.—. 


Zehn Jahre deutſcher Kämpfe 


Schriften zur Tagespolitik von Heinrich von Treitſchke. 
Dritte Auflage. 2 Bände. Geheftet Mark 12.—; gebunden 
in 2 Halbfranzbänden Mark I5.—. 


Bismarcks Bildung, ihre Quellen 
und ihre Außerungen 


Von Prof. Dr. Hans Prutz. — Geheftet Mark 3.—; gebunden 
Mark 3.80. 


Aus des Großen Kurfürſten letzten 
Jahren 


Jur Geſchichte ſeines Hauſes und Hofes, ſeiner Regierung und 
Politik. Von Prof. Dr. Hans Prutz. — Geheftet Mark 7.—. 


Der ruſſiſch⸗türkiſche Feld zug in der 


europäͤiſchen Türkei 1323 und 1829 


Dargeſtellt im Jahre 1845 von Helmuth von Moltke. Mit 
Karten und Plänen. Zweite Auflage. — Geheftet Mark 19.50. 


Verlag von Georg Reimer Berlin. 


Carl Schurz Lebenserinnerungen 


Bis zum Jahre 1852. Mit einem Bildnis: Schurz und Kinkel. 
Geheftet Mark 7.—; gebunden Mark 8.—. 


Ludwig Bamberger Erinnerungen 


Herausgegeben von Dr. Paul Nathan. Geheftet Mark 7.50; 
gebunden in Ganzleinen Mark 8.50, in Halbfranz Mark 9.50. 


Politiſche Porträts 


Von Dr. Theodor Barth. — Geheftet Mark 2.—; gebunden 
Mark 2.80. 


Wie ſah Bismarck aus? 


Von Fritz Stahl. — Mit 31 Tafeln in Autotppie und Kupfer- 
druck. Elegant kartoniert Mark 3.—. 


Wie ſah Goethe aus! 


Von Feitz Stahl. — Mit 28 Tafeln in Autotppie und Kupfer: 
druck. Elegant kartoniert Mark 3.—. 


Ernſt Moritz Arndt 


Ein Lebensbild in Briefen. Wad ungedruckten und gedruckten 
Originalen herausgegeben von Heinrich Meisner und 
Robert Geerds. Geheftet Mark 7.—; gebunden in Jalb- 
franzband Mark 8.75. 


Biographiſches Jahrbuch 
und Deutſcher Nekrolog 


Herausgegeben von Anton Bettelheim. — Bis jetzt erſchienen 
9 Bände, enthaltend die Chronik der Toten der Jahre 1898 
bis 1904. Preis eines jeden Bandes geheftet Mark 12.—; ge: 
bunden in eleganten Halbfranzband Mark J4.—. 


Verlag von Georg Reimer Berlin. 


Graf Alexander Reyferling 
Ein Lebensbild 
aus ſeinen Briefen und Tagebüchern 
Zuſammengeſtellt von ſeiner Tochter 


Freifrau Helene von Taube von der Iſſen. 
2 Bände mit 2 Porträts und 5 Abbildungen. 
Preis broſch. Mark 20.—, gebd. in 2 Halbfranzbaänden Mark 24.—. 
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Alexander Graf Reyſerling, geb. den 15. Auguſt 1815, 
geft. den 8. Mai [89], der Zeitgenoſſe und Herzens freund 
Bismarcks, gehört einer Generation an, deren letzte 
Vertreter bereits hingegangen ſind und deren Denken 
und Streben dem gegenwärtigen Geſchlecht Geſchichte 
geworden iſt. 

Unter den erlauchten Geiſtern dieſer großen Zeit 
wird aber dem Grafen Keyſerling ein Ehrenplatz 
geſichert bleiben. Die Spuren ſeines Wirkens laſſen 
ſich nicht verwiſchen, er hat in Wiſſenſchaft und Leben 
ſo tiefe Furchen gezogen, daß der beſondere Stempel 
ſeines Geiſtes ſich überall erkennen läßt, wo Neigung 
und Beruf ihm Aufgaben und Pflichten ſtellten. 

Die Menſchen, mit denen Beyferling lebte und 
mit denen er ſeine Gedankenwelt teilte, ſind ja, wenn 
wir von dem einen, Bismarck, abſehen, weniger geweſen 
als er. Aber es liegt in der Art großer und edler 
Naturen, die Menſchen zu ſich heraufzuheben, und die 
Art, wie Reyferling mit ihnen verkehrt, zeigt daher über⸗ 
all den Widerklang ſeiner eigenen reichen Gedankenwelt. 
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